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Erſter Teil .

Die Tätigkeit des Hentrums auf politiſchem Gebiete .

A. Die Bundesſtaaten .

3. Die Verfaſſung von Elſaß - Lothringen .
Die Bemühungen um die Weiterentwicklung der reichsländiſchen

Verfaſſung hat unter allen bürgerlichen Parteien das Zentrum zuerſt
und jahrelang allein aufgenommen . Am 4. Dezember 1904 brachte
es folgenden Initiativantrag ein : „die verbündeten Regierungen zu
erſuchen , dem Reichstag den Entwurf eines Geſetzes vorzulegen , durch
Wlager Elſaß - Lothringen als Mitglied des Reichs eine ſelb⸗

ſtändige Vertretung im Bu 2 er t Reichsverfaſſung Artikel 6) . “
. Seſſ . 1903/05 Druckſ . Nr . 532.) Die Anträge der Elſäſſer Preiß

und Genoſſen vom 3. Dez. 1909 ( l . Se eſſ. 1909/10 Druckſ . Nr . 88 )
und 14 . März 1910 ( Druckſ . Nr . 343 ) fanden volle Unterſtützung
beim Zentrum , da auch dieſe die Erhebung des Reichslandes zum
ſelbſtändigen Bundesſtaat forderten . Nahezu alle reichsländiſchen
Abgeordneten haben Zentrumsabgeordnete leiſteten Unterſtützung
durch Namensunterſchrift am 12 . Mai 1905 (1. Seſſ . 1904/0
Druckſ . Nr . 796 ) , 5. Dez . 1905 ( II . Seſſ . 1905,06 Druckf . Nr . 139 )
und 20 . Febr . 1907 (J. Seſſ . 1907 Druckſ . Nr . 75 ) dem Reichstage
Initiativanträge über die Verfaſſung Elſaß - Lothringens unterbreitet ,
deren Kern war : „ § 2. Der Bundesrat und der Reichstag ſcheiden
als Organe der Lardeeieet in Lothri ngen aus . Der

elſaß⸗lothringiſche Landesausſchuß erhält den Namen „elſaß — lothringiſcher
Landtag “ .

§ 3. Die geſetzgebende Gewalt in Elſaß - Lothringen wird aus
geübt durch den Kaiſer und den Landtag Die Uebereinſtimmu ung
des Kaiſers und des Mehrheitsbeſchluſſes des Landtags iſt zu einem

Landesgeſetze erforderlich und ausreichend . “

Gleichzeitig haben dieſelben Abgeordneten dem Reichs ſtage einen
Geſetzentwurf über die Wahlen zum Landesausſchuß für Elſaß
Lothringen unterbreitet und zwar am 4. Dez. 1903 ( Druckſ . Nr . 25 ) ,
29 . Nov . 1905 ( Druckſ . Nr . 99 ) , 19. Februar 1907 ( Druckſ . Nr . 76 )
und 3. Dez . 1909 ( Druckſ . Nr . 87 ) . In dieſen Geſetzentwürfen
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wurde für den Landesausſchuß das Reichstagswahlrecht gefordert und

eine Reihe von Beſtimmungen über Wählbarkeit , Immunität uſw .

vorgeſchlagen , daraus :

§ 13. Wählbar zum Abgeordneten und Wähler iſt jeder , der die elſaß —
lothringiſche Staatsangehörigkeit beſitzt , das fünfundzwanzigſte Lebensjahr zurück
gelegt und in Elſaß - Lothringen ſeit mindeſtens drei Jahren ſeinen Wohnſitz hat ,
vorbehaltlich der im § 3 des Wahlgeſetzes für den Reichstag enthaltenen Ein

ſchränkungen Ein Verwaltungsbeamter kann für einen Wahlbezirk , der ganz oder

zum Teil zu ſeinem Verwaltungsbezirk gehört , nicht zum Abgeordneten gewählt
werden

§ 15. Auf je 30 000 Seelen der Zivilbevölkerung wird ein Abgeordneter
gewählt .

§S 16. Jeder Abgeordnete wird in einem beſonderen Wahlkreiſe gewählt .
Jeder Wahlkreis wird zum Zwecke der Stimmabgabe in kleinere Bezirke

geteilt , welche möglichſt mit den Ortsgemeinden zuſammenfallen ſollen , ſofern nicht
bei volksreichen Ortsgemeinden eine Unterabteilung erforderlich wird. Die Wahl

bezirke müſſen räumlich begrenzt ſein .
Die Wahlkreiſe werden durch Geſetz beſtimmt .
Alle in dieſen Initiativanträgen niedergelegten Wünſche gingen

alſo dahin : 1. das Reichsland ſoll wie jeder Bundesſtaat eine Ver —

tretung im Bundesrat erhalten . 2. Der Kaiſer und der Landtag ſind
die geſetzgebenden Faktoren für die Reichslande ; Bundesrat und

Reichstag ſcheiden als ſolche aus . 3. Für die Wahlen zum Landtage
ſoll das Reichstagswahlrecht feſtgelegt werden . 4. Dieſe Verfaſſung
ſoll durch den Reichstag und Bundesrat geſchaffen werden . Dieſe

vier Kardinalforderungen kehren als Geſamtwünſche der reichs —

ländiſchen Abgeordneten immer wieder und jetzt ſchon kann geſagt
werden , daß dieſe Wünſche erfüllt worden ſind in einem Umfange ,
wie es ſelten ein Initiativantrag erzielt hat.

Am 11 . Dezember 1910 legte der Reichskanzler zwei Geſetz⸗—
entwürfe über die Verfaſſung Elſaß - Lothringens und ein Wahlgeſetz
für die 2. Kammer vor (I. Seſſ . 1909/10 Druckſ . Nr . 581 ) . Am

26 . und 28 . Januar 1911 fand die erſte Leſung der Entwürfe ſtatt ,
wobei namens des Zentrums die Abg. Vonderſcheer und Dr . Frhr .
von Hertling ſprachen . Die Vorlage wurde an eine Kommiſſion
von 28 Mitgliedern überwieſen ; derſelben gehörten vom Zentrum an :

Dr . Frhr . von Hertling (ſeit ſeiner Erkrankung Müller - Fulda ) ,
Dr . Schädler , Gröber , Dr . Spahn , Fehrenbach , Vonderſcheer , Hauß ,
Delſor ( nach deſſen Austritt Dr . Pichler ) . Das Zentrum hatte ſomit
drei Reichsländer in die Kommiſſion entſendet und insgeſamt ſieben
Süddeutſche , welche die Verhältniſſe kannten . Die Kommiſſion mußte
fünf Leſungen abhalten , um eine feſte Mehrheit zu erzielen ; ſie hatte

ihre Verhandlungen wiederholt abzubrechen und auszuſetzen , ſtand
wiederholt vor der Ablehnung aller Beſtimmungen , konnte aber am

20 . Mai 1911 durch den Abg . Dr . Vonderſcheer ihren Bericht vor

legen laſſen ( II . Seſſ . 1910/11 Druckſ . Nr . 1032 ) .

Am 23 . und 24 . Mai 1911 fand bereits die zweite Leſung ſtatt ,
am 26 . Mai 1911 die dritte Leſung und am 27 . Mai 1911 ſtimmte



der Bundesrat beiden Geſetzen zu. Der Reichstag nahm dieſe Geſetze
mit 212 gegen 94 Stimmen und 7 Enthaltungen an . Es ſtimmter

mit Nein : Konſervative , Wirtſchaftliche Vereinigung und Polen ge
ſchloſſen ; ferner von der Reichspartei : von Liebert , Schulz , Witt ;

vom Zentrum : Birkenmayer , Dr . Fleiſcher , Häusler , Hamecher , Hauß
Dr . Heim , Götz von Olenhuſen , Graf von Oppersdorff , Dr . Pfeiffer ,
Strzoda , Dr . Thaler , Uebel , Dr . Will , ( Straßburg ) ſowie folgende
Reichsländer : Delſor , Preiß/ Dr . Ricklin , Wetterlé , endlich Everling
( Nationallib . ) . Es enthielten ſich der Stimme : von Damm Wirtſch .
Ver . ) , Frhr . von Gamp ( Rpt . ) , Hilpert ( Wild ) , Hoen Zentrum ,
Lothringer ) , Hufnagel ( Konſ. ) , Lehmann ( Jena ) ( Wild

255(8 U 5 FaI 18 we ent iche 9 g0 8

au der Spitze der Landesregier eir

thalter , der von unter Gegenzeick 9 R l
n id abl Landesgeſ vom Kaiſer

immung des aus zwei Kammern beſtehenden Landtages eerlaſſen

7 51

kitte wählen ,

ein „Verketer Her⸗S
i, den die

drei 0 haf tsrate gewählte Vertr

ein von der Handwerks amm er zu Straßburg gewäl

II . B=N leichsan ge, welche der
auf Vorſchlag undesrats ernennt . Die Zahl

Kaiſer ernannten Mitglieder darf die der übrigenMiiglieder nicht überſteigen .

Die zweit e Kammer geht aus allgemeinen und direkten Wahler
mit geheimer Abſtimmung nach Maßgabe eines Wahlgeſetzes hervor
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Jeder Abgeordnete wird in einem beſonderen , örtlich zuſammen
hängenden Wahlkreis gewählt , der durchſchnittlich 30000 Einwohner
umfaßt . Kein Wahlkreis ſoll weniger als 25000 und mehr als

35000 Einwohner haben . Für die Berechnung der Einwohnerzahl
iſt die allgemeine Volkszählung vom 1. Dezember 1905 maßgebend .

In den Gemeinden Straßburg , Colmar , Mülhauſen und Metz
iſt die Bildung von Wahlkreiſen für die Wahl von zwei und mehr
Abgeordneten zuläſſig . Dieſen Wahlkreiſen können , ſoweit es zur

Erreichung der entſprechenden Bevölkerungszahl notwendig iſt , benach —

barte Gemeinden zugeteilt werden .

Die Abgrenzung der Wahlkreiſe erfolgt durch die Wahl
ordnung ( § 13 ) .

Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme . Wahlberechtigte im

Alter von mindeſtens 35 Jahren dürfen zwei, im Alter von mindeſtens

45 Jahren drei Stimmen abgeben .
In der Vorlage fehlte jede Beſtimmung über eine Erhebung

der Reichslande zum Bundesſtaat und die Vertretung im Bundes —

rate ; es war nur vorgeſchlagen : „ Zur Vertretung der Intereſſen
Elſaß⸗Lothringens im Bundesrat ernennt der Statthalter Kommiſſare ,
die an den Beratungen des Bundesrats teilnehmen . “ ] r

Nach der Begründung konnte „ weitergehenden Wünſchen mit

Rückſicht auf die auf politiſchem Gebiete liegenden Schwierigkeiten nicht !

entſprochen werden “ . Hier ſetzte ſofort in der erſten Leſung der Abg .
Dr . Vonderſcheer ein :

2
„ Unſer Angriff gegen § 1 der Vorlage hat kein anderes Ziel als das , die

bundesſtaatliche Souveränität Elſaß - Lothringens zu erkämpfen . An der Spitze
dieſes ſouveränen Bundesſtaates wünſchen wir als Träger der Staatsgewalt einen
eigenen Landesherrn . ( Sehr wahr ! und Bravo in der Mitte . ) Die
republikaniſche Staatsform das will ich nur nebenbei bemerken ſcheidet aus
naheliegenden Gründen aus dem Kreiſe meiner Betrachtungen aus .

Sollte es aber zurzeit nicht möglich ſein , die Zuſtimmung der verbündeten
Regierungen zur vollen Durchführung der ſtaatlichen Autonomie Elſaß - Lothringens
zu erlangen , ſo erhebe ich hiermit namens meiner politiſchen Freunde nachdrücklichſt
die Forderung , daß die Annäherung Elſaß - Lothringens an bundes —
ſtaatliche Verfaſſung in weſentlich größerem Umfange durchgeführt
werde , als die Vorlage es vorſchlägt . Es beſteht , meine Herren , weder ein
rechtliches noch ein tatſächliches Hindernis , daß Elſaß - Lothringen , auch wenn es
Reichsland bleibt , Sitz und Stimme im Bundesrat erhalte . ( Sehr
richtig ! in der Mitte . ) Dieſe Vertretung im Bundesrat iſt aber im Entwurf
leider nicht vorgeſehen , und dieſe Lücke hat überall im Lande tiefen Unmut
erregt .

Meine Herren , wenn der Reichsgedanke im Lande noch nicht überall ſo be—
feſtigt iſt , wie es gewünſcht wird , ſo hat das weſentlich ſeinen Grund darin , daß
die Elſaß - Lothringer ſeit 40 Jahren ſich ſagen laſſen müſſen , ſie ſeien ja doch nur
Deutſche zweiter Klaſſe , Deutſche minderen Rechts . Deutſche minderen Rechts ſind
aber die Elſaß - Lothringer , ſolange ſie einer gebührenden Vertretung im Bundesrat
verluſtig bleiben . Meine Herren , man ſucht vergebens nach vernünftigen Gründen ,
die das Reich beſtimmen könnten , gegenüber unſerem Wunſche nach Vertretung
im Bundesrat unnachgiebig zu bleiben . ( 115 . Sitzung v. 26. 1. 1911 St . B.
S. 4165 . )
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Als weitere Wünſche der Zentrumsfraktion nannte er : ſach⸗
gemäßen Ausbau der Statthalterſchaft , geſetzliche Feſtlegung der Wahl
kreiſe , dann äußerte er erhebliche Bedenken gegen die Zuſammenſetzung
der Erſten Kammer und ſchloß mit dem Satze :

„ Daß wir an die Kommiſſionsberatung dieſer Vorlage herantreten mit dem
Beſtreben , dieſelbe zu verbeſſern und einem glücklichen Endziel entgegenzuführen
Wir ſehen den Entwurf als eine brauchbare Grundlage an, und wir werden ehrlick
beſtrebt ſein , die Vorlage ſo auszugeſtalten , daß ſie für Elſaß - Lothringen eine
Verfaſſung bringt und im Zuſammenhang damit Verhältniſſe im Lande herbei —
führt , mit denen wir allerſeits zufrieden ſein können . “ ( 115 . Sitzung v. 26. 1. 1911
St. B. S

Abg . Dr . Frhr . von Hertling legte den Hauptwert der Ver —
beſſerung des Anzuſtrebenden auf eine andere Zuſammenſetzung der
Erſten Kammer und die Gewährung von Bundesratsſtimmen . Genau
nach den im Plenum gehaltenen Reden ging das Zentrum in der
Kommiſſion vor ; wenn es auch nicht alle ſeine Wünſche durchſetzte ,
ſo hat es doch erhebliche Verbeſſerungen erzielt und zwar an einer
Frage , bei der im Plenum von der Regierung der ſchärfſte Wider
ſpruch erhoben worden war : bei der Vertretung der Reichslande im
Bundesrat und der Wahlkreiseinteilung ; es mußte freilich , um das
ganze Werk zu retten , auch eine nicht gerade angenehme Beigabe der
Regelung der Unterrichtsſprache mit in den Kauf nehmen .

a) Die ſtaatsrechtliche Stellung im Reiche .
In der Kommiſſion ſtellte das Zentrum den Antrag , daß Elſaß

Lothringen einen ſelbſtändigen Bundesſtaat bildet , der im Bundesrat
durch drei Stimmen vertreten wird ; an der Spitze des Bundesſtaates
ſollte ein lebenslänglicher Statthalter ſtehen . Dieſe Anträge fanden
in der Kommiſſion eine große Mehrheit ; die Regierung erbat ſich
Zeit zur erneuten Stellungnahme . Nach mehrwöchiger Unterbrechung
wurde der Kommiſſion folgende Erklärung übermittelt :

„ Die verbündeten Regierungen haben die von Ihnen zu § 1 und 2 des
Entwurfs eines Verfaſſungsgeſetzes für Elſaß - Lothringen gefaßten Beſchlüſſe unddie in Konſequenz dieſer Beſchlüſſe weiterhin geſtellten Anträge zum Gegenſtandeingehender Erörterungen gemacht , die zu dem Ergebniſſe geführt haben , daß dieſe
Beſchlüſſe und Anträge für ſie unannehmbar ſind . Sie können insbeſondere ineine von dem Entwurf abweichende Regelung der Stellung des Kaiſers und des
Statthalters nicht willigen . Dagegen ſind ſie bereit , für den Fall , daß die Vor —
lage in dieſen Punkten zur unveränderten Annahme gelangt und auch im übrigenweſentliche Veränderungen nicht erfährt , in bezug auf die Erteilung vonStimmrecht im Bundesrat den Wünſchen der Mehrheit der Kommiſſion
entgegenzukommen und folgender Regelung zuſtimmen : “

„ Solange die
Beſti

iungen in §S 1 und § 2 Abſ . 1 des Geſetzesüber die Verfe Lothringens vom 1911 in Kraf
ſind , führt Elſaß - ⸗L hringen im “ drei ˖
lothringiſchen Stimmen werden lt, wen
nur durch den Hinzutritt dieſer e Mehrhei ir ſich erlangenode der Reichsverfaſſung den

gilt bei der Beſchlußfaſſung üb

1

im Sinne des Art .7
lsſchlag geben würde .

Aenderungen der Verfaſſung .
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Elſaß⸗Lothringen gilt im Sinne des Artikels 6 Abſ. 2 und der
Artikel 7 und 8 der Reichs verfaſſung als Bundesſtaat .

Die elſaß - lothringiſchen Bevollmächtigten zum Bundesrat werden
vom Statthalter ernannt und inſtruiert . “

Dieſe Beſtimmungen werden wohl zweckmäßig als Artikel 6a in die Reichs —
faſſung einzuſtellen ſein bis auf den letzten Satz , der eventuell als §S 25 in demverſa ]

elſaß - lothringiſchen Verfaſſungsgeſetz Platz finden könnte . “

Entſprechend dieſen Vorſchlägen des Bundesrats wurde dann

— großer Mehrheit eine Löſung gefunden , von welcher der Abg .
Dr . Schädler im Plenum ſagen konnte :

Das , was verſchiedentlich mißfällt , die Nichtzählu ng der elf

timmen , wenn die Pr ſidialſtimme nur durch Hinzutritt di

Me hrheit für ſich erlangen könnte , ich glaube , man dar

zu hoch taxieren und immer und einzig und all von
von dem erſten der Bundesſtaaten gebracht worden ſind ;
und es iſt das auch ſo erkle
ſüddeutſchen Staaten gegen

Stellung im Bundesrat wird dad

tellung im Bund
5

haAupt.

ß⸗lothringiſchen
Stimmen die

doch auch nicht
en ſprechen , die
ich be trachte

daß dien das unter dem Geſich
rgewicht Pre

lgt oder erfo
ſſen vo

hat durch

e Reichsländer

Ssſtämmen gleichgeſtellt .

nſetzung der erſten Kammerb) Die Zuſamme

Das Zentrum bemühte ſich da das Einkammerſyſtem nicht

durchführbar war den — — Elementen erhöhten Einfluß

zu verſchaffen ; es hat nicht alles erreicht , findet auch die Zuſammen
ſetzung der erſten Kammer nie hf ohne jedes Bedenken . „ Wenn auch

die Erſte Kammer nicht ſo zuſammengeſetzt iſt , wie wir es gewünſcht
hätten , ſo kann man ſich doch nicht der Tatſache verſchließen , daß —
die Erſte Kammer aus Landes e gebildet wird , alſo

Leuten , denen die elſaß⸗lothringiſchen Verhältniſſe ,die elſaß⸗lothringi ſche
Intereſſen nahe liegen , und von denen man 33 muß , daß ſie
beſſer in der Lage ſeien , dieſe Intereſſen Zu ſchützen und zu vertreten ,

als das bisher bei dem Bundesrat der Fall war , deſſen Mitglieder

zu einem großen Teil keine engere Berührung mit den elſaßllothrin
giſchen Verhältniſſen haben . “

( Abg . Dr . Zehnter in der 184 . Sitzung vom 26 . Mai 1911

S87126 )

7



74 —

— 17

Das Zentrum erreichte bei dieſer Frage : 1. daß während
der Sedisvakanz eines der Bistümer ſein älteſter Bistums
verweſer der erſten Kammer angehört ; 2. daß ſtatt drei insgeſamt
ſechs Vertreter der Landwirtſchaft , wovon drei bäuerliche Kleinbeſitzer
ſein müſſen , der erſten Kammer angehören ; 3. daß zwei Handwerker
( ſtatt einer ) derſelben angehören und vier Vertreter der Handelskammern
ſtatt drei . Eine Beſchränkung der Zahl der vom Kaiſer zu ernennenden

Mitglieder war nicht zu erreichen .

c) Wahlrecht und Wahlkreiseinteilung für die

zweite Kammer .

Das Reichstagswahlrecht iſt für die zweite Kammer erreicht
worden ; jedes Pluralwahlrecht wurde abgelehnt ; nur dreijähriger
Wohnſitz in Elſaß - Lothringen wurde gefordert . Die Wahlkreis⸗
einteilung , welche erſt ganz durch kaiſerliche Verordnung erfolgen ſollte ,
iſt nun im Geſetze feſtgelegt , ſo gut es ging ; der erſte Entwurf der
Regierung enthielt eine auffallende Zurückſetzung des Zentrums und
kühne Wahlkreisgeometrie . Auf Antrag des Zentrums wurde nun
gemäß den jahrelangen Wünſchen und Anträgen der reichsländiſchen
Abgeordneten beſchloſſen :

„ Die zweite Kammer wird aus 60 Abgeordneten gebildet .
Hiervon entfallen : Altkirch 2, Colmar 3, Gebweiler 2, Mülhauſen 6,

Rappoltsweiler 2, Thann 2. Straßburg Stadt 6, Straßburg Land 3, Erſtein 2,
Hagenau 3, Molsheim 2, Schlettſtadt 2, Weißenburg 2, Zabern 3, Metz Stadt 2,
Metz Land 3, Bolchen 2, Chäteau - Salins 2, Diedenhofen Oſt 2, Diedenhofen
Weſt 2, Forbach 3, Saarburg 2, Saargemünd 2 Abgeordnete , in Summa
60 Abgeordnete

Jeder Abgeordnete wird in einem beſonderen Wahlkreiſe gewählt .
Innerhalb der einzelnen Verwaltungskreiſe werden die Wahlkreiſe durch

Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesrats unter tunlichſter An
lehnung an die beſtehende Kantonaleinteilung in der Weiſe abgegrenzt , daß die
Bevölkerung des Verwaltungskreiſes möglichſt gleichmäßig auf die einzelnen Wahl⸗kreiſe verteilt wird . Die Wahlkreiſe müſſen örtlich zuſammenhängen . “

Bei tüchtiger Arbeit kann das Zentrum in den Reichslanden7 TobeERR 7 . 1 140 17 jof.die Mehrheit in der zweiten Kammer erlangen , wenigſtens iſt dieſe178 3 — ———Wahlkreiseinteilung kein Hindernis , das die Erreichung des Zieles
unmöglich macht .

„ Wir haben der Vorlage , trotzdem die Wahlkreiseinteilung nicht in das
Geſetz hineingebracht worden iſt , zuſtimmen können , einmal deshalb , weil in
Zukunft Abänderungen nur durch die elſaß⸗lothringiſche Geſetzgebung möglich ſind ,
und zweitens deswegen , weil in dem Geſetz hier doch nach objektiven Momenten ,ſoweit es irgend möglich iſt , feſtgelegt iſt , wie in der Kaiſerlichen .die dafür vorgeſehen iſt , die Wahlkreiseinteilung gemacht ſoll . ( Sehr
richtig ! in der Mitte ) Wir ſind der Meinung , daß dieſe
die hier feſtgeſtellt ſind , eine Garantie geben , ſoweit das ü
für eine gute , für eine gerechte Wahlkreiseinteilung , und ich meinerſeit e
noch perſönlich der Anſicht Ausdruck geben , daß ich unmöglich annehmen kann , daß
der Reichskanzler und der Bundesrat , der ja damit einverſtanden ſein muß , dem

Kzerordr
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Die religiöſen Verhältniſſe

en durch einen Antrag der Reichspartei in die Verfaſſung hinein

eſte 1n; dem fſter1 Antrag derſelben , der das b 3 de Landes
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a5s 3 entſchiedenen Widerſpruch entgegen , da ' erdur h alles

bubte Palteigerümpel aus der Zeit der erſten Repr
häre, auch jene Geſetze , die die Kirche verworfen h

zlich in der 5. Leſung auf folgenide Fuſfung:
nd die G leichle igung der Kor nfeſſionen

und einiger
Konfeſſionalität

RokonntuiſſoBekenntniſſe

das iſt !
daß r·

ſie wollen unter allen ſtänden gegen
.) Alſo ſogar , der Sprachenp

ſie doch gegen das tz ſtimmen
Mit ſolchen Kollegen —

unterhandeln , uß man bleibe en, das
—keinen Zweck. ( Sehr richtig ! Man wird — ch ſage 5 ohne den Herrer

irgendwie einen perſönlichen machen zu wollen Taktil erinnert ,
1die Herr v. Oldenburg uns heute bekannt hat . ( Sehr gut Herr
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Oldenburg in der Kommiſſion gehört hatte , die verbündeten Regierungen
legten ein entſcheidendes Gewicht auf eine gewiſſe Beſtimmung , hat er ſich an

geſtrengt , das Gegenteil in die Kommiſſionsbeſchlüſſe hineinzubringen . ( Sehr gut ! )
Ich ſage nicht , daß das ein Unrecht ſei. Jeder mag es innerhalb der Schranken
der Geſchäftsordnung mit ſeiner Abſtimmung halten , wie er will. Aber als

ernſthaft gemeint , ernſthaft im Sinne eines Hinwirkens auf das Zuſtandekommen
des Geſetzes , kann ein ſolches Verhalten nicht aufgefaßt werden ; aber freilich als

ernſthaft im Sinne des Kaputtmachens des Geſetzes . ( Sehr richtig! Da iſt es

ſehr ernſt gemeint , und die Anträge der Herren Dr. Will und Genoſſen ſind in

dieſer Richtung auch ſehr ernſt gemeint . ( Heiterkeit und ſehr richtig ! links . ) Wie
kommt es denn , daß die verehrten Herren Kollegen nicht einmal durch ihre
Freunde im elſaß - lothringiſchen Landesausſchuß einen ſolchen oder ähnlichen
Antrag bezüglich der Konfeſſionalität der Schulen eingebracht haben ? Da hätten
ſie doch Gelegenheit gehabt ! Warum iſt denn das nicht geſchehen ? Warum

haben ſodann die Herren bei der viermonatlichen Kommiſſionsberatung mit allen

ihren Zwiſchenfällen , mit allen ihren langen Beratungen und Pauſen nicht den
Gedanken gefaßt , daß ſie ſolche Anträge der Kommiſſion unterbreiten ſollen ?

Auch das iſt nicht geſchehen , meine Herren . Und wenn nun die konſervative
Partei mit einem Antrage kommt , der ihrer Haltung im preußiſchen Abgeordneten —

haus ſo direkt widerſpricht , ſo iſt man doppelt berechtigt , in die Ernſthaftigkeit
des Antrags zugunſten des Geſetzes Zweifel zu ſetzen .

Herr Dr. Will hat zunächſt einen Antrag vorgelegt , der Ausnahmen von der

Konfeſſionalität der Volksſchule zulaſſen wollte entſprechend dem in Elſaß
Lothringen noch geltenden franzöſiſchen Geſetz vom 15. März 1850 . Es ſollte
nämlich von dem Prinzip der Konfeſſionalität folgende Ausnahme ſtatuiert werden :

Der Bezirkspräſident beſtimmt die Fälle , in denen vorläufig eine
Gemeinde in Anbetracht gewiſſer Verhältniſſe Elementarſchulen für
Kinder von verſchiedenen anerkannten Religionsbekenntniſſen einrichten
darf .

Es wäre ſehr nahe gelegen , zu fragen : wie lange dauert das „ vorläufig “ ? Das

„vorläufig “ in dem franzöſiſchen Geſetz gilt jetzt ſchon ſeit 1850 ; da muß ſich doch
eine gewiſſe Praxis entwickelt haben . Wie lange würde aber das „vorläufig “
dauern , wenn es in der Reichsgeſetzgebung aufgenommen würde ? Hat das die

Bedeutung , daß es nur wenige Monate oder wenige Jahre dauern dürfte , oder

daß das „vorläufig “ vielleicht bis zum Ende aller ＋ bis zum jüngſten
Gericht fortdauern könnte ? „ In Anbetracht gewiſſer Verhältniſſe “ ſoll der

Bezirkspräſident Simultanſchulen geſtatten können . Ueber dieſe „gewiſſen Ver —

hältniſſe “ hat uns der Herr Antragſteller ſehr im Ungewiſſen gelaſſen . Es hätte

alſo der Bezirkspräſident nach dieſem urſprünglichen Antrag in allen Fällen , wo
er es überhaupt für angezeigt erachtet , eine Simultanſchule zulaſſen können . Daß
das natürlich A

das Prinzip der Kenfeſſionalität der Volksſchulen wäre , iſt

ſelbſtverſtändlich . Der Herr Antragſteller hat daher 3 — Antrag berichtigt und

hat dieſen Satz als Druckfehler geſtrichen . ( Heiterkeit ) Das war allerdings ein

verfehlter Druck , das muß ich zugeben . ( Heiterkeit . ) Aber ein bloßes Verſehen
war es wohl kaum . Jetzt lautet der Antrag anders . Jetzt wird der Fehler nach
der entgegengeſetzten Seite gemacht , wie ſchon Herr Delſor zugeben mußte ; er

ſah den Einwand kommen . Das liegt ja auch ſehr nahe . Da braucht man ſich
gar nicht den Kopf zu zerbrechen . Jetzt wird verlangt , daß

in den Gemeinden , in denen Kinder der anerkannten

Religionsbe ekenntniſſe vorhanden ſind , beſondere Elementarſchulen für die

Kinder , welche einem dieſer Bekenntniſſe angehören , einzurichten ſind .

Alſo , meine Herren , wenn nur ganz wenig Kinder da ſind , ſo müßte für dieſe

zwei oder drei oder fünf Kinder eine konfeſſionelle Sonderſchule von Reichs wegen
eingeführt werden . Daß das nicht iſt , meine Herren , auch wenn man

noch ſo ſehr auf dem konfeſſionellen Standpunkt ſteht , das bedarf keiner Aus —
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führungen , und deshalb glaube ich, nicht zu weit zu gehen , wenn ich annehme :
das ſind Anträge , die den Zweck und die Beſtimmung haben , das Zuſtande —
bringen des Geſetzes zu erſchweren oder möglichſt zu vereiteln . ( Sehr richtig ! )
Es ſind Prügel , die man dem Geſetz in den Weg wirft . “

( 182 . Sitzung vom 23. Mai 1911 . St . B. S. 7077 )

Einer Regelung der Schulfrage durch den Reichstag hat ſich
das Zentrum ſtets widerſetzt , wer hier die Konfeſſionalität feſtſetzen
will , läuft Gefahr , daß im Reichstag auch einmal die Simultanſchule
oder religionsloſe Schule beſtimmt wird .

f ) Der Sprachenartikel .

Durch vier Leſungen in der Kommiſſion machte der Reichs —

parteiler von Dirckſen den Verſuch , auch die Sprachenfrage in der

Verfaſſung zu regeln ; aber er fand nie eine Mehrheit . Die Re⸗

gierung verhielt ſich zunächſt ebenfalls ablehnend , da ſie kein Be —

dürfnis für eine ſolche Regelung anerkannte . Als aber das Ent —
gegenkommen bei den Bundesſtimmen gegeben wurde , legte die

Regierung hohen Wert darauf , daß auch die Reichspartei für das

Geſetz ſtimme ; dieſe aber erklärte , daß ſie nur zuſtimme , wenn die

Sprachenfrage geregelt werde . So fand ſich ſchließlich in der

Kommiſſion eine ſehr große Mehrheit für folgende Formulierung :

„Die amtliche Geſchäftsſprache der Behörden und öffentlichen Körper —
ſchaften , ſowie die Unterrichtsſprache in den Schulen des Landes iſt die deutſche .

In Landesteilen mit überwiegend franzöſiſch ſprechender Bevölkerung können
auch fernerhin Ausnahmen zu gunſten der franzöſiſchen Geſchäftsſprache nach Maß
gabe des Geſetzes , Wree die amtliche Geſchäftsſprache , ——

31. März 1872
Geſetzbl . für Elſaß - Lothringen S. 159 )

zugenaſſen
werden . esgleichen kann der

Statthalter den Gebrauch des Franzöſiſchen als Ui prache entſprechend der

bisherigen Uebung auf Grund des §S 4 des Geſetzes, betreffend das Unterrichts —
weſen , vom 12. Februar 1873 ( Geſetzbl . für Elſaß - Lothringen S. 37 ) auch ferner —
hin zulaſſen . “

Zur Erläuterung des Antrages ſei folgendes angeführt :
Der neue § 24b ſagt zunächſt in ſeinem Abſatz 1: „ Die amtliche Geſchäfts —

ſprache der Behörden und öffentlichen Körperſchaften , ſowie die Unterrichtsſprache
in den Schulen des Landes iſt die deutſche . “ Damit wird ein Grundſatz an die

geſtellt , der in einem zum Deutſchen Reiche gehörigen Lande und in einem
ſſen Bevölkerung zum weitaus größten Teile das Deutſche zur Mutter

gen als ſelbſtverſtändlich anzuſehen iſt und auch dem bisherigen
uUſächlichen Zuſtand in Elſaß - Lothringen entſpricht . Immerhin iſt

ꝗ E
ſprache hat 1

rechtl ——
und te

Elſ Lothringen ein zweiſprachiges Land ; ein kleinerer Teil ſeiner Bevölkerung
gehört der franzöſiſchen Sprache an, und deshalb war und iſt es notwendig , von
dem oben angeführten Grundſatz Ausnahmen , wie ſie die Natur der Dinge er
fordern , zu gunſten der franzöſiſchen Sprache zuzulaſſen . Das Nähere darüber iſt
zurzeit bezüglich der amtlichen Geſchäftsſprache ( Geſchäftsſprache vor den Ver
waltungsbehörden und Verwaltungskollegien ) durch das elſaß⸗lothringiſche Staats
geſetz vom 31. März 1872 , bezüglich der Unterrichtsſprache an den niederen und
höheren Schulen durch den § 4 des elſaß - lothringiſchen Landesgeſetzes über das
Unterrichtsweſen vom 12. Februar 1873 geregelt .

Bezüglich der amtlichen Geſchäftsſprache will der neue § 24b den zurzeit
beſtehenden Rechtszuſtand uneingeſchränkt aufrechterhalten . Der 8S 24b beſtimmt
in ſeinem Abſatz 2 Satz 1: „ In Landesteilen mit überwiegend franzöſiſch
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ſprechender Bevölkerung können auch fernerhin Ausnahmen zugunſten der fran

zöſiſchen Geſchäftsſprache nach Maßgabe des Geſetzes , betreffend die amtliche
Geſchäftsſprache , vom 31. März 1872 zugelaſſen werden . “ Jede Ausnahme , die

alſo in bezug auf die amtliche Geſchäftsſprache nach dem Geſetz von 1872 zu
läſſig iſt , ſoll alſo auch nach §S 24b des Verfaſſungsgeſetzentwurfs in Zukunft zu

Was aber die Unterrichtsſprache in den Schulen des Landes anbelangt , ſo
fährt der Abſatz des §S 24bb nach ſeinem oben angeführten Satz 1 im Satze 2

8 5 3
alſo fort : „Desgleichen kann der Statthalter den Gebrauch des Franzöſiſchen als
Unterrichtsſprache entſprechend der bisherigen Uebung auf Grund des §S 4 des
Ant 0 ch 9 le 1 8

Geſetzes , betreffend das Unterrichtsweſen , vom 12. Februar 1873 auch fernerhin
＋1zulaſſen . “ Der angeführte §S 4 des Geſetzes von 1873 aber beſtimmt : „Der

Reichskanzler (jetzt der Statthalter ) iſt ermächtigt , über die . . . die Unter

ſprache bei einer jeden Schule Regulative zu erlaſſen und deren Befolgung durch

Inſpektionen zu ſichern . “ Von der hier gegebenen Befugnis , Regulative in betreff
der Unterrichtsſprache zu erlaſſen , iſt von dem Statthalter im Laufe der Zeit
mehrfach Gebrauch gemacht worden . Und dieſe Befugnis ſoll dem Statthalter
nach §S 24b Abſ . 2 Satz 2 auch zukünftig erhalten bleiben , jedoch mit einer Be

ſchränkung : Nach § 4 des Geſetzes von 1873 konnte der Statthalter in ſeinen

Regulativen die franzöſiſche Sprache bald mehr , bald weniger zulaſſen , wie ſein
Ermeſſen es für gut fand . Nach dem projektierten §S 24b aber ſoll er den Ge
brauch des Franzöſiſchen als Unterrichtsſprache nur noch zulaſſen können , „ent
ſprechend der bisherigen Uebung “ , d. h. entſprechend der Uebung , wie ſie auf
Grund der bisher erlaſſenen Regulative beſteht , nicht aber über dieſe Uebung
hinaus . Nun beſtehen unſeres Wiſſens begründete Beſchwerden über den gegen
wärtigen Zuſtand nicht ; dieſer Zuſtand genügt den billigen Anforderungen
Darüber hinaus das Franzöſiſche noch weiter zuzulaſſen , liegt demnach auch kein

Anlaß vor . Es iſt dies um ſo weniger der Fall , als im Laufe der Zeit in den

franzöſiſch ſprechenden Gebietsteilen die Bevölkerung mit der deutſchen Sprache
vertrauter geworden iſt , und das Maß , was an Zulaſſung der franzöſiſchen
Sprache bisher genügend war , demnach umſomehr auch in Zukunft genügend ſein
muß . Die franzöſiſche Sprache in Zukunft über das genügende Maß hinaus als
Unterrichtsſprache in den Schulen begünſtigen , kann nicht Aufgabe des Reiches
ſein , deſſen Sprache die deutſche iſt und grundſätzlich auch in Elſaß - Lothringen
ſein und bleiben muß . Ueber den Gebrauch des Franzöſiſchen bei der Erteilung
von privatem Unterricht außerhalb der Schulen enthält der § 4 des Geſetzes von
1873 keine Vorſchriften und ſomit auch nicht der §S 24b , der nur auf den §S 4
von 1873 verweiſt .

Auf Anfrage des Abg . Dr . Schädler erklärte Staatsſekretär

Delbrück am 23 . Mai 1911 über die Bedeutung dieſer Verfaſſungs —
beſtimmung folgendes :

„ Nach § 4 des Geſetzes über das Unterrichtsweſen vom 12. Februar 1873

hat der Statthalter die Befugnis , nach völlig freiem Ermeſſen über die Unterrichts —
ſprache Regulative zu erlaſſen . Es iſt von dieſer Befugnis dahin Gebrauch

gemacht , daß die Unterrichtsſprache in der Regel die deutſche ſein müſſe . Dem —

entſprechend ſoll jetzt reichsgeſetzlich feſtgelegt werden , daß die Unterrichtsſprache
die deutſche ſein ſoll . Würden hiervon keine Ausnahmen zugelaſſen , ſo würde
damit das Franzöſiſche als Unterrichtsſprache ausgeſchloſſen ſein . Eine Ausnahme
beſtimmung , wie ſie zugunſten des Franzöſiſchen vorgeſehen iſt , iſt daher bei den

Sprachverhältniſſen des Landes notwendig .
Durch dieſe Ausnahmebeſtimmung werden zunächſt die Regulative aufrecht

erhalten , die jetzt zugunſten des Franzöſiſchen als Unterrichtsſprache beſtehen .
In Zukunft wird der Statthalter durch die Geſetzesworte „entſprechend der bis

herigen Uebung “ weitergehende Ausnahmen als bisher nicht zulaſſen können .
Er wird aber auf der anderen Seite , ſoweit es das Bedürfnis



erfordert , das heißt , ſoweit ſt
angenommene Proz entſatz der das Fra nzö ſiſche a

ſprechenden Kinder gegeben iſt , auch verpflichtet

nahmen in dem bisherigen Umfange zuzulaſſen . “
Mai 1911 St . B. S. 7169 )

Der Antrag wurde ſodann mit 219 gegen 101 Sti

ſervative , Wirtſchaftliche Vereinigung , Polen , El

Zentrumsabgeordnete ) angenommen .
Bei der Beratung der Verfaſſung Elſaß - Lothringens

Abg . von Oldenburg eine auffallend ſcharfe Rede gegen

Reichskanzler ; wir entnehmen derſelben b Sã

„Ich bedaure es, Herr Reichskanzler „ daß meine Par

der in den beſtehend

eti dieſer gung
n aller deutſchen

uhen . gewiß der Satz :

Edel ſei der M achen bei den S er reich und g

Aber im Leben der Völker iſt die Betätigun at von Segen be

gleitet geweſen . Das iſt nicht der Fall en vom k Joch bis zu

lmütz , und deshalb glauben wir , daß die Stellung Preußen ſie im Bundes
sjeni darſtellt , was vom preußiſchen Stand

ind daß der Fürſt Bismarck dieſes Maf
rate war , das äußerſte Maß
punkte aus konzediert werden kon

offen hat wer noch vor acht Tagen wie ein Winkelried die Speere auf ſick

geriſſen hätte , um die Regierung in dem Kampf gegen die Sozialdemokratie zu

unterſtützen , der würde das heute gar nicht mehr verantworten können , weil dieſe

nationale Vorlage nicht zuſtandekommen kann ohne Hilfe von Ihnen , meine Herren
hört ! Zurufe und Unruhe ) Nun hat der HerrSozialdemokraten ! ( Hört

Reichskanzler ſehr richtig geſagt , er könne Sie nicht daran hindern , zu ſtimmen

wie Sie wollen , ebenſowenig wie er uns daran hindern kann , und tänd

lich, meine Herren , können wir Sie auch nicht daran hindern , wenn inma

mit uns ſtimmen . Aber eins möchte ich ſagen : ich danke denj n, die

Kompromiß inauguriert und geförd dert haben ,
ß

ſie uns Konſe rvative an
das Maß

Punkt
der Wiiſtte igen ausließen .

t des eut ſchen — in E

wi aiſerliche Stan
Berlin weht i Sozialdemokraten )
Reſpekt vor der Stel munſeres Kaiſerlichen Herrn ,

und ietet uns die Geſchichte unſere
8 g r 23. Mai 1911 St. B.

k. Eine neue Kaiſerdebatte ſuchte die Sozialdemokrati

durch folgende Anfrage he bunsd
Was gedenkt der Reichskan

fühmuüg, der 1908 v

l

abgegebenen Erk
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die durchbrochen worden ſind durch die in dieſem Jahre in
Königsberg i. Pr . und in anderen Orten vom Kalſer über
ſeine ſtaatsrechtliche Stellung abgegebenen Erklärungen ? “

II . Seſſ . 1910/11 Druckſ . Nr . 541 )

Am 26 . November 1910 fand die Beſprechung ſtatt . Abg.
Ledebour begründete die Anfrage mit dem Hinweiſe auf die Kaiſer
rede und erklärte dabei :

„ Ueber unſere Ziele herrſcht ja gar kein Zweifel , wir machen niemals ein
Hehl daraus , wir bekennen ausdrücklich , daß wir eine republikaniſche Partei ſind ,
daß die Verwirklichung des Sozialismus , der ſozialiſtiſchen Staats - und Geſell
ſchaftsordnung nur möglich iſt mit republikaniſchen Formen . ( Hört ! hört ! in der
Mitte ) Es muß dahin einmal auch bei uns kommen , genau ſo gut , wie es in
andern Ländern ſchon vor der Verwirklichung des Sozialismus zu republikaniſchen
Einrichtungen gekommen iſt und vor unſeren Augen kommt . “ ( 87 . Sitzung vom

nneB . S. 3178 )

Reichskanzler von Bethmann Hollweg faßte ſeine Antwort in
die Sätze zuſammen :

„Perſönliche Unverantwortlichkeit des Königs , Selbſtändigkeit und Urſprung
lichkeit des monarchiſchen Rechts , das ſind Grundgedanken des preußiſchen Staats
lebens , die auch in der Periode konſtitutioneller Entwicklung lebendig gebliebenſind . Gibt ihnen der König von Preußen in der alten preußiſchen Krönungsſtadtin der durch die Tradition geheiligten Formel : „ von Gottes Gnaden “ Ausdruck ,
beruft er ſich im Gegenſatz zu Tagesmeinungen auf ſein Gewiſſen als auf die
Richtſchnur ſeines Handelns , ſo geſchieht dies in dem Bewußtſein der Fülle ſeines
Rechts und ſeiner Pflichten . ( Bravo ! rechts . — Sehr richtig ! bei den National
liberalen ) In dieſer Auffaſſung von der Stellung des Kaiſers und Königs ſtehe
ich auf verfaſſungsmäßigem Boden . ( Sehr richtig ! rechts ? Dieſen Boden werde
ich feſthalten und werde ihn verteidigen getreu der mir obliegenden Verantwort
lichkeit , die ich mir nur durch mein Amt und durch meine politiſche Ueberzeugung
beſtimmen laſſe . “ ( 87. Sitzung vom 24. Nov . 1910 St . B. S. 3174 )

Abg . Dr . Frhr . von Hertling präziſierte die Stellung des
Zentrums dahin :

Ich glaube ſagen zu können , daß wir Zentrumsleute alle überzeu gte
Monarchiſten ſind . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Ich glaube aber auch
ebenſo ſagen zu können , daß wir Zentrumsleute als ein notwendiges Requiſitdes echten Monarchiſten gerade jenen Stolz vor Königsthronen anſehen , der zuvorhier erwähnt wurde . Wir drängen uns nicht an den Thron (leb
hafte Zuſtimmung in der N. te, lebhafter Widerſpruch links ) , wir drängenuns nicht an den Thron wahr ! in der Mitte ) , wir haben das nie
getan , weil wir immer der Ueberzeugung geweſen ſind , daß nur das ſtützt , was
auch gelegentlich widerſteht und widerſtrebt “ ( Bravo ! in der Mitte . ) Der dem
modernen Staatsrecht angehörige Ausdr der König regiert aus eigenem
Recht , enthält eine Abſage gegen mittelalterliche Vorſtellungen . wor ach das
Recht des Königs aus anderen Duellen abgeleitet wurde . Wenn in der
konſtitutionellen Monarchie der König aus eigenem Recht regiert , ſo heißt das ,
daß er regiert , nicht weil ihm die Königswürde von einer höheren Inſtanz über
tragen worden iſt , ſondern weil er der König iſt . In der konſtitutionellen
Monarchie regiert der König aus eigenem Recht , aber in Ausübung dieſes Rechts
iſt er nach beſtimmten Richtungen an die Mitwirkung der Volksvertretung gebunden . ( Sehr wahr ! in der Mitte . )

Kaiſer Wilhelm hat weder in Königsberg noch in Marienpurg noch in
Beuron noch anderswo angedeutet , daß er dieſen zweiten Lehrſatz des konſtitutionellen
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Staatsrechts nicht anerkenne . ( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts . ) Er ſpricht
immer von ſeiner in den Grenzen der Verfaſſung ſich bewegenden Verant
wortlichkeit . Beides gehört zuſammen : das eigene Recht des Monarchen und die
Mitwirkung der Volksvertretung nach beſtimmten Richtungen hin , wonach alſo

uns in der konſtitutionellen Monarchie in Deutſchland der Etat und die Ge—
ſetze nicht ohne Mitwirkung des Parlaments zu Stande kommen ; durch die Be
tonung des eigenen Rechts des Monarchen iſt dem in keiner Weiſe Abbruch getan .

Nun hat König Wilhelm ſich noch weiterhin zum G ottesgnadentum
bekannt Das ſcheint ja ganz beſondere Anſtöße erregt zu haben . Er hat dieſer
ſeiner Anſchauung Ausdruck gegeben , indem er an den Vorgang ſeines Groß —
vaters Kaiſer Wilhelms 1. erinnerte ; er hat dieſen ſeinen Gedanken weiter noch
dahin ausgedrückt , daß er ſich und ſeinen Großvater als Arbeiter im Auftrage
des höchſten Herrn hingeſtellt hat . Er hat weiter in Beuron geſagt und
lediglich wieder in Ausfü dieſes Gedankens —, daß die Krone , die er
trage , nur dann en olg verbürge , wenn ſie ſich gründe auf das Wort und
die Perſönlichkeit des Herrn . Wer in der Formel „ von Gottes Gnaden “ ſofort
an myſtiſcher i Veberſchwang , an theokratiſche Anmaßungen , an ſelbſtherrliche
Neigungen denkt , der zeigt doch , wie mangelhaft ſeine ſtaatsrechtlichen und
hiſtoriſchen Kenntniſſe ſind . ( Sehr wahr ! in der Mitte und rechts. ) Das
Königtum von Gottes Gnaden , wie wir das heute in der modernen Welt noch
anerkennen , beſagt eben nur , daß der König aus eigenem Recht regiert , daß er
regiert , weil er der König iſt , daß er regiert , weil die beſtimmten geſchichtlich
gewordenen Verhältniſſe , die dann entweder befeſtigt worden ſind durch das
Gewohnheitsrecht oder ausdrücklich niedergelegt ſind in Geſetz und Verfaſſung , ihn
zum Throne berufen , und es keiner Uebertragung bedarf . In dieſer geſchichtlichen
Fügung , die zur Errichtung der Throne , und zur Berufung des einzelnen , der an
den Stufen des Thrones geboren iſt , zur Königswürde führt , erblickt die chriſt —
liche Auffaſſung „ Gottes Gnade “ , die Fügung Gottes in der Geſchichte . ( Sehr
ichtig ! in der Mitte . ) Einen anderen Sinn hat das Wort in der modernen

elt nicht . Wenn König Wilhelm von ſich ſagt , daß er ſich als ein auserleſenes
Verkzeug des höchſten Herrn betrachtet , ſo iſt dies eine Bekundung eben dieſer
luffaſſung , zugleich aber die Anerkennung der daraus ſich ergebenden Pflicht ; ſie

beſagt , daß , wenn eine höhere Fügung ihn auf dieſe auserleſene , die höchſteStelle im Staat geſetzt hat , er ſich auch der vollen Verantwortlichkeit , die damit
verbunden iſt , bewußt iſt . ( Bravo ! in der Mitte und rechts . ) Es iſt ſchlechter —
dings kein Grund , an dieſen Worten des Köni Kritik zu üben

Meine Herren , das vielbewunderte andere Königswort , daß der König der
erſte Diener des Staates ſei, iſt nur ſo lange kein Bekenntnis zum Abſolutismus ,als der oberſte Träger der Staatsgewalt ſich gebunden weiß an eine über ihm

i
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D

ſtehende höhere Macht , ſich gebunden weiß an ein über ihm ſtehendes , dem8
entzogenes allgemein verbindliches Sittengeſetz . ( Sehr richtig !Und darum iſt die Bezugnahme auf das Gottesgnadentum ſogar
Ergänzi der Anerkennung , daß der König über alle irdiſche

hoben iſt . ( Sehr richtig ! in der Mitte . )
terdings kein Grund , in den Aeußerungen des Königs von

Preußen , die er unter den auf ihn einſtrömenden großen hiſtoriſchen Erinnerungen
getan hat , ein Verſtoß en die Verfaſſung zu erblicken . Wenn der Kaiſer
weiter geſagt hat , daß er an ſeiner gewiſſenhaft erkannten Pflicht feſthalten werde ,ohne ſich um Tagesmeinungen zi kümmern , ſo muß au valtſame
Juterpretation vorgenommen werden , um dieſe Worte in dem e zu deuten ,
daß ſie irgend etwas Verfaſſungswidriges enthalten ſollen . ( Sehr richtig ! in derMitte und re Meine Herren , wer ſein Gewiſſen zum Ratgeber nimmt , zurletzten und höchſten Inſtanz , damit es ihn führe auf den ſchwierigen Wegen , die
heutzutage dem Monarchen geſteckt ſind , der hat durchaus auch das Recht , zuſagen : um die wechſelnden Tagesmeinungen kümmere ich mich nicht , ſondern ichtue , was Recht und Gewiſſen mir vorſchreibt .

ch da ei



—

Der König von Preußen und der Deutſche Kaiſer hat in ſeinen Aeußerungen

zugleich ein Bekenntnis zum Chriſtentum abgelegt . Soll das vielleicht

Anſtoß erregen ? ( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts und Zuruf : Das iſt es ! )

Wenn heutzutage jeder unreife Burſche , der gar keine Ahnung von den Problemen

hat , mit denen die Menſchheit ſeit Jahrtauſenden ringt , der gar keine Kenntnis

von der Fülle der Fragen , die ſich uns aufdrängen , die wir , in die Vergangenheit

blickend , den Gedanken und Anſchauungen der verſchiedenen Völker und Zeiten

nachgehen oder unſere eigene Weltanſchauung nach allen Seiten hin durchdenken

und befeſtigen , wenn jemand , der von dem allen gar keine Ahnung hat , ſich

frech zum Atheismus und Materialismus bekennen darf , dann ſoll es dem

Deutſchen Kaiſer verboten ſein , ſeiner chriſtlichen Geſinnung rückhaltlos Ausdruck

zu geben ? ( Lebhafter Beifall in der Mitte und rechts. ) Ich glaube , daß wir

ſo weit doch noch nicht ſind . ( Sehr richtig ! in der Mitte und

glaube , daß dieſe warmempfundenen Worte des Kaiſers und Kör

Kreiſen des Volkes und , ich gebe mich der Hoffnung hin , in dem gr ˖

unſeres deutſchen Volkes freudige Anerkennung finden . ( Bravo ! in der Mitt

und rechts . )
Wenn wir einen Wunſch an dieſe Worte knüpfen dürfen , ſo iſt es vielleie

nur der , daß zwiſchen den Worten und Geſinnungen des Kaiſers

und den Geſinnungen und Taten der maßgebenden Organe volle

Harmonie beſtehen möge ( ſehr gut ! in der Mitte ) , daß , wenn der Kaiſer

im Anſchluß an das Wort ſeines Großvaters dafür eintritt , daß dem Volke die

Religion erhalten bleibe , dann nicht irgendwo bureaukratiſche Engherzigkeit der Ent —

faltung religiöſen Lebens und der Verbreitung religiöſer Belehrung in den Weg
tritt . “ ( 87. Sitzung vom 20 . November 1910 . St . B. S. 3177 . )

Abg . v. Heydebrand und der Laſa benutzte die Anfrage , „ das

ernſte Wort der Mahnung zu wiederholen , was in anderen Kreiſen

und von anderem Munde , auch von mir bereits ausgeſprochen worden

iſt : ob die Reichsleitung und wie lange ſie es anſehen wird , daß eine

derartige Unterwühlung unſeres Staats - und Geſellſchaftslebens , eine

derartige Beeinträchtigung unſerer Freiheit und eine derartige Ver —

gewaltigung der loyalen , monarchiſch geſinnten Bevölkerung noch er —
—

laubt ſein ſoll . “ ( S . 3178 )

Eine außerordentliche Entſchädigung an die Mitglieder
des Reichstages in Höhe von 700 M. iſt für die Tagung im Oktober

und November 1911 beſchloſſen worden . — Zur Förderung der

Arbeiten des Reichstages brachte das Zentrum folgende Reſolution ein :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die Zuſammenſtellung
der Entſchließungen des Bundesrats auf die Beſchlüſſe des

Reichstags alljährlich mit dem Reichshaushaltsetat vor

zulegen . “ ( II . Seſſ . 1910/11 Druckſ . Nr . 773 ) Die Re

ſolution fand einmütige Annahme .



B. Die Aufgaben des Reichs .

I . Pflege des Rechts .

5 . Die Novelle zum Strafgeſetzbuch iſt vom Reichstage
nur in zweiter Leſung verabſchiedet worden . Dabei wurde die Frage
des Schächtverbotes beſonders behandelt , da die Kommiſſion ,
um jeden Zweifel auszuſchließen , auf Antrag des Abg . Gröber

folgende Beſtimmung aufge nommen hatte
chtlick timmungen , welche in die rituellen Vor —

ſchr igio nsgeſellf hlachten von

Tieren eingreiſen, ſind unzuläſſig . “

Dieſe Vorſchrift fand die wärmſte Unterſtützung beim Abgeordneten
Gröber , der zur Begründung anführte :

nn dieſes Kommiſſionsantrags iſt der , daß die in den deutſchen
aaten tatſächlich beſtehenden , teils ausdrücklich , teils ſtillſchweigend anerkannten

Religionsgeſellſchaften ſich dieſes Schutzes erfreuen ſollen . Wenn Sie etwa der
Meinung wären , daß das in der Formulierung nicht genügend zum Ausdruck
gebracht wäre man kann ja darüber vielleicht verſchiedener Anſicht ſein —, ſo
würde von ſeiten meiner politiſchen Freunde kein ider entgegenſtehen , das
in einer Aenderung der Formulierung zum Ausdruck zu igen .

Ich begnüge mich alſo damit , feſtzuſtellen , daß es ſich, wie aus der ungeheuer
lebhaften Agitation der Israeliten zur Genüge entnommen werden kann , wirk

m einen Akt der religiöſen Ueberzeugung der gläubigen Juden handelt ; de

biner Jeiner

Der

R
um n ha ſich zun ächſt . Man darf auch nicht einwenden , daß
manche n her i alten Geſetze nicht mehr einhalten . Das iſt ja
wahr , meine Herre kann man aber ſchließlich bei jeder anderen
Religionsgeſellſchaft ſagen ( ſehr richtig und Heiterkeit ) ; es wäre ein böſes
Argument , wenn man mit einer ſolchen Begründung anfangen wollte , geſetz
geberiſche Maßnahmen bezüglich einer Religionsgeſellſchaft zu rechtfertigen
( Heiterkeit und Zuruf links . ) Es bleibt beſtehen , meine Herren , daß gerade
gläubige Juden , orthodoxe Juden durch ein Schächwerbot ſich ſchwer beeinträchtigt
fühlen ; und am meiſten beeinträchtigt fühlen ſich gerade die unbemittelten , armen
Juden . Den bemittelten Israeliten macht ein Schäc chtverbot in einzelnen Klein

oder Gemeinden nicht viel aus ; die chtetes Fleiſch irgend
er aus einem anderen Bundesſtaat des ichs oder aus einer

anderen Gemeinde ko n, und , meine das Reich Reußältere Linie
oder Se L et ja, wenn dort ſich 3 2 ſolltenkein ſo üb 5 5, ſich aus 5

richtig geſchächtetes Fleiſch zu verſchaffen .
im Königreich Sachſen nmöglick

die bemittelten Isre
ächtverbot eine Aufl

bedeutet eine Erſchwerur
für ſie die Kontrolle über das richtige
laſſen müfſſe wenn ſie von fe
geſchächtetes Fleiſch zu bekommen .

Wenn man eingewendet hat von ſeiten der Schächtgegner , daß in Wirklichkeit
die Juden gar nicht aus religiöſen Gründen an dem Schhächtgebot feſthalten
ſondern aus pekuniären Gründen , weil mit dem Schächten auch gewiſſe Gebührer

ſie ſich darauf
Fleiſch beziehen , ein ordnungsmäßig
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verknüpft ſind , ſo möchte ich mich damit begnügen , darauf hinzuweiſen : dieſe
Gebühren müſſen die Israeliten bezahlen . Das iſt ihre Sache ; wenn ſie es nicht
mehr wollen , werden ſie nicht dazu vom Staat gezwungen . Solange aber die
Israeliten aus Gewiſſensüberzeugung die Verteuerung des Fleiſchgenuſſes durch
Gebühren hinnehmen , haben , glaube ich, Angehörige anderer Glaubensbekenntniſſe
am allerwenigſten Grund , in dieſe Fragen hineinzureden . ( Sehr richtig ! in
der Mitte . )

Meine Herren , bei der Behandlung ſolcher religiöſer Vorſchriften oder Ge
bräuche — ich mache keinen Unterſchied da muß man , glaube ich, mit vollem
Recht beſondere Vorſicht üben und nicht ohne die allerzwingendſten Gründe in die
Gewiſſensverhältniſſe eines Teiles unſerer deutſchen Staatsbürger hineinregieren
wollen .

Meine Partei hat von Anfang an konſequent ſich immer zugunſten des
Schächtens erklärt zur Wahrung der religiöſen Freiheit , allerdings aber auch zur
Geltendmachung der Ueberzeugung , daß hier ſachlich nicht von einer Tierquälerei
nach den wiſſenſchaftlichen Gutachten geſprochen werden kann .

Wie wird nun die Frage im Ausland behandelt ? Man darf doch auch
fragen , wie ſich andere Völker und Staaten zu der Sache ſtellen . Da kann man
mit Ausnahme der Schweiz kein Beiſpiel anführen , daß ein Schächtverbot ergangen
iſt . In der Schweiz iſt im Jahre 1893 durch ein Referendum mit 191527 Stimmen
gegen 127 101 Stimmen das Schächtverbot in die Bundesverfaſſung als
Art . 25 bis aufgenommen worden . Die leitenden Behörden der Schweiz waren
aber entgegengeſetzter Anſicht dies hervorzuheben , halte ich für meine Pflicht —,
und die betreffenden leitenden Behörden der Schweiz haben es auch unterlaſſen ,
auf Grund dieſer Verfaſſungsbeſtimmung Ausführungsvorſchriften ergehen zu
laſſen . Das zeigt , wie in jenen Regierungskreiſen die Auffaſſung über das
Schächten iſt . Die übrigen Staaten aber , Frankreich , England , Italien , Oeſterreich ,
haben kein Schächtverbot . Bei uns in Deutſchland haben es nur ein paar kleine
und kleinſte Bundesſtaaten und ein paar Stadtſchlachthausordnungen , während
alle größeren Bundesſtaaten entweder von Anfang an kein Schächtverbot erlaſſen
oder , wie Sachſen , es wieder zurückgenommen haben . Ich meine , es iſt doch
endlich an der Zeit , daß dieſe Frage dadurch zur Ruhe kommt , daß wir in dem
Moment , wo von den verbündeten Regierungen die Gefahr einer Legitimation
der einzelnen bundesſtaatlichen Geſetzgebungen zum Erlaß eines Schächtverbots
hervorgerufen wird , eines Schächtverbots , das gar nicht im Willen der ver
bündeten Regierungen liegt , derſelben entgegentreten , damit nicht irgendwelche
Bundesſtaaten und Stadtgemeinden in Verſuchung geführt werden , auf Grund
irgendwelcher vielleicht vorübergehend aufzubringender Mehrheit in ihren Staats
und Stadtparlamenten eine Beſtimmung zu erlaſſen , die vom Standpunkt der
Freiheit und des gleichen ſtaatsbürgerlichen Rechts nur verworfen werden kann .

( 104 . Sitzung vom 12. Januar 1911 , St . B. S. 3811 )
Das Zentrum und die Linke ſtimmte geſchloſſen für den Kom —

miſſionsantrag , der Annahme fand . — Nach langen und ſchwierigen
Beratungen , an denen ſich beſonders die Abg. Dahlem , Gröber
und Faßbender beteiligten , iſt in der Frage des erhöhten Kinder —

ſchutzes beſchloſſen worden :

„Gleiche Strafe tritt ein , wenn gegen eine noch nicht achtzehn
Jahre alte oder wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehr —
loſe Perſon , die der Fürſorge oder Obhut des Täters unter —

ſteht oder ſeinem Hausſtande angehört , oder die der Fürſorge —
pflichtige der Gewalt des Täters überlaſſen hat , eine Körper⸗
verletzung mittelſt grauſamer oder boshafter Behandlung
begangen wird . “
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Die Anſichten gehen auf dieſem Gebiete ſehr weit auseinander

Die Novelle ſah weiter eine Herabminderung des Strafrechts bei

kleinen Diebſtählen vor ; in der Kommiſſion wurde beſchloſſen :

„ Wer aus Not geringwertige Gegenſtände entwendet oder

unterſchlägt , wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark

oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten beſtraft .
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein . Die Zurück

nahme des Antrags iſt zuläſſig .
Wer die Tat gegen einen Verwandten abſteigender Linie

oder gegen ſeinen Ehegatten begeht, bleibt ſtraflos . “
Im Plenum wurde nach warmer Befürwortung durch die Abg .

Dr . Becker ( Köln ) und Gröber noch folgende Beſtimmung auf —
genommen :

„ Wenn das Betteln in unverſchuldeter Notlage erfolgt , ſo
tritt Strafloſigkeit ein . “

6. Die Beratung der Strafprozeßordnung konnte nur

begonnen , aber nicht zu Ende geführt werden , obwohl die Kommiſſion
ihren ſorgfältigen Bericht zeitig erſtattet hatte . Vom 6 . —10 . Februar
1911 wurden einzelne Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes
beraten . Abg. Gröber trat dabei in den verſchiedenen Fällen für
Unabhängigkeit des Gerichts , Beſetzung mit ſtändigen Richtern , Zu —
ziehung von Laien auch in der Berufungsinſtanz ein ; das Zentrum
ſtimmte in ſeiner großen Mehrzahl auch für die Zulaſſung der Volks⸗

ſchullehrer zum Dienſte der Schöffen und Geſchworenen . Ueber das

ganze Werk ſoll eingehend berichtet werden , wenn es ganz durch
beraten iſt .

L. Bei der Beratung des Juſtizetats brachte der Abg.
Dr . Belzer eine Reihe von Forderungen vor : Erhöhung der Ge

bührenſätze für Zeugen und Sachverſtändige , Regelung des Luft —

ſchiffahrtsrechts ; er ruͤgte die Art der Prozeßführung bei den letzten
Senſationsprozeſſen , die viel zu häufige Zuziehung von Sachverſtändigen .5 2
„„Die Pſychiatrie iſt auf dem beſten Wege , die Strafrechtspflege voll —

ſtändig zu ruinieren . “ Mit allem Nachdruck proteſtierte er gegen Be —
gründung von Urteilen aus dem verfloſſenen Jahr :

„ Der eine Fall betrifft eine Verhandlung vor dem Landgericht Glogau .
Dort wurde ein Fleiſchermeiſtermeiſter angeklagt , ſchlechtes Fleiſch und viel Waſſer
in die Wurſt hineingearbeitet zu haben . Er erhielt vier Wochen Gefängnis . Die
Urteilsgründe —ich darf ſie wohl mit Erlaubnis des Herrn Präſidenten vorleſen

beſagen folgendes :

Bei der Abmeſſung hat das Gericht in Betracht gezogen , daß der Schlächter —
meiſter ein gutgehendes , in beſter Lage in Glogau gelegenes Fleiſch - und Wurſt⸗

geſchäft hat , daß er ſich auch nicht nur des Zuſpruchs von Kunden aus niederen
Kreiſen , ſondern aus den beſten Kreiſen der Stadt erfreut , und daß er das ihm
von ſeinen Kunden geſchenkte Vertrauen in ſchnödeſter Weiſe mißbraucht hat
Hört ! hört ! in der Mitte und bei den Sozialdemokraten )
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Danach muß man beinahe annehmen , daß der Mann ＋ paar Wochen

Gefängnis weniger erhalten hätte , wenn die Würſte nicht auch die feineren Mägen
der feineren Kundſchaft beläſtigt hätten . ( Geiterkeit )

Eine noch viel unbegreiflichere und das Rechtsempfinden tief verletzende Ab

faſſung von Gründen finden wir bei einem Vorgang in Halberſtadt , wo ein In

ſtallateur wegen tätlicher Beleidigung der Tochter eines hohen Beamten die ge
bührende Strafe von neun Monaten Gefängnis erhalten hat. Ich möchte auch
das kurz vorleſen :

Es handle ſich im vorliegenden Falle nicht um ein Mädchen der niederen

Stände , deren Ehrgefühl nicht ſo ſtark entwickelt ſei ( hört ! hört ! in der Mitte

und bei den Sozialdemokraten ) , ſondern um eine Dame aus beſter Familie ; durch

ihre Erziehung und geſellſchaftliche Stellung habe ſie ein höheres Ehrgefühl , das

durch die tätliche Beleidigung des Angeklagten auf das ſchwerſte verletzt wäre .

Meine Herren , das iſt einfach eine haarſträubende Urteils ( ſehr richtig !
in der Mitte und bei den Sozialdem okraten ) denn es ſtellt ein Attentat dar auf

die Ehre der Töchter von über Zweidrittel unſeres Volkes . Sehr richtig ! in der

Mitte ) Ich kann mich nur der Anſicht der „Kölniſchen Ve tung “ anſchließen ,
welche ſagt : eine zierung der F menehre erſcheint eine rabſetzung
der

Suanenehs
überhaupt. Es iſt tief bedauerlich, daß es

i
zen einen Richter

— keein
Nafs

ir hat , und daß der Mann

er dieſe
Gründe ſich zu ſagen,

und Aufreizung in das Volk hinein⸗
1911 St . B. S. 4784 )

n die Abg . Erzberger und im

ſch ſehr entſchieden für folgende

—.

In der
15

1d

Plenum die Abe

Reſolution ein :

„bei Genehmigung der Ausgabe von 120 000 M. für Aus

arlbeitung eines Entcnurfes
eines neuen Strafgeſetzbuches die

Erwartung auszuf ſprechen , daß der Herr Reichskanzler in die

Strafrechtskommiſſion mindeſtens drei Rechtsanwälte, die

Kriminaliſten ſind , als ſtändige Mitglieder beruft .

mich nur , wenn ein Vertreter der Preſſe und ein Pädagoge

gezogen werden dann diger auf dem Gebiete
r

Arbeiterfürſorge , der zialpolitik zugezogen werden ſoll; denn ich nehme an,

neue Strafrecht auch manche Punkte berühren wird , die auf dem ſozialen

( Sehr richtig ! in der Mitte ) Ich möchte deshalb an den Herrr
die Bitte richten, wenn er die von dem B rſtatter eben

erwähnten Perſonen zuzieht , daß er dann auch dieſen Punkt nicht außer acht läßt
und

auch
en Vertreter der Sozialpolitik in iſſion beruft . “ ( Abg .

„ Ich wund
t auch ein Sachverſtändi

eine
132 . Sitzung vom 22. Februar 1911 St .

Pflege der Wohlfahrt .

8. Das Geſetz über den Hatentausführungszwang iſt

in den Sitzungen vom 18 . Mai und 24 . Mai 1911 vom Reichstage
in folgender Faſſung verabſchiedet worden

„ Verweigert der Patentinhaber einem anderen die Erlaubnis zur Benutzung
der Erfindung auch bei Angebot einer angemeſſenen Ver gũtu ig und Sicherheits

leiſtung , ſo kann , wenn die Erteilung der Erlaubnis im öffentlichen Intereſſe
geboten iſt , dem anderen die zur Benutzung der Erfindung zu—
geſprochen werden Zwangslizenz ) . Die Berechtigung kann eingeſchränkt erteilt und

von Bedingungen abhängig gemacht werden .
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9. Das Geſetz über die Veſeitigung von Tierkadavern

iſt im Reichstage unverändert nach der Vorlage angenommen worden

und dazu folgende Reſolution :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen : bei den einzelnen
Bundesregierungen darauf hinzuwirken , etwa beſtehende Ab —

deckereiprivilegien zu beſeitigen . “ ( II . Seſſ . 1910/11 Druckſ .
Nr . 564 )

Das Geſetz beſtimmt in ſeinen Hauptteilen :
§ 1. Die Kadaver oder Kadaverteile aller gefallenen oder getöteten Pferde ,

Eſel , Maultiere , Mauleſel , Tiere des Rindergeſchlechts , Schweine , Schafe und
Ziegen ſind , ſoweit nicht ihre Verwertung zugelaſſen wird , unſchädlich zu beſeitigen .

Inwieweit und in welcher Weiſe eine Verwertung von Kadavern und
Kadaverteilen zuläſſig iſt , y der Bundesrat .

§ 2. Die unſchädliche Beſeitigung hat durch Vergraben an 8Stellen zu erfolgen , ſoweit ſie nicht durch hohe Hitzegrade ( Kochen oder Dämpfen
bis zum Zerfall der Weichteile , trockene Deſtillation , Verbrennen ) oder auf
chemiſchem Wege bis zur Auflöſung der Weichteile geſchieht . In letzteren Fällen
können die gewonnenen Erzeugniſſe als Futtermittel für Tiere , Düngemittel oder
in anderer Weiſe , jedoch nicht zum Genuſſe für Menſchen , verwendet werden .

§ 3. Dem Landesrechte bleibt vorbehalten , für die unſchädliche Beſeitigung
weitergehende Vorſchriften als im § S1 Abſatz 1 und im §2 enthalten ſind , zu
erlaſſen , ſowie das Abdeckereiweſen einſchließlich des Betriebs der Anlagen zur
gewerbsmäßigen Beſeitigung oder Verarbeitung von Kadavern und tieriſchen
Teilen in Abweichung von der Gewerbeordnung zu regeln

An der unſchädlichen Beſeitigung der Kadaver hat ſowohl die Sanitäts - ,
als auch die Veterinärpolizei ein Intereſſe ; die Unſchädlichmachung aller Seuchen
keime , die in den Tierkadavern vorhanden ſein können , ſtellt den Abſchluß der

— die Bekämpfung der Tierſeuchen getroffenen Maßnahmen dar , wie ſie in den
Viehſeuchengeſetzen und auch in den Beſtimmungen über die Schlachtvieh - und
Fleiſchbeſchau enthalten ſind . Die beſte Regelung der Angelegenheit , die von einem
einzelnen Bundesſtaate getroffen wird , verſagt aber , wenn nicht auch in den
Nachbarbundesſtaaten das Notwendige geſchieht . Im Intereſſe aller Bundes
ſtaaten muß deshalb von Reichs wegen der Grundſatz aufgeſtellt werden , daß
eine unſchädliche Beſeitigung der Kadaver zu erfolgen hat , und ferner muß vor
geſchrieben werden , welches die Mindeſtanforderungen ſind , die in dieſer Hinſicht
zu ſtellen ſind . Alles übrige kann den Bundesſtaaten überlaſſen werden , die
hierdurch in die Lage verſetzt werden , die Regelung den örtlichen Bedürfniſſen
und Verhältniſſen anzupaſſen und gegebenenfalls etwa ſchon erlaſſene Vorſchriften
und getroffene Einrichtungen , ſofern ſie jenen Mindeſtanforderungen genügen und
ſich als zweckmäßig erwieſen haben , ohne weiteres beizubehalten . Auf die Auf
ſtellung obigen Grundſatzes allein konnte ſich das Reichsgeſetz aber nicht be
ſchränken . Es iſt vielmehr eine den Anforderungen der neueren Wiſſenſchaft ent —

ſprechende Regelung nicht allenthalben vereinbar mit dem in der Gewerbeordnung
auch für das Abdeckereigewerbe aufgeſtellten Grundſatz der Gewerbefrei heit.
Letztere hat im Auge das privatwirtſchaftliche Intereſſe ſowohl der Viehbeſitzer
wie der Abdeckereigewerbetreibenden , die bei der Freiheit des Gewerbebetriebs
am leichteſten in der Lage ſind , die in den Kadavern enthaltenen Werte aus —
zunutzen . Dieſe privatwirtſchaftliche Rückſicht muß aber hinter den höheren Geſichts —
punkt des Schutzes der menſchlichen und tieriſchen Geſundheit zurücktreten . Es iſt
daher den Einzelſtaaten die Möglichkeit eröffnet worden , das Abdeckereigewerbe
in Abweichung von der Gewerbeordnung zu regeln , wenn dies im öffentlichen
Intereſſe geboten erſcheint . Ob und inwieweit es hierbei etwa notwendig ſein
wird , die noch beſtehenden Zwangs - und Bannrechte zu beſeiligen , eventuell in
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Abg . Giesberts betonte gegenüber der ablehnenden Haltung der

größere Miſſion , und die betrachten wir doch als
es, mit deſſen Hilfe wir unſer deutſches Volk in
ing außerordentlich vorwärts gebracht haben . Die

geiſtigen Kultur und unſerer politiſchen Ideale
ſſe, vor allen Dingen der politiſchen

Ideen durchringen . Die bedeutungs
die Abonnentenverſicherung nicht eingeführt

wollen es nicht , ſie ſagen einfach : das
rer Zeitung zu verbinden , und die

tets ; denn das iſt klar, die Aus

11
f

DN3

chäft noe ie
müſſen , 5

für die ing der vom Unfall Betroffenen hat ,
irgendwo herausſchlagen . Wo ſchlägt er ſie aber heraus ? Auf Koſten

iſtigen Teils , oder dadurch , daß er in der Konkurrenz die kleine Preſſeerdrückt . Ich glaube i die
Herrer der nationalliberalen Partei ſich ein

mal in ihren Kre n, ſo ſie 90 Prozent Gegner und keine
Prozent Freunde finden . Die 0 ſkleine politiſche Preſſe , die ſo wichtig für die

Aufklärung des Volkes iſt , leidet am meiſten darunter . Wir dürfen ja nicht ver
gerade wir Abgeordnete und die Regierung ein großes Intereſſe daran

die politiſche Berichterſtattung nicht bloß durch die großen Korre
lreaus und en geſchieht , ſondern daß ſie auch durch die kleinei

ugt . Aber gerade dieſe kleine Preſſe wird durch die
zreſſe mit der Abonnentenverſicherung totgedrückt. “

itzung vom 27. 3. 1911 St . B. S 5676 )

rums wurde angenommen .

11. Die i über Aufhebung oder Aenderung des
Impfgeſetzes beſchäftigte die Petitionskommiſſion ( Bericht Nr . 561
der Druckſ . ) und das Plenum am 30 . Januar , 1. Februar und
3. Mai 1911 . Die Petitionskommiſſion ſchlug vor : über ſämtliche
Petionen zur Tagesordnung überzugehen . Die Abg . Dr . Faßbender
und Dr . Pfeiffer beantragten :

1. die dem Reichstage vorliegenden Petitionen zur Beſeitigung des Impf
zwanges dem Herrn Reichskanzler als Material zu überweiſen ;

2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dem Reichstage einen Geſetzentwurf ,
betreffend die Aenderung des Impfgeſetzes , vorzulegen , vorher aber zur
Klärung der Frage Material zu unterbreiten , welches durch eine Kom —
miſſion zu beſchaffen iſt , der neben Impffreunden auch Impfgegner an
gehören .

rrn Reichskanzler zu erſuchen , in dieſem Geſetzentwurfe die Ge
ſensklauſel einzufügen , derart , daß jede Perſon vom Impfzwang zu

befreien iſt , welche der zuſtändigen Behörde erklärt , daß ſie vor ihrem
Gewiſſen die Impfung ihres Kindes nicht rechtfertigen kann . Phyſiſcher
Zwang zur Durchführung der Impfung iſt in jedem Falle auszuſchließen .

( I . Seſſ . 1910/11 Druckſ Nr . 588 )
Abg. Erzberger beantragte die Einſetzung einer aus Impf⸗

gegnern und Impfanhängern beſtehenden Kommiſſion . Sämtliche
Parteien waren in dieſer Frage geſpalten ; ſämtliche zahlreiche Anträges 15wurden abgelehnt und am Schluſſe die Kommiſſionsanträge an
genommen . Auch im Zentrum gingen die Anſichten über dieſe Frage9 * gine Fras
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13. Fürſorge für die Arbeitsloſen forderte folgend
Reſolution der

„den H Reichskanzler zu erſuchen , bei den Landes

regierungen dahin zu wirken , daß ſie dem Verein für ſoziale
innere Wiotriation Deutſchl ands E. V. zum Zwecke der Für⸗

rnaAtiervativen :

ſorge für vorübergehend Arbeitsloſe nachhal ltige Förderung
und Unterſtützung zuteil werden laſſen . “

1
Der Antragſteller war Abg. von Kaphengſt , der ſich ſeit Jahren

zieſer äftigt; er führte aus :

bei dem jetzt endlich !
den. Wir haben
Unlandes liegen .

hernder Aberelofolel.

e durchführba
mit den rüdern der Landſtraße
Laſter G riert , ich habe
Anſtalten Friedr bei Reppen l 25 Jahren 14000 Arbeitsloſe
vorübergehen ſehe id wir haben ächlich aus ſumpfigem Unland kleefähige
Wieſen geſchaffen ; dort , wo wir noch vor fünf Jahren in Waſſerſtiefeln gingen ,

Ich habe perſönlich 1000 Morgen
it

den Gefallenen und häufig vom
den von mir im Ehrenamt geleiteten



36

weidet jetzt eine 60 Haupt ſtarke Herde frieſiſchen viehs . Wenn man das mit
entgleiſten Exiſtenzen machen kann , wie viel eher mit den noch nicht Geſunkenen . “

Abg . Gröber ſtimmte dem Antragſteller zu :
„ Meine politiſchen Freunde ſtehen ganz auf dem Boden der Auffaſſung , die

er in ſo warmer , anſprechender Weiſe vertreten hat. Aber wir gehen davon aus ,
daß es für einen Arbeitsloſen beſſer iſt , ſtatt ihm Almoſen zu geben , ihm Arb
zu verſchaffen ( ſehr rie !) und ihmdadurch die Ehre zu erweiſen , die in der
Leiſtung von Arbeit liegt , und ihn , wenn er ſo geſunken iſt , wie es leider vielfach
zutrifft , wenn möglich , wieder zu heben und zu kräftigen , daß er wieder an Arbeit
gewöhnt wird und wieder lernt , ſich ſelbſt durchheigene Mühe den Lebensunterhalt
zu verdienen und wieder ein ordentliches Mitglied der Geſellſchaft zu werden .

Die Sorge für die Arbeitsloſen da hat der Herr Staatsſekretär voll —
ſtändig recht — iſt viel weniger eine Aufgabe der ſtaatlichen Geſetzgebung als
vielmehr eine

Aufgabe der Geſellſchaft , der freien Eiebeskalioken der Geſellſchaft .
( Sehr richtigl ) Das kann man mit Zwang nicht machen . Der Zwang des
Staats kann allenfalls Geld beſchaffen , das iſt zuzugeben ; aber was dieſen Arbeits —
loſen vor allem nottut , das iſt ein warmes Herz für ſie . “

( 149 . Sitzung vom 16. März 1911 St . B. S . 5519 )
Die Reſolution der Konſervativen wurde einſtimmig angenommen

14 . Eine ſchulhegieniſche r forderte Ab —
geordneter Graf von Oppersdorff am 18 . März 1911 durch
Vermittelung des Reichsgeſundheitsamtes .

„ Schon ſeit längerer Zeit iſt wiederholt der Wunſch geäußert , es mögen die
Erfahrungen , welche die verſchiedenen Schulärzte ſammeln , von Reichs wegen
zuſammengeſtellt , und womöglich auch die Erhebungsmethoden einheitlich feſt
geſtellt werden . In letzter Zeit ſind mir ſehr ſchätzenswerte Ausführungen ,
insbeſondere auch welche von einem Schul - und Seminararzt Alfred Bauer in
Schwäbiſch - Smünd , einem wohlbekannten Fachmann , auf dieſem Gebiete in die
Hände gekommen . Dieſe bieten den direkten Anlaß zu meinen heutigen Aus
führungen . Es iſt anerkanntermaßen dem Schularzt dort , wo er zu wirken hat ,
ein wichtiges ſoziales Feld zugewieſen , namentlich , wenn der Schularzt autoriſiert
iſt , ſich in erſter Linie als Schülerarzt zu betrachten . Um dieſen Zweck zu
erreichen , ſteht es allen Schulärzten zu, Fragebogen und ſogenannte Geſundheits
bogen über die Kinder zu führen . Sie ſollen Einblick in die Urſachen der
verſchiedenen Mißſtände , der verſchiedenen Krankheiten , Schülerdefekte uſw . geben .
Daß dies für die Kriminalität und für die Pſychiatrie eine wertvolle Ausbeute
gibt , iſt ja klar . Dieſe Fragebogen , welche im allgemeinen recht ſorgfältig aus —
gefüllt werden , ſollten nun nach meiner Anregung zuſammengefaßt und die aus
ihnen gewonnenen Erfahrungen , die Richtungen , welche das Reich beſonders
betreffen , verwertet werden .

Zunächſt handelt es ſich hier um die Fragebogen , welche die An igehörigen
ausfüllen , hinſichtlich der Wohnungsver rhältniſſe , ob die Kinder unter Aufſicht in
der Familie wohnen , oder oh ſie in Koſt und Pflege ſind , über Erkrankungen
im vorſchulpflichtigen Alter , welche Krankheiten und Todesurſachen bei Eltern und
Geſchwiſtern beobachtet worden ſind uſw . Neben dieſen hat der Schularzt dann
ſelbſt noch Geſundheitsbogen auszufüllen über die gewerbliche Arbeit , über
Alkoholismus der Eltern und Kinder , über Wohnungsnot , Ernährungsmangel
und Reinlichkeit . Eine beſondere wichtige Frage iſt die der Unterernährung ,
welche ja von den verſchiedenen politiſchen Parteien zu verſchiedenen politiſchen
Zwecken , jedenfalls aber von allen immer mit Recht als beſonders wichtig vor
geſtellt und verwertet wurden . E iſt klar , daß bei der Unterſuchung der Kinder
durch den ſehr wichtige Einblicke in die ſozialen Verhältniſſe gewonnenwerden können . inſchalten möchte ich an dieſer Stelle , daß gele gentlich Klager
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darüber geführt wurden , daß Schulärzte in einem gewiſſen Uebereifer bei ihren

Unterſuchungen dadurch das Zartgefühl der Kinder nicht genügend ſchonen , daß
ſie dieſe in Gegenwart des Lehrers vornehmen ; man ſollte die Unterſuchung der

hen beſſer nur in Gegenwart der Mutter , der Eltern vornehmen . Von

großer Wichtigkeit beſonders für die Beurteilung der nachmaligen Rekruten ſind

Erhebungen über beobachtete Sprachendefekte und ähnliches .

Es iſt auch ganz klar , daß man dieſe ganzen Unterſuchungen und Auf —

zeichnungen nur für eine beſchränkte Anzahl von Kindern gründlich durcharbeiten

braucht , nämlich nur bei ſolchen Kindern , welche die Lehrer und Eltern als in

irgendeiner Weiſe vom Gewöhnlichen abweichend bezeichnen . Jedenfalls iſt

ſicher , daß nicht nur Wiſſenſchaft , Kriminaliſtik , Pſychiatrie ein Intereſſe an

dieſer Sache haben , ſondern auch das Reich ſelbſt ein eigenes , insbeſondere

ich habe die Frage der Unterernährung ſchon hervorgehoben auch die

Armee . Durch ſolche vom Reichsgeſundheitsa aſſende Ermittlungen
würde das Reichsgeſundheitsamt dazu beitragen , nerhin ſchon in die

Erſcheinung tretenden rückläufigen Bewegung in der deutſchen Wehrkraft , ſoweit

ſie ſich in der Rekrutierung wenigſtens in einzelnen Gegenden zeigt , nachzugeben .
( 151 . Sitzung vom 18. März 1911 . St . B. S. 5620

zuſammen

15 . Förderung künſtleriſcher und wiſſenſchaftlicher

Beſtrebungen . Abg . Dr . Pfeiffer wünſchte Ausbau des Ger —

maniſchen Muſeums in Nürnberg .
„ Wir ſind der Meinung , daß die echte , wahre und innere Heimatpolitik ſich

nicht darauf beſchränken darf , bloß den deutſchen Acker zu bebauen und den Schutz
der deutſchen Arbeit lohnend zu machen in Handel , Induſtrie und Gewerbe ,
ſondern die wahre und innere Heimatpolitik muß darin beſtehen , daß auch die

Schönheit der Heimat , des Dorfes , der Stadt , der Wälder und Felder gewahrt
und geſchützt wird . Das iſt nach unſerer Anſchauung wahrhaft die äſthetiſche
Kultur , die in Schauen und Genießen beſteht und immer neue reife Früchte
erſchließt . “ ( 149 . Sitzung v. 16. März 1911 St . B. S. 5492 )

Abg . Dr . Spahn ( Warburg ) forderte die Errichtung eines

Zeitungsmuſeums .
„ Da befolgt ja das Reich im allgemeinen den Grundſatz , daß es die Er —

richtung derartiger wiſſenſchaftlicher Anſtalten den Einzelſtaaten überläßt und nur ,
wenn ſie eine allgemeine nationale Bedeutung haben , Beiträge dazu liefert . Aber
wenn das erreicht werden ſoll , was erſtrebt werden muß , dürfen doch nicht nur
die im weſentlichen durch ein Zeitungsmuſeum zu befriedigenden rein wiſſenſchaft —
lichen Anſprüche geprüft werden . Deren ſich durch Errichtung eines Zeitungs —
muſeums anzunehmen , mag Preußens edles Vorrecht ſein . Für das Reich ſcheint

en zu ſein , daß das Reich erwägt , wie im Anſchluß an eine ſolche
uch unabhängig von ihr , der Inhalt der Zeitungen dauernd

bisher für die Preſſe ſelbſt , für unſere parlamentari —
ie Behörden , für unſer geſamtes volkswirtſchaftliches

na werden kann . Dafür gilt es eben , das in den
fläche des öffentlichen Lebens geſchwemmte

möglichſt vollſtändig zum Niederſchlag zu
1 rieren und in knappen Rege

ichungen den Intereſſenten zurKenntnis zu ngen . Die
dieſer Aufgabe geht nun zweifellos ebenſo wie die Aufgabe der Er —

richtung eines Zeitungsmuſeums über private Kräfte hinaus . Die Zeitungen ſelbſt
können nach der ganzen Art ihres Betriebes erfahrungsgemäß die Syſtematiſierung
und Regiſtrierung ihres Stoffes nicht gleichmäßig durchführen , und auch die beſt —
geleiteten Zeitungsausſchnittsbureaus können der Aufgabe nicht genügen . Es muß

5ein beſonderer zentraliſierter Betrieb dafür geſchaffen werden , und er wird der

nd ſoziales Lebe

Zeitungen tagtäg
Material an Tatſach
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Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln nicht entbehren können . “ ( 152 . Sitzung
vom 20. März 1911 St . B. S. 5682 )

Das Geſetz gegen Mißſtände im Heilgewerbe ruht noch
in der Kommiſſion , ſo daß eine Berichterſtattung verfrüht erſcheint ,
zumal es ſehr ungewiß iſt , ob der Entwurf überhaupt angenommen wird .

III . Auswärtige Politik .

16 . Die auswärtige Politik im allgemeinen .
„ Meine Herren , die auswärtige Pol itik iſt ruhiger geworden , als ſie in den

früheren Jahren geweſen iſt . Ich gla das dürfen wir unſerem Auswärtigen
Amt und dem Herrn Reichskanzler zum Lobe nachſagen . ( Sehr richtig !h) Man
darf ausſprechen , daß nach den Erklärungen , wie ſie uns von Oeſterreich und
England aus geworden ſind , das Vertrauensverhältnis zwiſchen den einzelnen
Staatsmännern beſſer geworden iſt , als es früher , ſei es vor drei Jahren , ſei es
vor fünf Jahren , um mit dem engliſchen Staats dekretär des Auswärtigen zu ſprechen ,
geweſen iſt. Und damit wird dem Intereſſe des deutſchen Volkes gedient , welches
das größte Intereſſe daran hat ,

ſch
ſeine wirtſchaftliche Entwicklung in fried —

lichen Gleiſen weiterbewegt , indem wie bisher ſo fernerhin unſere Regierung
allen Staaten gegenüber den Standpunkt des Friedens vertritt , ſoweit immer die
Ehre Deutſchlands von auswärts nicht angegriffen d. ( Bravol ) Die Ueber
einſtimmung der verbündeten Regierungen , die Uebereinſtimmung der Haltung des
Kaiſers in den Fragen des Krieges und des Friedens mit den Anſchauun igen des
deutſchen Volkes iſt jedenfalls in weiteſtem Umfange hergeſtellt und geſichert , wenn
mit allen auswärtigen Staaten friedliche Beziehungen unterhalten werden . “ ( Abg.
Dr . Spahn ( Bonn ) 159. Sitzung vom 30. März 1911 St . B. S . 5972 )

17 . Die sfrage iſt vom Abg . Dr . Spahn ( Bonn )
am 30 . März 1911 mit folgenden Worten behandellworden :

„ Eine einfache Zurückweiſung auf eine Anfrage Englands, ob
man auf ſolche Verhandlungen überhaupt eingehen wolle , halte ich
für verfehlt . Man ſollte ruhig die Anträge Englands — — und

ſie dann prüfen , natürlich unter Wahrung unſerer vollſtändigen Selb —

ſtändigkeit in dieſer Frage , und ſollte bei dieſer Prüfung den An⸗

trägen im einzelnen nähertreten und dann die Gründe angeben , wes —

wegen die Ablelehnung erfolgen müſſe . “ ( 159 . Sitzung vom 30 . März
St B . S . 5973 )

Reichskanzler v. Bethmann Hollweg gab hierauf folgende

programmatiſche Antwort :

„ Der ſozialdemokratiſche Antrag verlangt , ich ſolle Schritte tun , um eine
internationale Verſt tändigung über allgemeine Einſchränkung der
Rüſtungen herbeizuführen . In der Tat wird

5 Abrüſtungsgedanke in Parla
menten , auf Kongreſſen , von Friedensfreunden unausgeſetzt breit erörtert . Auch
die erſte Haager Friedenskonferenz hat die Fr behandelt , hat ſich aber
ſchließlich mit dem Wunſche begnügen müſſen , daß die Regierungen das Problem
andauernd ſtudieren möchten . Deutſchland hat dieſem Wunſche entſprochen , aber
wir haben keine brauchbare Formel gefunden . Daß andere — igen glücklicher
geweſen wären , iſt mir nicht bekannt geworden . Und auch die ſonſtigen Studien



haben meines Wiſſens zu einem praktiſchen Ergebnis noch nicht geführt . Ich bin

wenigſtens noch nirgends einem irgendwie greifbaren Vorſchlag begegnet , eine

Vorſchlag , der * nur einigermaßen ins Detail ginge , und über den ſich ernſt

haft diskutieren ließe. Aus der heutigen Debatte habe ich einen ſolchen Vorſchla

auch noch nicht herausgehört . ( Sehr richtig !r rechts )
Meine Herren , ich glaube , Sie haben ſich eine vielleicht iber

praktiſch nicht lösbare Aufga be geſtellt . Ich will damit der

Wert der Arbeit der Freunde des Friedens und der —

zeit, wo in Europa die Kriege durch die Kabinette gemacht wurden , iſt vorüber

( Sehr richtig ! link ) Die Stimmungen , aus denen jetzt bei uns noch Kriege
ſtehen können , liegen wo anders . Sie wurzeln in die vom Vol

empfinden getragen ſein müſſen . Jedermann weiß, daß
di

npfinden ſich ſehr
leicht beeinfluſſen läßt und ſich z. B. leider häufig willenlos intwort

Preßtreibereien hingibt . Ein Gegengewicht gegen alle ſolche un'
iſt nur erwünſcht, und ich werde der erſte er es dankbar be

der internationalen Arbeit gelin ſolche Gegengen
ff

Wenn ich aber prakſiſche Maßregeln ergreifen ſoll , wenn ich de andere

Mächten Vorſchläge auf Abrüſtung unterbreiten ſoll , dann nich

allgemeine Friedensbeteuerungen und Friedensverſicherungen
land überhoben durch eine vierzigjährige , konſtante Politik , die

der Welt keine Händel ſuchen „ ( Bravo ! in der Mitte 1
dann muß ich ein feſt umriſſenes Arbeitsprograme

Deutſck
wir in

u1 ſondern
n vorl — können ,

dann muß ich auch ſachlich prüfen , ob ein ſolches Programm überhaupt aufgeſtellt
und , wenn aufgeſtellt , auch durchgeführt werden kann . Wer unſichere , ver

ſchwommene Vorſchläge macht , der kann ſehr leicht , anſtatt zu beruhigen , ſeine

ſeits zum Störenfried werden . ( Sehr richt 10 rechts )

Ich will noch eins einſchieben . Nicht ganz ſo weit , wie d

Antrag , geht die Reſolution , die die Herren von der Fortſchrittlichen Ve

vorſchlagen ; und auch der Herr Abgeordn ete Spahn hat ſich, glaube ich, in ö

lichem Sinne ausgeſprochen . Da wird beantragt , wir möchten in Verhandlungen
eintreten , wenn uns von anderen Seiten V orſchläge gemacht werden ſollten . Ich
bin den Herren aufrichtig dankbar , daß ſie mir nicht die Aufgabe —wollen , formulierte Anträge auszuarbeiten , ( Heiterkeit ) ſondern daß ſie das anderen

Regierungen überlaſſen .
Meine Herren , wenn die Großmächte einAbkommen über eine allgemeine

eini
al

ſozialden

internationale Abrüſtung treffen wollen , dann muͤſſen ſie ſich zuerſt darüber gen ,
welche Geltung überhaupt die einzelnen Nationen im Verhältnis zueinander

beanſprüchen dürfen . Es muß eine Art Rangordnung aufgeſtellt werden , ir
welche Nation nummernmäßig mit der ihr zuzubilligenden Einflußſphäre ein —

irnger ( Unruhe links ) vielleicht analog dem Verfahren , wie es bei induſtriellen
n
1

geſchiehl Ich ßte es ablehnen , meine Herren , ein ſolches Formular
ver und einem internationalen Areopag vorzulegen .

Praktiſch ie man vielleicht ſagen iſt ein Ranganſpruch
ſchon anger borden: England iſt davon überzeugt und hat es
erklärt —, daß , aller ſeiner Wünſche auf. Einſchränkune
gaben und auf S e waiger Streitigkeiten im ſchiedsr
ſeine Flotte unter allen ieder möglichen

Komk

wachſen oder ſogar ül müſſe .

gute Recht Eng glands un e ich zur
der letzte ſein , dieſes Re

Ganz etwas anderes iſt es
Abkommens zuen— das von
angenommen werden ſoll . ( Sehr
hoben werden , wenn andere ächte ö zugewieſenen Kontingent nicht
zufrieden ſind ? Meine Herren , man braucht dieſe Fragen bloß aufwerfen , um
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wiſſen , wie es auf einem — tkongreſſe ein europäiſcher würde ja nicht aus
reichen zugehen würde , der über derartige Anſprüche zu entſcheiden hätte1

Und dann , meine Herren , die Armeen ! Wenn uns 3. B. in Deutſchland zu
gemutet werden ſollte , unſer Heer , ſagen wir , um 100 000 Mann zu verringern ,
um wieviel müſſen dann die Armeen von Frankreich , von Rußlland , von Oeſter —
reich und von Italien verri ngert werden ! Wenn Sie da zu irgendeiner Zahlen
proporti kommen wollen , müſſen Sie eben zunächſt das allgemeine Macht
verhältnis fixieren , in dem dieſe Nationen zueinander ſtehen ſollen . Sor nſt können

Sie auch kein Stärkeverhältnis für die Armeen feſtſetzen . Meine Herren , trotz alld
sverſicherungen , die Gott ſei Dank überall abgegeben werden , würde

er vorbereitenden Enquete jede Nation antworten , daß ſie die St ellung
Welt beanſprucht , welche der Geſamtſumme ihrer nationalen Kräfte ent

t, und daß ihre Streitkräfte dieſem Anſpruch entſprechend abgemeſſen werden
müſſen . Ich würde jedenfalls für Deutſchland keine andere Antwort geben . ( Zu
timmu ing ) Und ich würde der Ehre und dem Nationalgefühl jedes anderen
Voltes wenn ich ihm eine andere Auskunft zumutete .

r ſozialdemokratiſche Antrag nimmt Bezug auf die Verhandlungen in der
franzöſiſchen Deputiertenkammer Ja , meine Herren , hat nicht trotz dieſer Ver
handlungen das neue franzöſiſche Miniſterium die programmatiſche Erklärung , mit
der es ſich der Kammer vorgeſtellt hat , unter deren lebhaftem Beifall mik dem
Bekenntnis geſchl oſſen , daß es ebenſo wie die anderen Regierungen in einer ſtarken
Wehrmacht eine weſentliche Friedensbürgſchaft erblicke ( Sehr richtig !rechts ) und
deshalb den Streitkräften zu Waſſer und zu Lande ſeine beſondere Fürſorge zuwenden werde ? ( Hört ! hört ! rechts )

Meine Herren , Sie können ſich darauf verlaſſen : keine Antwort würde anders
lauten . Und aus ſolchen Antworten ſoll ein Abrüſtungsſchema zuſammengeſtellt
werden !

Aber ſelbſt angenommen , die Nationen ließen ſich willig von einem inter
nationalen Kongreß die Stellung diktieren , die ſie in der Welt einnehmen dürfen ,
dann würden wir auch einen Maßſtab finden müſſen , nachdem wir die Stärken
der Armeen gegeneinander abwägen . Auch nach einem ſolchen Maßſtabe hat man
mit heißem Bemühen geſucht , aber bisher noch ohne jeden Erfolg . Ich brauche
Ihnen nicht im einzelnen die abſoluten und die reativen Formeln vorzuführen , die
man da aufzuſtellen verſucht hat . Alle dieſe Dinge ſind den Herren bekannt .
Aber man hat in dieſen Formeln noch keinerlei brau chbaren Maßſtab gefunden ; das
wird auch von den Freunden der Abrüſtun ig immer mehr erkannt und zu gegeben.

Endlich , meine Herren , und vor allem müßte jeder Verſuch allgemeiner inter —
nationaler Abrüſtung 8 Dafürhaltens immer wieder an der Frage der
Kontrolle ſcheitern . Ickh halte jede Kontrolle für abſolut undurchführbar , und
jeder Verſuch einer Kontrolle würde zu nichts anderem führen als zu fortgeſetztem
gegenſeitigen N ( Sehr richtig ! rechts ) und andauernder Erregung . ( Leb —

ſti Wer wird ſich denn auf die Schwächung ſeiner Ver —
nlaſſen , ſolange er nicht die abſolute Sicherheit dafür hat , daß
achbar ſeine Streitkräfte doch heimlich ſtärker macht , als ihm im

abk geſtanden worden iſt ? Denken Sie doch an den klaſſiſchen
ö von Napoleon niedergeworfenen Preußens . Napoleon hatte Preußeneine Armee von 42 000 Mann zugeſtanden , und er hatte doch wahrhaftig Kontroll

mittel in der Hand , wie ſie noch keine andere Macht einer anderen Macht gegenüber beſeſſen hat oder beſitzen wird . Aber trotz der ſchonungsloſen Anwendung
dieſer Kontrollmittel iſt es dem prer ißiſchen Patriotismus , iſt es den großen und
genialen Führern des preußiſchen Volkes gelungen , eine vierfach ſtärkere Armee
aufzuſtellen , als der Sieger ihm zugeſtanden hatte .

Meine Herren , wer die Frage der allsgemeinen Abrüſtung einmal
ſachlich und

ernſthaft durchdenkt , der muß zu der Ue berzeugung kommen , daß ſie unlösbar iſt ,
ſolange di e Menſchen Menſchen und die Staaten Staaten ſind . Unruhe und
Zurufe bei den Sozialdemokraten . Lebhafte Zuſtimmung rechts . )

Frieden

teidigungst
nicht irgend
Abrüſtu 2110 onzug



Meine Herren , es ſind nun auch von den verſchiedenen Herren Vorrednern
die Ausführungen erwähnt worden , die der engliſche Miniſter des Auswärtigen
über die Abrüſtungsfrage gemacht hat . Der engliſche Miniſter hat dabei dem
Gedanken Ausdruck gegeben , daß ein Nachrichtenaustauſch zwiſchen England
und Deutſchland über die gegenſeitigen Schiffsbauten vor Ueberraſchungen
ſichern und in beiden Ländern die Ueberzeugung befeſtigen würde , daß keins das
andere heimlich überbieten will . Durch den Nachrichtenaustauſch würden dann
auch die anderen Nationen über das Verhältnis orientiert werden , in dem England
zu Deutſchland ſteht , und auch das würde dem allgemeinen Frieden dienen .

Wir haben dieſem Sebune um ſo eher beitreten können , als unſer Bau

programm für die Flotte von Anfang herein offen vor aller Welt daliegt , und
wir haben uns deshalb bereit erklärt , uns hierüber mit England zu verſtändigen
in der Hoffnung , daß dadurch die erwartete Beruhigung dder öffentlichen Meinung .
in England eintreten werde . “ ( 159 . Sitzung vom 30. März 1911 St . B.

6001/6002 )

„ Die Frage der Schiedsgerichte iſt in neuerer Zeit beſonders lebhaft
erörtert worden , inſonderheit nach der Richtung hin , ob es möglich wäre , Schieds
gerichtsverträge ohne die

ſogenan nte Ehrenklauſel zuſtande zu bringen . Dieſe
Klauſel bildet bekanntlich einen Beſtandteil aller bisher abgeſchloſſenen Schieds —
gerichtsvertröge und beſagt , daß kein Schiedsſpruch in Anwendung kommt , wenn
die Unabhängigkeit , die Ehre , die Lebensbedingungen eines der vertragſchließenden
Teile berührt werden .

Man hat namentlich erörtert die Möglichkeit des Abſchluſſes eines derartigen
unbeſchränkten Schiedsvertrages zwiſchen England und Amerika . Dabei
iſt beſonders in Amerika die Anſicht vertreten worden , daß die Wirkung eines
derartigen unbeſchränkten Schiedsvertrages auf die anderen Nationen der Wirkung
einer Allianz gleichkommen werde . Meine Herren , es iſt nicht meines Amtes , die

Chancen eines derartigen Abkommens zwiſchen Großbritannien und den Ver —

einigten Staaten von Nordamerika zu erörtern . Jede Nation hat es mit ihrem
Partner allein abzumachen , ob und unter welchen Bedingungen ſie Schiedsgerichts —
verträge abſchließen will . Internationale , die Welt umſpannende , von einem

Weltkongreß oktroyierte Schiedsgerichtsverträge halte ich für ebenſo unmöglich
wie internationale allgemeine Abrüſtungen .

Deutſchland ſteht den Schiedsgerichtsverträgen nicht ablehnend gegenüber .
Wir haben in alle unſere neuen Handelsverträge die Beſtimmung aufgenommen ,
daß Tarifſtreitigkeiten einem beſtimmten ſchiedsrichterlichen Verfahren unterworfen
werden ſollen . Wir haben mit zwei Großmächten allgemeine obligatoriſche
Schiedsgerichtsverträge abgeſchloſſen , von denen der eine fortgeſetzt in Gültigkeit
ſteht . Deutſchlands Betreiben iſt es vor allem zu danken , daß im Haag die Ein —

ſetzung eines internationalen Priſenhofes zuſtande gekommen iſt .
Was aber die Ehrenklauſel anlangt , ſo ſchafft nach meiner Ueberzeugung

ihre Streichung nicht den Frieden , ſondern ſie konſtatiert lediglich , daß zwiſchen
den beiden Nationen , welche ſie ſtreichen , ein ernſthafter Anlaß , den Frieden zu
brechen , nicht gedacht werden kann . Ein unbeſchränkter Schiedsvertrag beſiegelt
lediglich einen bereits de kacto beſtehenden Zuſtand . Aendert ſich dieſer Zuſtand ,
entwickeln ſich zwiſchen den beiden Nationen Gegenſätze , welche ihre Lebens —
bedingungen berühren , welche , wie man im gewöhnlichen Leben zu ſagen pflegt ,
an die Nieren gehen , dann möchte ich den Schiedsvertrag ſehen , der nicht wie

Zunder zerfällt ! ( Sehr richtig ! rechts . ) Man kann aus dem Leben der Nationen
die ultima ratio nicht ganz wegſtreichen . Wir können nur beſtrebt ſein , ihr Ein —
treten ſo weit wie möglich hinauszuſchieben . Dazu dienen zweifellos auch Schieds —
verträge , und um ſo geeigneter werden ſie ſein , je mehr man ſie auf klar zu über —
ſehende Waieee beſchränkt . Meine Herren , wenn wir ſo praktiſch
handeln — und Deutſchland tut es —, dann leiſten wir nützlichere Arbeit als mit
der Vorſtellung von Zuſtänden , weiche dem Weſen der Menſchen und der
Staaten fremd ſind . Zur Friedfertigkeit aber gehört Stärke . Es gilt noch
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immer der alte Satz , daß der Schwache eine Beute des Stärkeren wird . Will
oder kann ein Volk für ſeine Rüſtung nicht mehr ſo viel ausgeben , daß es ſich
in der Welt durchſetzen kann , dann rückt es eben in das zweite Glied . ( Sehr
richtig ! rechts ) Dann ſinkt es in die Rolle des Statiſten zurück. Es wird
immer ein anderer , ein Stärkerer da ſein , der bereit iſt, ſeinen Platz in der Welt
einzunehmen . Wir Deutſchen in unſerer exponierten L ſind vor allem darauf
angewieſen , dieſer rauhen Wirklichkeit unerſchrocken ins Geſicht zu ſehen . Nur
dann werden wir uns den Frieden und unſere Exiſtenz erhalten . “ ( Reichskanzler
v. Bethmann Hollweg , 459 . Sitzung vom 30. Mai 1911 . St. B. S. 6003 )

18 . Anerkennung der Republik in Portugal .
In der Generaldebatte zum Etat führte der Abg . Erzberger am

12 . Dezember 1910 aus :

„ Die Vertreibung der Jeſuiten war eine Schändung der Freiheit , die die
junge Republik begangen hat , eine Verletzung der Gerechtigkeit , und jedes menſch
liche Gefühl hat ſie in brutaler Weiſ Füßen getreten . ( Sehr wahr ! in der
Mitte . ) Wer dieſen Akt der barbariſchen Austreibung noch verteidigen wollte ,

NIAwürde lediglich Zeugnis von einem verrohten Gemüte das über —
raſcht nicht in der Weltgeſchichte . Republikaniſche Zaunkör haben immer von
der Sperlingsfreiheit den weiteſten Gebrauch gemacht . ( Sehr richtig ! in

te.) Die portugieſiſche Republik hat alle völkerrechtlichen Abmacht
unter archie loſſen worden ſind , ſtrikte einzuhalten . Ich freuenn
dem Leiter des Au gen Amts die Anerkennung ausſprechen zu dürfen , daß
er die deutſchen Intereſſen in den letz Wochen auf dieſem Gebiete
mit Energie verteidigt hat und daran feſtg ß der Handels- und

er

Man90

Schiffahrtsvertrag , der von der Monarchie geſc rden iſt, mit allen
Konſequenzen auch von der nicht anerkannten Repi ſtrikte innegehalten wird .
Ganz dasſelbe gilt für alle völkerrechtlichen Abmachungen , welche Portugal
früheren Jahren bezüglich ſeines afrikaniſchen Kolonialbeſitzes eingegangen iſt .
( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Die Kongoakte von 1884 ſowie die Brüſſeler Akte
von 1890 ſind in voller Wirkung und Tragweite auch auf die Republik Portugal
übergegangen ; denn es liegt hier eine Art von völkerrechtlichem Akt vor , der den
gegenſeitigen Beſitz der afrikaniſchen Schutzgebiete unter beſtimmten Voraus —
beſtimmungen garantiert und ſichert . Das mögen die maßgel en Herren in
Portugal ſich überlegen , ehe ſie an ſolchen völkerrechtlick Abmachungen auch
nur das geringſte zu rütteln und zu deuteln wagen . Alle Kulturmächte haben
gemeinſam dieſe großen Abmachungen des Brüſſeler Abkommens von 1896 , die
Kongoakte , unterſchrieben und haben durch ihre Unterſchrift ſich zur ſtrikten Auf —
rechterhaltung derſelben verpflichtet . “ ( 99. Sitzung vom 12. Dezember 1910 .
St . B. S. 1602 )

Staatsſekretär von Kiderlen - Wächter gab am 30 . März 1911
in dieſer Frage folgende Antwort ab :

„ Nachdem die Revolution in Portugal ſiegreich war , und es ſich zeigte , daß
ſich die Republik halten werde , hat zwiſchen den Mächten ein Gedankenaustauſch
über die Frage der Anerkennung ſtattgefunden . Das Ergebnis dieſes Gedanken
austauſches war das , daß die Mächte zunächſt beſchloſſen , pari passu in der
Sache vorzugehen ; und zweitens wurde beſchloſſen , daß die formelle Anerkennung
der Regierung dann ſtattfinden ſoll , wenn ſie von ihrem eigenen Parlament , von
der Nationalverſammlung , die ſie noch wählen laſſen wollte , anerkannt ſei Das8 8 5 R 2 5iſt bisher nicht geſchehen und hat auch noch gute Wege ; denn die Regierung hat
bis jetzt noch nicht einmal die Wahlen für dieſe Verſammlung ausgeſchrieben
Wir ſind alſo voll berechtigt , wenn wir die Regierung bisher nicht anerkannt
haben , und nehmen da genau dieſelbe Haltung ein, die die Mächte ein
genommen haben . “ ( 159 . Sitzung vom 30. März 1911 .
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19 . Schutz deutſchen Eigentums in Hortugal .

„ Ein Deutſcher , ein preußiſcher Staatsangehöriger ( Graf von Droſte - Viſchering )

beſitzt in Oporto ein Haus . Dieſes Haus hat er Jahre hindurch den

Schweſtern vom guten Hirten zur Benutzung überlaſſen . Infolge der

portugieſiſchen Ordensgeſetzgebung ſind die Schweſtern gewaltſam aus Portugal

vertrieben worden . Nun reklamiert der Eigentümer ſein Haus , über das von der

portugieſiſchen Regierung die Zwangsverwaltung eingeleitet iſt , anſcheinend

zunächſt , um das Haus für ſeinen Eigentümer zu ſchützen und zu ſichern . Als der

Eigentümer ſein Haus herausfordert , wird die Herausgabe ihm verweigert ( hört !

hört ! in der Mitte ) , anfangs ohne Begründung der Ablehnung , ſpäter unter

Beſtreiten des Nachweiſes des Eigentumsrechtes . Der Kaufvertrag liegt vor ; in

das öffentliche Buch , das die Portugieſen als Grundbuch anſehen — was aller⸗

dings in ſeiner Wirkung dem deutſchen Grundbuch nicht gleichſteht —, iſt

der Deutſche , der das Eigentum für ſich reklamiert , als Eigentümer eingetragen .

Die Herausgabe wird ihm nunmehr mit der Begründung verweigert . daß der

Beſitzer des Hauſes die Präſumption des Eigentums für ſich habe , auch entgegen

der Eintragung in die öffentlichen Bücher , die ausgewieſenen Schweſtern ſeien

aber als die Beſitzer anzuſehen ; er ſolle gegen die Regierung auf Feſtſtellung

ſeines Eigentums klagen und ſein Eigentum im Prozeſſe nachweiſen . ( Hört ! hört !

in der Mitte . ) Damit würden die Parteirollen umgedreht , indem als Kläger

nicht die Regierung , ſondern der eingetragene Eigentümer aufzutreten hätte .

Wir dürfen erwarten , daß die deutſche Regierung dieſen Standpunkt der

portugieſiſchen Regierung verwirft und den portugieſiſchen Staat , wenn dieſer

glaubt , auf Grund ſeiner Geſetzgebung Anſprüche erheben zu können , in die Rolle

drängt , daß er ſein Recht im Prozeßwege geltend macht gegen den eingetragenen

Eigentümer , ſo daß nicht die Beweislaſt und die Parteirollen umgeſchoben werden .

Wir müſſen ſtrikte verlangen , daß das Grundſtück herausgegeben wird an den ,

der als Eigentümer eingetragen iſt . “ ( Sehr richtig ! in der Mitte . )

( Abg . Dr . Spahn - Bonn , 159. Sitzung vom 30. März 1911 .

St . B. S. 5974 )

Staatsſekretär von Kiderlen erklärte daraufhin :
„ Die zweite Frage betraf das Eigentum eines Deutſchen in Oporto ; er hat

dort Grundbeſitz , und der iſt ihm rechtswidrig weggenommen worden . Wir

haben die Sache eingehend geprüft auch nach der juriſtiſchen Seite hin auf Grund

der portugieſiſchen Geſetze , und es iſt ganz zweifellos , daß eine Rechtsverletzung

vorliegt . ( Hört ! hört ! in der Mitte . ) Wir haben das in Portugal in freund —

ſchaftlicher und auch energiſcher Weiſe zur Sprache gebracht . Alle unſere Vor —

ſtellungen ſind bisher vergeblich geweſen . ( Lebhaftes Hört ! hört ! in der Mitte

und rechts . ) Es bleibt uns daher nichts übrig , als zu erwägen , welche Maßregeln

wir noch ergreifen wollen , um unſerm Untertan zu ſeinem Rechte zu verhelfen .

( Bravo ! in der Mitte . ) In dieſen Erwägungen ſind wir begriffen . Sie können

ſich darauf verlaſſen , daß wir die Rechte des Deutſchen energiſch wahren werden . “

( Lebhaftes Bravo in der Mitte und rechts . )
( 159 . Sitzung vom 30. März 1911 . St . B. S. 6003 )

20 . Die Bandelsbeziehungen zu Finnland erfahren eine

Aenderung , wenn Finnland auch Rußland einverleibt wird ; darauf

wies Abg . Dr . Pfeiffer hin :

„ Da nun neuerdings die ruſſiſche Zollgeſetzgebung für Finnland maßgebend

wird, und da die Zollgrenze zwiſchen Finnland und Rußland gefallen iſt , werden

die wirtſchaftlichen Intereſſen des Deutſchen Reiches ſchwer getroffen . Die Geſamt —

einfuhr Deutſchlands betrug 155 Mllionen finniſche Mark . Deutſchland ſteht an

weitaus erſter Stelle bei der Einfuhr nach Finnland ; erſt in größerem Abſtande

folgen England und dann die ſtandinaviſchen Staaten mit je 50 Millionen . Es
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iſt nach einer Berechnung , die in der Zeitſchrift „ Das Deutſchtum im Ausland “
Heft 6, Dezember 1910 , angeſtellt iſt , mehr als eine Drittelmilliarde deutſchenGeldes in finnländiſchen Anleihen und Induſtrien inveſtiert . Wenn nun dieſer
Meiſtbegünſtigungsvertrag mit Finnland fällt , wenn die ruſſiſchen Zolltarifſätze
maßgebend ſind , ſo iſt der fremde Handel , bei dem , wie geſagt , Deutſchland an
erſter Stelle ſteht , dreifach geſchädigt . “

( 160 . Sitzung vom 31 . März 1911 . St. B. S. 6048 )

Staatsſekretär von Kiderlen - Wächter erklärte darauf :
„ Es gelten daher in Finnland noch immer die alten Zölle , die allerdings in

einigen Punkten erhöht worden ſind , und zwar nicht auf ruſſiſche Anregung ,ſondern auf Betreiben finnländiſcher Induſtrieller ; es ſind , wie Sie wiſſen werden ,
namentlich zwei Poſitionen : Schuhzeug und Tauderk .

Wir können es natürlich nicht hindern , wenn Rußland ſeine finniſche Provinz
Zuruf von den Sozialdemokraten ) ſeinem allgemeinen Zollgebiet einverleibt .

Wir haben uns aber dagegen geſichert , daß unſere Intereſſenten überraſcht
werden , indem wir in dem Vertrag mit Rußland vorgeſehen haben , daß uns
Rußland zwei Jahre zuvor unterrichtet , wenn es dieſe Einverleibung vornehmenwill . Ich glaube , mehrkönnen wir nicht tun . “

( 160 . Sitzung vom 31. März 1911 . St . B. S. 6050 )

IV . Kolonialpolitik .
21 . Der Kolonialetat für 1911 bringt im ordentlichen Etat

an Einnahme und Ausgabe 83470810 Mark und im außerordentlichen
39 850 500 Mark , wovon 38 850 847 Mark im Wege des Kredits
flüſſig zu machen ſind . Es belaufen ſich

1910 491
die eigenen Einnahmen
der Schutzgebiete auf 43,6 Millionen M. 53,0 Millionen M .
die Reichszuſchüſſe auf . 29,4 55,7

Die eigenen Einnahmen ſind alſo um 9,4 Millionen Mark höher und
die Reichszuſchüſſe um 3,7 Millionen Mark niedriger eingeſetzt . Die
Geſamtſumme der Reichszuſchüſſe verteilt ſich folgendermaßen : Oſt⸗
afrika : 3,5 Millionen Mark ; Kamerun : 2,3 Millionen Mark , Togo :
0½0. Millionen Mark ; Südweſtafrika : 11,4 Millionen Mark ; Neu⸗
Guinea : 0,75 Millionen Mark ; Samoa : 0,0 Millionen Mark ;
Kiautſchou : 7,7 Millionen Mark . In den Ausgleichsfonds befinden
ſich 7,5 Millionen Mark Einlagen als Fonds für Zeiten des Defizits
und außerordentlicher Verhältniſſe .

Im ganzen ſind durch die Etats für 1908 und 1909 ein⸗
ſchließlich des genannten Nachtragsetats an Schutzgebietsanleihe
bewilligt worden :
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Hiervon ſind bisher 64 641 625 M . realiſiert worden durch Be —

gebung von Anleihe im Nennbetrage von 64875 000 M. , durchweg
mit 4 Prozent zur Verzinſung . Dieſes Reſultat veranlaßte den

Abg . Erzberger zu folgenden Ausführungen :
„ Von den Ausgaben von rund 78 Millionen Mark hat das Reich 25 Mil —

lionen Mark zu zahlen , oder rechne ich Kiautſchou ab, haben die afrikaniſchen und
Südſeekolonien rund 18 Millionen Mark vom Reich als Zuſchuß zu fordern , und
53 Millionen Mark ſind eigene Einnahmen der Schutzgebiete . Wir ſtehen alſo

ſo, daß 25 Prozent unſerer Ausgaben in den Schutzgebieten noch derzeit vom

Reich getragen werden , und 75 Prozent von den Kolonien ſelbſt aufzubringen ſind .
Ich habe in dieſen Ausgaben zwiſchen Zivilausgaben und zwiſchen Militär - Aus

gaben keine Scheidung gemacht ; denn von unſerem Reichsſtandpunkt aus können
wir eine ſolche Scheidung natürlich auch nicht machen . Für uns iſt es ganz gleich —
gültig , ob wir die Gelder , die wir für die Kolonien zu bewilligen haben , als

Militärlaſten anſehen , oder ob wir ſie als Zuſchüſſe zur Zivilverwaltung in der
Kolonie betrachten . Wenn man nun aber auf die Etatsaufſtellung und die Ver —

teilung von eigenen Einnahmen des Schutzgebiets und Reichszuſchüſſen näher ein —

geht , kommt man allerdings zu einem erfreulichen Reſultat , nämlich zu dem, daß
wir jetzt nur noch eine Kolonie haben — Kiautſchou , das ſage ich nochmals , damit
kein Vorwurf entſteht , ſcheide ich jetzt aus —, nur noch eine Kolonie , welche eines

Zuſchuſſes zu ihrer Zivilverwaltung bedarf . Es iſt Neu - Guinea , und ſo legt ſich
doch die Frage nah , ob nicht gerade zur raſchen Abſtoßung dieſes unerwünſchten
Zuſchuſſes zu den Zivilausgaben beſondere Maßnahmen für die Förderuag dieſer
ſo entfernt und abſeits der großen Weltſtraße liegenden Kolonie zu treffen ſeien .
Ich glaube , es iſt eine der dringendſten Aufgaben des Herrn Staatsſekretärs ,

gerade ddieſer Kolonie ſeine beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden . Neu - Guinea iſt
uns in dem Bericht , den der Chef des Kreuzergeſchwaders über ſeinen Beſuch in
der Südſee mitgeteilt hat , als ein recht ausſichtsreiches Land bezeichnet worden .

Private Mitteilungen ſtimmen mit dem amtlichen Bericht überein . “ ( 155 . Sitzung
vom 23. März 1911 St . B. S. 5779 )

Der Redner forderte dann mit allem Nachdruck eine Verminderung
der ſüdweſtafrikaniſchen Schutztruppe für das Jahr 1912 ; auch der

Staatsſekretär erklärte : „Ich hoffe ganz beſtimmt , daß, wenn die

Bahn am 1. April 1912 fertiggeſtellt ſein wird , wir an eine er⸗

hebliche Verminderung der Schutztruppe herangehen können . “ ( 150
Sitzung vom 23 . März 1911 St . B . S . 5816 )

2. Eingeborenenpolitik und Miſſionen .
„Die 2 Rechte der ſtaatlichen Zwangsarbeit müſſen aus der Kolonial —

verwaltung verſchwinden . Ich bin kein Gegner davon , wenn die Eingeborenen
beſteuert werden , wenn insbeſondere auf dem Wege der indirekten Steuern — an
direkte Steuern können wir nicht denken bei der Unvollkommenheit der Ein —

geborenenverhältniſſe —, wenn auf dem Gebiete des Zolles die Eingeborenen be—

laſtet werden und dafür eine Gegenleiſtung geben für die Kultur , die Deutſchland
ihnen bringt . Für die Hebung des geſamten moraliſchen und wirtſchaftlichen
Standes ſollen ſie beitragen . Aber das muß in einer Weiſe geſchehen , daß dadurch

nicht die Exiſtenz des Eingeborenen ſelbſt gefährdet wird . Es iſt mit dem Syſtem
des ſtaatlichen Zwangswegebaues immer verbunden , daß eben Zu derſelben Zeit ,
wo die Witterung günſtig iſt und der Eingeborene ſein 200

ies Feld beſtellen muß ,

auch der Staatskommiſſar kommt und ſo und ſo viele Arbeitskräfte verlangt , die

nun dieſe Straßen zu bauen haben . Er verſäumt dann die ordentliche Beſtellung
ſeines eigenen Feldes , Hungersnot iſt ſehr oft die Folge davon —ich erinnere
nur an frühere Zeiten in der Südſee —, und wir haben im Schlußeffekt imme
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Die Schaffung von drei Eingeborenenkommiſſaren fürnur neue Reibungs
wir , und wir erhoffen eine recht ſegensreiche TätigkeitSüdweſtafrika begr

von ihnen .
Bei Behandlung des Gebiets der Eingeborenenpolitik iſt von meinem

Standpunkt aus ganz ſelbſtverſtändlich , daß ich auch ein Wort für diejenigeInſtitution einlege , welche ſich der Eingeborenen kraft ihres Berufs immer am
entſchiedenſten und erfolgreichſten angenommen hat und für die Erziehung unſerer
Eingeborenen abſolut unentbehrlich iſt Das ſind unſere Miſſionen , unſere
Miſſionare . Ich wünſche ein verſtändiges Handinhandgehen der ſtaatlichen Be —
hörden mit den Miſſionen . Ich ſpreche es auch offen aus , daß, von wenigenAusnahmen abgeſehen ſolche Ar hmen wird es ſchließlich in
die Kolonialbeamten draußen ein hohes Verſtänd
die Bedeutung unſerer Miſſionare haben Ich wünſche von dieſer Stelle aus
und der Wunſch möchte auch den beteiligten Bꝛamten , die dafür noch kein volles
Verſtändnis haben , zur Kenntnis gebracht werden — daß der Beamte draußenin den Kolonien es als eine ſeiner erſten Aufgaben anſehen muß , Hand in Hand
mit den Miſſionaren zu arb ( Bravo ! in der Mitte ) Denn wenn der Ein
geborene hier ein Gegeneinan ſehen würde , ein Auseinanderſtreben nach den
verſchiedenſten Richtungen , ſo würde das von den denkbar traurigſten Folgen
unſere ganze kolonialpolitiſche Entwicklung ſein . Der Miſſionar iſt draußen
erfolgreichſte , der eifrigſte und treueſte Helfer , den es für die Külturarbeit
Staates geben kann . ( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts )

Materielle Unterſtützung wünſche ich für die Miſſionen nicht ; denn es hat ſich
auch in der Kolomal - und Miſſionsgeſchichte deutlich herausgeſtellt , daß ſolche
materiellen Unterſtützungen weder zugunſten der Miſſion geweſen ſind , noch zu—
gunſten des Staates waren . Aber was ich wünſche , das iſt , daß man entgege
kommt , wenn die Miſſionare Land verlangen , um Anſtalten zu errichten , Schulen
zu erbauen , daß hier das Gouvernement reſp . der Herr Staatsſekretär in großem

Verfügung , heute iſt

für die großen Aufg

D

Umfange entgegenkommt ; denn Land ſteht ja genügend zur
es nicht ſo viel wert . Wenn das den Miſſionen billig , vielleicht auch umſonſt ,
übereignet werden könnte , ſo wäre das eine Forderung , gegen welche , wie ich
glaube , wirklich niemand etwas einzuwenden hat . Denn alle Berichte der Forſcher
in Afrika — mögen ſie zu der Miſſion an und für ſich vom religiöſen Stand —
punkt ſich freundlich oder weniger freundlich ſtellen — ſtimmen darin vollkommen
überein , daß die Miſſionare Großartiges für die Erziehung und Kultivierung der
Eingeborenen geleiſtet haben , daß der Staat gar nicht die Machtmittel und die
Erziehungsmittel beſitzt , wenn er noch ſo viele Schulen in den Kolonien errichten
würde , um die Eingeborenen ſo zu heben und zu pflegen , wie wir es wünſchen ,
wie es auch vom wirtſchaftlichen Standpunkt aus im Intereſſe des Reiches be—
gründet iſt . Ich habe nach der Tätigkeit , die der heutige Herr Staatsſekretär als
früherer Gouverneur entwickelt hat , auch das Vertrauen zu ihm , daß er auf
dieſem Gebiete Hand in Hand mit den Miſſionaren arbeiten und ſie als eine ihm
höchſt willkommene Helferſchar ſtets anſehen wird . “ ( Abg Erzberger 158 . Sitzung
vom 23. März 1911 St . B. S. 5782 )

Staatsſekretär von Lindequiſt erklärte :

„ Meine Herren , wir ſind bemüht , die Zwangsarbeit nach Möglichkeit aus
zuſchalten , ( Bravo ! ) und die Steuerverordnungen gehen immer mehr darauf hin ,
anſtelle der Steuerarbeit Geld zu ſetzen . Wir haben das ſpeziell neuerdings in
Togo durchgeführt , und zwar mit einem ziemlich guten Erfolge . In der neuen
Verordnung in Kamerun haben wir ausdrücklich Geldſteuern als prinzipale Leiſtung
hingeſtellt und die Arbeit als ſubſidiär , ſodaß nur derjenige , der entweder nicht
zahlen kann oder nicht zahlen will , arbeitet . Wir werden auch weiter bemüht ſein ,immer mehr die Geldſteuer durchzuführen .

Bezüglich der Eingeborenenkommiſſare ſtehe ich ganz auf dem Standpunkte der
Herren . Ich glaube , daß die Eingeborenenkommiſſare ſehr nützlich wirken , und
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daß wir ſie in immer größerem Umfang einführen müſſen . Der Anfang in
Deutſch - Südweſtafrika iſt jetzt gemacht worden .

Auch was über die Miſſionare
9 ſagt worden iſt , hat meinen vollen

Beifall . Es iſt gerade neuerdings wieder eine Anweiſung dahin ergangen , daß
ich auf dem Standpunkt ſtände , vaß die Beamten und Miſſionare gut miteinander
arbeiten ſollten . Ich verſpreche mir gerade auch von dieſer gemeinſamen Arbeit
ſehr viel . “ ( 155 . Sitzung vom 23. März 1911 St . B. S. 5820 )DS.

23 . Selbſtverwaltung in den Nolonien .

„ Es tritt nach meinem Dafürhalten und nach meinen Beobachtungen der

Kundgebungen der kolonialen Preſſe immer ſchärfer ein Wunſch heraus : der Ruf
nach Selbſtverwalt ung in unſeren Kolonien , ein ganz begründeter Ruf , eine durch
aus berechtigte Forderung , die allerdings das füge ich gleich bei — nicht
ſchabloniſiert und nicht für alle Kolonien in gleicher Weiſe erfüllt werden kann .
Es muß hier genau unterſchieden werden den Kolonien , in
welchen⸗die Selbſtverwa nur beſchränktem Amfeange ges
wo es gar nicht möglich iſt, ein freies Syſtem der eigenen Verrwaltun g im La

zu ſch
Ich brauche nicht hinzuzufügen , daß es für mich ſelbſtverſtändlich iſt , daß

Selbſtverwaltung eine große Vorausſetzung hat : Selbſterhaltung ; dennes iſt ein

Ding der Unmöglichkeit , daß Bewohner einer Kolonie über den Steuerbeutel des
deutſchen Volkes zu verfügen haben . Aber wenn eine Kolonie ſo weit iſt , daß ſie
alle ihre Ausgaben ſelbſtändig aufbringt nehmen wir z. B. Samog her , das
iſt bereits in dieſem Jahre und im vorigen Jahre dazu in der Lage —, dann ,
glaube ich, muß auch ſolchen Kolonien eine weitergehende Selbſtverwaltung ein

geräumt werden , als es bisher der Fall war .
Noch lebhafter aber wird dieſer Wunſch bezüglich der Selb ſtverwaltung in

idweſtafrika . Wir haben ja ſeit dem vorigen Jahre den Landesrat dort . Die
erſten Verhandlungen des ſüdweſtafrikaniſchen Landesrats waren von hohem

Intereſſe: ich glaube , alle diejenigen , welche unſere Kolonialentwicklung verfolgen ,
haben das erſte Experiment eines kolonialen Parlaments mit großem Intereſſe

verfo igt. Es beſtanden viele Zweifel , ob die Bevölkerung in der Lage ſei, alle
die Fragen zu beurteilen , welche man gewöhnt war , 3 von Berlin zu be—
urteilen und zu entſcheiden . Wer aber die Verhandlungen des ſüdweſtafrikaniſchen
Landesrats durchgeleſen hat , wird zu der Ueberzeugung kommen , daß dieſes
Experiment kein verfrühtes und kein verfehltes geweſen iſt ; man wird vielmehr dem

ſüdweſtafrikaniſchen Landesrat das Zeugnis ausſtellen müſſen , daß er ſich voll —
kommen ſeiner ſchwierigen Aufgabe bewußt geweſen iſt , — er ſtreng ſachlich die

Fragen durchgeprüft — höchſt wertvolle Anregungen auch der hieſigen Kolonial

verwaltung und dem Deutſchen Reichstage gegeben hat .
führt mich zu der Bitte , mit dem nächſtjährigen Etat uns doch mindeſtens

eine Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe und Wünſche und Anregungen dieſes ſüd —
weſtafrikaniſchen Landesrats zu unterbreiten .

Der zweite Wunſch iſt der , daß man den zweiten Körper der Selbſt - Ver —
waltung in Südweſtafrika , die Bezirke und die Kommunen , doch etwas reicher
ausſtatten möge als bisher . Im vorigen Jahre haben meine politiſchen Freunde
eine Reſolution eingebracht , in der ſie den Herrn Reichskanzler erſucht haben , die
Gemeinden reicher als bisher mit Land auszuſtatten . Wir haben uns über die
Form der Ausſtattung — ausgelaſſen . Ich möchte daher den Herrn Staats —
ſekretär fragen : was iſt denn geſchehen , um dieſen Wunſch des Reichstags zur
Durchführung zu en7

Dazu kommt jetzt noch ein zweites . Sowohl in Südweſtafrika als in Oſt —
afrika erhebt ſich der Ruf nach Schaffung von Landeskreditanſtalten immer

träftiger und entſchiedener . Die Budgetkommiſſion hat heute früh bereits eine
ſolche Petition zur Berückſichtigung überwieſen . Auf dem letzten Kolonialkongreß
iſt ebenſo einmütig die Errichtung einer ſolchen kolonialen Hypothekenbank zunächſt

Verden kann ,
de
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für Südweſtafrika gefordert worden . Ich ſelbſt habe mich damals auf dem
Kolonialkongreß dafür ins Zeug gelegt , um dieſe Reſolution zur Annahme zu
bringen . “ ( Abg . Erzberger 55. Sitzung vom 23

Staatsſekretär von Lindequiſt erklärte ,
anſtalt ernſtlich geprüft werde .

„ Was
i

elbſtverwaltung betrifft , ſo hal
Verhandli ö t iden zwiſchen den Reichs
dahin geeinigt , daß unter beſtimmten Bedingungen d
vor allen Dingen jetzt Südweſtafrika in Frage
und zwar ſoll dasjenige Land , welches zu ſolchen?

überwieſen werden ſoll
idet wird , die

einen Gewinn abwerfen , a lgemein nach dem gemeinen tzt und ih
dann käuflich übergeben werden , während bei denje gen, welche enGewinn abwerfen , wie z. B. Straßen , Plätze , Wege , d unentgeltlich hin
gegeben werden ſoll , wofür die Gemeinden die Pflicht haben , die Anlagen zu
unterhalten . Hierher gehören ferner noch die Gärten , Schulgebäude , die Kranken
häuſer , Friedhöfe und ähnliches . Dann haben wir außerdem Land zum Verkauf
überwieſen . Hier iſt auch der Wert zu mäßigen Bedingungen geſchätzt , außerdemden Gemeinden aber die Pflicht auferlegt worden , daß ſie beim Weiterverkauf ein
Viertel des Wertzuwachſes an den Staat abgeben . Soweit mir aus den Be —
richten des Gouverneurs bekannt iſt , ſind die Verhandlungen in gutem Gange ;in Swakopmund ſcheinen ſie ſchon endgültig zum Abſchluß gekommen zu ſein . In
anderen Gemeinden ſchweben ſie noch ; aber auch aus privaten Nachrichten , diemir zugegangen ſind , habe ich den Eindruck , daß augenblicklich die Bevölkerung in
Deutſch⸗Südweſtafrika hiermit zufrieden iſt , und daß ſie hofft , daß man zu einem
Reſultat kommen wird , das ſie vollkommen zufrieden ſtellt . “ ( 155 . Sitzung vom23 . März 1911 St . B. S. 5818 ) 5

24 . Die Diamantenverträge Dernburgs vom Mai
1910 . Um den Etat ſür 1911 rechtzeitig fertigſtellen zu können , wurde
die Beſprechung über die Verträge , weiche Dernburg unmittelbar vor
ſeinem Rücktritt mit der Deutſchen Kolonialgeſellſchaft geſchloſſen hatte ,
bei der Elatsberatung ausgeſchaltet . Das Material über dieſe Frage
findet ſich in Erzberger : Millionengeſchenke . ( Verlag der Germania
Berlin C. ) Die Budgetkommiſſion des Reichstages hat am 9. ,
10 . und 17 . Mai 1911 über die Frage verhandelt und dabei
nahezu einmütig — nur die Vertreter der Freiſinnigen Volkspartei
ſtanden auf der Seite Dernburgs — das Verhalten desſelben un —
gemein ſcharf kritiſiert . Nach den amtlichen Kommiſſionsprotokollen
erklärte z. B . Abg. Dr . Arning ( Nat . Lib . ) :

„ Er perſönlich ſei der Anſicht , daß man vor einem Jahre wohl manches
hätte anders machen können und ſollen . Nachdem jedoch damals die Angelegenheitunter der Wirkung des Kaiſerlichen Verordnungsrechtes ohne Mitwirkung des
Reichstags erledigt ſei, könne man an den dadurch eingetretenen Zuſtänden nichts
ändern . Er bedaure dieſen Zuſtand und fürchte , daß man davon nicht freikommen werde .

Abg. Dr . Wagner - Sachſen ( Konſ. ) :
„ Der frühere Staatsſekretär habe nun in der Preſſe einen Artikel losgelaſſen ,

daß er ſeinerzeit die Mehrheit des Reichstags hinter den Verträgen gehabt habe . Dasſei nicht wahr . Die Mehrheit des Reichstags ſei ſogar heſti 0
Wenn die Rechtsfrage zweifelhaft geweſen ſei, hät
nicht zwei Tage vor ſeinem Rücktrittsgeſuche den Vertrag al
freulich ſei die Sache jedenfalls nicht , und es ſei ſehr zu begr
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Zukunft in den angegebenen Fällen ein Zuſammenwirken zwiſchen dem Reichs —
kolonialamt und dem Reichsſchatzamt ſtattfinden ſolle . Nicht gefallen habe ihm

auch , daß der frühere Staatsſekretär ſeinen Nachfolger dafür mitverantwortlich

gemacht habe . Dieſer ſei bei den grundlegenden Vorgängen garnicht in Europa

geweſen ; auch ſei er doch als Unterſtaatsſekretär nur das ausführende Organ des

Staatsſekretärs geweſen . “

Abg . Dr . Paaſche ( Nat . Lib . ) :
„ Bei der Beurteilung der Dernburgſchen Verträge müſſe er allerdings hervor —

heben , der Abſchluß der Verträge kurz vor dem Weggange des Staatsſekretärs

ſei ihm immer unverſtändlich geblieben . Seiner Anſicht nach ſei es nicht richtig

geweſen , einen Nachfolger im Amte mit ſo langjährigen Verträgen zu belaſten . “

Wenn ſo jetzt von faſt allen Seiten der Standpunkt des Abg.
Erzberger vertreten wird , ſo darf auch noch angeführt werden , daß
Vertreter verſchiedener Parteien beſtätigten , daß Dernburg den Wert

des Diamantenſperrgebietes auf 1000 Millionen M. angegeben hat ;
ſo führte der Sozialdemokrat Noske aus :

„ Was die Angabe des Wertes von 1000 Millionen M. anbetreffe , ſo müſſe
er dem Abg Erzberger zugeben , daß der frühere Staatsſekretär ſeinerzeit erklärt

habe , nach den neueſten Nachrichten handle es ſich um einen Wert von 1000

Millionen M. Dieſe Summe ſei allerdings in keinem Protokoll feſtgelegt , weil

ſie vertraulich ausgeſprochen wurde . “

Der Inhalt der Verträge wurde ebenſo lebhaft und einmütig
von allen Seiten bekämpft ; das Reichskolonialamt ſelbſt gab in einer

ſehr ungünſtig gehaltenen Berechnung zu , daß bei einem Wert von

400 Millionen M . durch die Maiverträge 48 Millionen M. von

Dernburg weggeſchenkt worden ſind , bei 1000 Millionen Mi aber

120 Millionen M. Zu dieſen großen Millionengeſchenken kommt

das Reichskolonialamt ſelbſt noch dann , wenn es die Geſtehungskoſten
zu 10 M . per Karat einſetzt , während im Mai 1910 nur 4 —- 6 M.

per Karat ausgegeben werden mußten . Die Frage der Rechtsgültig⸗
keit der Verträge beſtritt der Abg. Erzberger , worauf Staatsſekretär
von Lindequiſt erklärte :

„ Was die Frage der Rechtmäßigkeit der Verträge angehe , ſo ſei nach §§8 1

und 3 des Schutzgebietsgeſetzes in Verbindung mit §S 21 des Konſulargerichts —
barkeitsgeſetzes die Regelung der bergrechtlichen Verhältniſſe dem Kaiſer übertragen
worden . Von dieſem Rechte habe der Kaiſer Gebrauch gemacht , indem er zuletzt
die Bergverordnung vom Jahre 1905 erlaſſen habe . In dieſer habe er in § 94

beſtimmt , daß der Reichskanzler Sonderberechtigungen zur ausſchließlichen Auf —
ſuchung oder Gewinnung von Mineralien für beſtimmte Gebiete erteilen könne .
In ſolchen Gebieten ſollten die Vorſchriften der Bergverordnung gelten , ſoweit
ſich nicht aus dem Inhalte der Sonderberechtigung ein anderes ergebe .

Mit dieſer Beſtimmung ſei die geſetzliche Regelung der bergrechtlichen Ver —

hältniſſe in vorgenannten Punkten von dem Kaiſer auf den Reichskanzler über —

tragen worden , in deſſen Vertretung der Staatsſekretär des Reichskolonialamts
kraft ausdrücklicher Beſtimmung der Bergverordnung die Befugniſſe wahrnehme .

Im § 96 der Bergverordnung ſeien noch weiter Beſtimmungen getroffen
worden , die im allgemeinen mehr oder weniger darauf hinausgehen , daß dem

Reichskanzler das Geſetzgebungsrecht in einer Anzahl von Punkten zuſtehe , ſoweit
die auf das Bergweſen bezüglichen Rechtsverhältniſſe nicht durch die kaiſerliche
Verordnung bereits geregelt worden ſeien .

Hiernach ſei der Reichskanzler , beziehungsweiſe der Staatsſekretär des Reichs —
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kolonialamts , berechtigt geweſen , eine derart geſetzliche Regelung vorzunehmen .
Dieſe Regelung ſei erfolgt durch die Verordnung , die unter dem 12. Mai 1910
ordnungsgemäß öffentlich verkündet worden ſei Es ſei dadurch ein Sonderrecht
auf Grund des § 94 der Bergverordnung vom 8. Auguſt 1905 geſchaffen worden ,
das ſich als ein Privileg darſtelle .

Seiner Meinung nach ſtehe es außer Zoeifel , daß der Reichskanzler ,
beziehungsweiſe der Staatsſekretär des Reichskolonialamts , vollkommen geſetzmäßig
in der Lage geweſen ſeien , eine diesbezügliche Regelung zu treffen . Die Verträge
ſeien in ihrer Geſamtheit rechtsgültig . “

Abg . Erzberger wies demgegenüber auf folgende Be —
ſtimmungen hin :

Er gebe gern zu, daß die §§8 1, 3, 21 des Schutzgebietsgeſetzes in der
Debatte angeführt werden können . Er gebe auch ferner zu, daß auf Grund des
§ 21 die Bergverordnung vom 8. Auguſt 1905 erlaſſen worden ſei. Die von
dem Staatsſekretär hieraus angeführten § § 94 und 96 ſeien ihm wohl bekannt .

Man habe doch aber auch das Geſetz über die Einnahmen und Ausgaben
der Schutzgebiete vom 30. März 1892 . Dieſes rangiere vor der Kaiſerlichen
Bergverordnung und ſei mithin dem Kaiſerlichen Verordnungsrecht ebenbürtig .
Es ſage im § 1, daß alle Einnahmen und Ausgaben der Schutzgebiete für jedes
Jahr veranſchlagt und auf den Etat der Schutzgebiete gebracht werden müſſen
Letzterer werde vor Beginn des Etatsjahres durch das Gefetz feſtgeſtellt .

Im 8§ 3 werde beſtimmt , daß über die Verwendung aller Einnahmen durch
den Reichskanzler dem Bundesrat und dem Reichstag zur Entlaſtung jährlich
Rechnung zu legen ſei.

Das ſeien die entſcheidenden Paragraphen . Wenn nun die Verwaltung ſage ,
auf Grund der Kaiſerlichen Bergverordnung vom 8. Auguſt 1905 könne ſie allein
vorgehen und alle Regelungen allein treffen , ſo ſage er demgegenüber : hier iſt ein
Geſetz , nach dem die Verwaltung nicht mehr allein vorgehen könne . Aus dem
Beſtehen des Geſetzes über die Einnahmen und Ausgaben der Schutzgebiete vom
30. März 1892 ergebe ſich mindeſtens , daß der § 94 der Kaiſerlichen Verordnung von
1905 nicht von der Verwaltung angewendet werden könne , ohne daß die 88
und 3 des Geſetzes von 1892 davon berührt werden . Der frühere Staatsſekretär
habe bei Abſchluß der Verträge entgegen den §§S 1 und 3 des Geſetzes über die
Einnahmen und Ausgaben der Schuͤtzgebiete vom 30. März 1892 gehandelt . Er
habe Einnahmen weggegeben , ohne dazu nach Lage der Geſetzgebung berechtigt
zu ſein . Verwaltung , Reichstag und Bundesrat hätten ſich vor Abſchluß der
Verträge verſtändigen müſſen . Dieſe Verſtändigung ſei unterblieben und dadurch
das Budgetrecht des Reichstags in ärgſter Weife verletzt worden .

Wenn man auf dem Standpunkt ſtehe , daß auf dem Wege des § 94 der
Staatsſekretär unbekümmert um alle finanziellen Konſequenzen Verträge abſchließen
oder Einnahmen entäußern könne , ſo könne hiernach der Staatsſekretär unter Um—
ſtänden alle Einnahmen abtreten . Eine derartige Machtſtellung könne doch nicht
als zu recht beſtehend anerkannt werden . Wenn man das billige , was durch den
Abſchluß der Verträge vollzogen worden ſei, würde der Reichstag für alle Zeit
ſein Budgetrecht preisgeben . Schließlich könnten auch die Zölle zugunſten irgend —
einer Geſellſchaft weggegeben werden . Der Etat nach der Einnahmeſeite wäre
vernichtet .

Die Kommiſſion kam zu keiner Stellungnahme in dieſer Frage ,
begrüßte es aber allgemein , daß künftig bei ſolch bedeutſamen Fragen
das Reichsſchatzamt mitzuwirken hat , was bei den Maiverträgen 1910
nicht geſchehen iſt .

In der Frage der rechtlichen Bedeutung des Berggeſetzes
iſt nun gemäß einem Antrage des Abg . Erzberger Klarheit geſchaffen
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vorden ; derſelbe hat am 30 . April 1910 vier Fragen an das

Reichskolonialamt gerichtet , die nunmehr am 1. Mai 1911 folgender —
maßen beantwortet worden ſind :

1. Hat die Kolonialgeſellſchaft auf alle Berghoheitsrechte verzichtet ?
Soweit vor dem 1. Oktober 1908 der Kolonialgeſellſchaft

Hoheitsrechte zuſtanden , ſind ſie mit dieſem Tage in Fortfall ge—
kommen , weil die Geſellſchaft ſeit dem Rezeß nur noch geldwerte
Privatrechte beſitzt , die ſie nur durch die Regierung geltend
machen kann .

2. Kann der Fiskus im Gebiete der Kolonialgeſellſchaft Bergbau auf eigene
Rechnung treiben ?

Dieſe Frage iſt zu bejahen . Der Fiskus kann genau wie jeder
andere gemäß § 2 der Bergverordnung vom 8. Anguſt 1905 inſo —
weit Bergbau betreiben , als Schürffreiheit beſteht .

3. Kann der Fiskus für ſich ſperren und ein dauerndes Abbaurecht erhalten ?
Bereits in der Denkſchrift , betreffend die Verhältniſſe im deutſch —

ſüdweſtafrikaniſchen Diamantengebiete vom 6. Januar 1910 , Seite 20,
hatte ſich die Regierung auf den Standpunkt geſtellt , daß auf Grund
des Bergrezeſſes der §S 94 der Bergverordnung von der Kolonial —

geſellſchaft angenommen ſei. An dieſer Stellungnahme wird auch

jetzt feſtgehalten . Nachdem der § 8 des Rezeſſes durch § 6 des

Vertrags vom 7. Mai 1910 mit der Kolonialgeſellſchaft beſeitigt
iſt , beſteht an der Anwendbarkeit des § 94 im früheren Sonder —

rechtsgebiete der Kolonialgeſellſchaft kein Zweifel mehr . Der Fiskus
kann insbeſondere zum Zweck der Ausnutzung ſeines Sonderrechts
ſich mit einem andern vereinigen und auch zur Verpachtung ſeines
Sonderrechts ſchreiten . — Notwendig iſt nur , daß das Sonderrecht
dem Inhalte nach bei dem Fiskus verbleibt .

Die Anwendung dieſes Paragraphen darf nicht zu einer mit Treu
und Glauben in Widerſpruch ſtehenden Schädigung der Kolonial —

geſelſſchaft führen . Der Vorbehalt der Nichtverletzung von Treu
und Glauben beſagt , daß das Abgabenrecht der Deutſchen Kolonial —

geſellſchaft nicht geſchmälert werden darf . Selbſt eine Schmälerung
des Abgabenrechts wird ohne Verletzung von Treu und Glauben

zuläſſig ſein , ſoweit die Erteilung des Sonderrechts durch zwingende
öffentliche Intereſſen geboten iſt .

4. Kann der Fiskus im Gebiete der Kolonialgeſellſchaft Gebühren für ſich
erheben ?

Die Regierung hat das Necht , außerhalb des Küſtenſtreifens ,
alſo namentlich im Hererolande neben den an die Kolonialgeſellſchaft
abzuführenden Abgaben für ſich eine Förderungsabgabe , die 2 / Pro —
zent des Wertes der jährlichen Förderung nicht überſteigen darf ,

zu erheben . Dieſe Abgabe ruhte nach §S 54 der Bergverordnung
vom 15. Auguſt 1889 auf dem Inhaber der Berggerechtſame , alſo
auf der Deutſchen Kolonialgeſellſchaft für Südweſtafrika . Durch
§ 5 des Bergrezeſſes iſt die Regierung aber verpflichtet worden ,

ſich in erſter Linie an den Bergbautreibenden zu halten .

Durch dieſe Antwort , welche das Recht des Fiskus auf Sperre

zu ſeinen Gunſten anerkennt , hat ſich die Kolonialberwaltung in allen

Teilen auf den Standpunkt des Abg . Erzberger geſtellt und damit

zugegeben , daß kein Zwang zu den Maiverträgen mit ihren Millionen —

geſchenten vorlag . Der Reichstag wird ſich im Herbſte mit der ge —

ſamten Materie zu befaſſen haben .
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In der Frage der Organiſation der Diamantenregie ſagte
Staatsſekretär von Lindequiſt auf Anregung des Abg . Erzberger
zu : 1. Organiſation einer Minenkammer in Lüderitzbucht ; 2. An —
ſtellung weiterer Sortierer in Berlin ; 3. Entſendung eines Delegierten
der Minenkammer in den Auſfſichtsrat und geſchäftsführenden Aus —
ſchuß der Regie ; 4. verſchiedene Maßnahmen zur Hebung des
Preiſes der Diamanten . Die Kommiſſion nahm daraufhin einſtimmig
folgenden Antrag an :

„ Der Reichstag ſpricht die Erwartung aus , daß gemäß
den Erklärungen des Reichskolonialamts , mit denen ſich der
Reichstag einverſtanden erklärt , die Organiſation der
Diamantenförderer in Südweſtafrika und deren Anteilnahme
an der Diamantenregie bald vollzogen werde . “

Auch hier findet ſich ein Entgegenkommen , das der frühere
Staatsſekretär vor Jahresfriſt rundweg abgelehnt hat .

25 . Das Reiſekoſtengeſetz für Kolonialbeamte enthält
in ſeinem Entwurfe ( II . Seſſ . 1909/11 Druckſ . Nr . 789 ) neben den
heimiſchen Tagegeldern auch für die Schiffsreiſen als Fuhrkoſten
Kilometergelder in Höhe von 6, 7 und 9 Pf . Auf Antrag des
Referenten , Abg. Erzberger , lehnte der Reichstag einſtimmig die Be
zahlung von Kilometergeldern für Schiffsreiſen ab und beſchloß die
Aufnahme folgenden Artikels :

„ Bei der Ausreiſe , bei der Heimreiſe und bei Verſetzungen zwiſchen Schutzgebieten iſt für diejenigen Wegeſtrecken , die auf Seeſchiffen zurückgelegt werden , anStelle der geſetzlichen Tagegelder und Fuhrkoſten eine nach näherer Beſtimmungdes Reichskanzlers feſtzuſetzende , dem durchſchnittlichen A ufwand anzupaſſende Pauſchvergütung zu gewähren “

Durch dieſe Regelung werden dem Reiche jährlich Tauſende
erſpart und ebenſo auch eine Kürzung der Umzugskoſten ; der Reichs
tag beſchloß weiter ( Druckſ . Nr . 1050 ) folgende Reſolution :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die im Reiſe —⸗
koſtengeſetz für die Kolonialbeamten niedergelegten Grundſätze
für die Reichsbeamten und Offiziere im Laufe dieſes Etats —
jahres entſprechend anzuwenden . “

26 . Zum Stat für Oſtafrika wurde vom Zentrum folgende
Reſolution angenommen :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , darauf hinzuwirken ,
daß für die ſubventionierten Dampferlinien nach Möglichkeit
beſtimmte einheitliche Tarifſätze für Aus - und Heimfahrt feſt⸗
geſetzt werden . “

Bei der Beratung des Etats kam es zu ſcharfen Debatten über
das „ Syſtem Rechenberg “, der die Eingebornen verhätſcheln ſoll .
Staatsſekretär v. Lindequiſt erklärte :

„ daß der Herr Gouverneur v. Rechenberg ein ganz ungeheuer fleißigerArbeiter iſt von einer geradezu fabelhaften Zähigkeit , die er auch in dieſem oſt —



afrikaniſchen Klima bewieſen hat . Ich bin auch der Meinung , daß er ein un

geheuer tüchtiger Beamter iſt , dem wir vor allen Dingen den guten Zuſtand des

deutſch - oſtafrikaniſchen Etats zu verdanken haben . ( Hört ! hört ! in der Mitte ) Er
hat gerade , was den Etat von Deutſch⸗ Oſtafrika anbetrifft , Ausgezeichnetes ge
leiſtet und iſt dauernd beſorgt dafür , daß die Einnahmen f in richtigem Ver
hältnis zu den Ausgaben halten . “ ( 156 . Sitzung vom 24. 9 St. B
S. 5839 )

Abg . Erzberger nannte als Folge des a ffenen Syſtems8 9 0 8
Rechenberg :

„ Die Tatſache ſteht aber feſt , daß ſeit drei oder vier Jahren eine Menge
von Schutzmaßnahmen zugunſten der Eingeborenen getroffen iſt , Schutzmaßnahmen
für die Erhaltung der Eingeborenen , Schutzmaßnahmen gegen ungerechte Aus

beutung der Eingeborenen . Die Zeiten ſind vorüber , wo man früher einem Neger
einen Tagelohn von Pfennig bezahlt hat , wo der Arl vang auf den

Plantagen durchgeführt wurde , und wo die Leute eine ganz unge und
minimale Entſchädigung bekommen haben . Wenn Herr Dr. Arendt dies nicht als

Fortſchritt des Syſtems Rechenberg bezeichnen will , ſo muß ich dem entgegen
ſtellen : das Deutſche Reich hat das

größte
Intereſſe daran , die Politik des Schutzes

der Eingeborenen weiter fortzuſetzen . Das liegt ſowohl im Intereſſe der Kolonien
wie auch unſerer heimiſchen Finanzen; denn aus jeder ungerechten Behandlung
erwachſen Aufſtände , die dann ja mit der Niederwerfung der Eingeborenen enden ,
die aber auch dem Reiche große Summen koſten . Alſo ich meine , das genügt
ſchon gegen die Anklagen auf dieſen Gebieten , die nicht näher ſubſtantiiert waren
Oder meint Herr Dr. Arendt die Bekämpfung des Islam , die in Oſt
afrika mit erhöhter Energie aufgenommen iſt ? Ihm muß, da er ſich viele Jahre
für die Sache intereſſiert hat , bekannt ſein , daß nicht nur die Vertreter der

Miſſion und des Handels , ſondern auch die Regierung auf dem Standpunkt ſtehen ,
daß alles , was zur Zurückdrängung des Islam geſchehen kann , auch im deutſchen

Intereſſe liegt, und daß hier ein allſeitiges Intereſſe , ein nationales, ein wirtſchaft —

liches und auch ein religiöſes vorliegt , ſich dem Vordringen des Islam entgegen —
zuſetzen . “ ( 156 . Sitzung vom 24. März 1911 St . B. S. 5841 )

Abg. Schwarze (Lippſtadt ) führte aus :

„ Dann aber möchte ich noch , um nachzuweiſen , daß das Syſtem Rechenberg
nicht ſchädlich gewirkt hat , aus dem Bericht eine Stelle vorleſen —ſie ſteht auf
Seite 17 —: Die Zunahme der Arbeiterzahl um 20000 Mann oder 40 vom

Hundert ( hört ! hört ! in der Mitte ) in einem Jahre wird für längere Zeit nicht

anhalten können . So ſtark bevölkert iſt Deutſch - Oſtafrika nicht , ſo raſch kann ſich
die Bevölkerung nicht vermehren , um eine derartige jährliche Zunahme auf die
Dauer ſicherzuſtellen . “ ( Hört ! hört ! in der Mitte ; (St. B. S. 5846 )

El

V. heer und Marine .

27 . Die neue Militärvorlage ( 1 . Seſſ . 1909/10 Druckſ .
Nr . 553 ) wurde von allen bürgerlichen Parteien angenommen ; es

war das erſte Mal , daß auch die Fortſchrittliche Volkspartei für eine

Militärvorlage ſtimmte . Einige — Zentrumsabgeordnete ſtimmten

gegen die Vorlage , da ſie die Deckung als nicht ausreichend geſichert

bezeichneten . Die Vorlage ſelbſt wurde in der We 10
eingehend beraten und vom Kriegsminiſter und Auswärtigen Amt

erſchöpfender Aufſchluß über die militärpe ün und internationale

Lage gegeben . Dieſe Verhandlungen waren naturgemäß vertraulicher
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Art ; ſie führten aber weſentlich dazu , daß die Vorlage unver —8 f 0 0 L
änderte Annahme fand

Die Vorlage enthält wiederum ein Quinquenat und beſtimmt ,
daß bis 31 . März 1916 die Zahl von 515 321 Gemeinen ( ＋ 10 875 )
vorhanden ſein muß und zwar

mehr als bisher

bei der Infanteride . . . 634 Bataillone

„, „ Küialltiegse 510 Eladtons 0

„ „ Feeiiltetie 9 Baäterien ＋ 18

„ „ Fußartillese 38 Bataillone 638

„„ den Pionieren : ß & 5 0

„ Verkehrstrüippen : 17 5
e2 5 0

Die Vermehrung der Infanterie fiel auf Sachſen , das für
zwei Armeekorps 44 Bataillone hat , während die Regel 48 ſind .

Fortſchritte der Waffentechnik ſind es , „die zur Schaffung von
Sonderformationen zwingen , nämlich ſolche für Maſchinengewehre
bei der Infanterie . Sie kann dieſes vorzügliche , bereits im Kriege
bewährte Hilfsmittel zur Verſtärkung ihrer Feuerkraft nicht mehr ent —
behren . Es handelt ſich jetzt nur darum , die Waffe der Truppe in
einer feſten Form anzugliedern . Die verſuchsweiſe eingeführte Organi —
ſation in Kompagnien zu ſechs fahrbaren Gewehren hat ſich in jeder
Hinſicht bewährt , ſo daß die etatsmäßige Aufſtellung der behelfsweiſe
errichteten 107 Kompagnien vorgeſchlagen wird . Die Offiziere ſowohl
als auch die Gemeinen ſollen zum großen Teile den Etats der be —

ſtehenden Infanteriebataillone entnommen werden . Ferner iſt beab —

ſichtigt, fünf ſchon beſtehende Maſchinengewehrabteilungen in Maſchinen —
gewehrkompagnien umzuwandeln . Damit wird im allgemeinen die

Ausſtattung eines Regiments jeder Infanteriebrigade mit einer

Maſchinengewehrkompagnie erreicht .
In der beantragten Erhöhung der Friedenspräſenz um insgeſamt

10 875 Mann ſind ferner wiederum eine Anzahl von Mannſchaften
für Bezirkskommandos enthalten , die dieſer Verſtärkung ent⸗

ſprechend dem Anwachſen der Bevölkerung und des Beurlaubten —

ſtandes bedürfen . Schließlich iſt eine geringe Zahl von Mannſchaften
in Anſatz gebracht für nicht vorherzuſehende Bedürfniſſe (z. B . auf
dem Gebiete der Aviatik ) , was ſich in den letzten Jahren als dringend
notwendig erwieſen hat . In Abgang geſtellt ſind rund 1000 Köpfe ,
als Höchſtmaß deſſen , was bei den Muſiken entbehrlich erſcheint ,
ohne daß dieſe zur Erfüllung ihrer rein militäriſchen Aufgaben wie

ihres ideellen Nebenzwecks unfähig gemacht würden .
Bei der Feldartillerie verfügen im Gegenſatze zu allen

übrigen , mit je 12 Batterien ausgeſtatteten Diviſionen die 37 . und
39 . Diviſion nur über je 6, die 6 bayriſchen Diviſionen nur über je



10 Batterien . Wir ſind gezwungen , im Kriegsfall ſolche Lücken in

vorderſter Linie durch Reſerveformationen zu ſchließen , wenn wir jene

Diviſionen nicht der Gefahr ausſetzen wollen , an jeder Stelle des

Schlachtfeldes , wo ſie eingeſetzt werden , von vornherein auf einen an

Artillerie überlegenen Gegner zu ſtoßen . Dieſer Vebelſtand ſoll in

Preußen durch Bildung zweier neuer Regimenter beſeitigt , in Bayern

durch Formierung von 6 neuen Batterien wenigſtens gemildert werden .

Zur weiteren Vervollkommnung der Organiſation der Waffe iſt es

nötig , eine Anzahl Batterien niederen und mittleren Etats auf den

mittleren oder den hohen Etat zu bringen . Um die Durchführung
aller dieſer Maßnahmen zu erleichtern , hat ſich die Militärverwaltung

entſchloſſen , auf 20 reitende Batterien zu verzichten und ſie in fahrende

umzuwandeln .
Die Fußartillerie bedurfte unbedingt einer Vermehrung ihrer

Kaders , um ihren vielfachen Aufgaben als Belagerungs⸗ , Feſtungs⸗ ,

Küſtenartillerie , vor allem aber als ſchwere Artillerie des Feldheeres

voll gewachſen zu ſein . Als ſolche braucht ſie zugleich dringend eine

vermehrte Ausſtattung mit Beſpannungsabteilungen ſowie deren Ver⸗

ſtärkung . Die Waffe iſt übrigens in der Lage , auch dann ihren

Bedarf an Gemeinen zum größten Teile aus ihrem bisherigen

Stande — unter entſprechender Herabſetzung der Bataillonsetats —

aufzubringen .
Daß der Train bei der nach Durchführung der zweijährigen

Dienſtzeit der Fußtruppen erheblich angewachſenen Zahl von Streit⸗

baren endlich einer Verſtärkung bedarf , liegt auf der Hand . Eleich⸗

zeitig wird die Trennung der Verwaltung des Geräts von der Truppe

und damit die Schaffung der Stelle für einen Traindepotinſpekteur
erforderlich .

Sind es bei den bisher genannten Waffen Forderungen organi⸗

ſatoriſcher Art , die die Neuformationen bedingen , ſo bedürfen die

Verkehrstruppen in erſter Linie infolge der großen Fortſchritte

der Technik einer Anzahl Neuformationen und des Ausbaues der

beſtehenden Verbände . Auf dem Gebiete der Funkentelegraphie , des

Kraftfahrweſens und der Lenkluftſchiffahrt war dieſe Notwendigleit ſo

dringend , daß bereits zu Behelfsneubildungen mit teilweiſe komman⸗

diertem Perſonal geſchritten werden mußte , da das zurzeit gültige

Friedenspräſenzgeſez Mannſchaften zur etatsmäßigen Bildung der

erforderlichen Truppenteile nicht zur Verfügung ſtellte . Für das

Luft⸗ und Kraftfahrweſen wird die Stelle eines Inſpekteurs erforderlich .

Abgeſehen von der Etatiſierung und Vervollſtändigung dieſer For⸗

mationen hat ſich aber auch zur Erfüllung ihrer Kriegsaufgaben die

Vermehrung der Eiſenbahn - und Telegraphentruppen um je ein

Bataillon als dringend geboten herausgeſtellt . Dazu kommen Etats⸗

erhöhungen an Offizieren , Beamten , Mannſchaften und Pferden bei

den ſchon beſtehenden Bataillonen — Bedürfniſſe , denen genügt
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werden mußte , wenn die techniſche Vervollkommnung der Ausrüſtungund die Eigenart dieſer Waffengattungen wirklich ausgenutzt werden
ſoll . Infolge dieſer Vermehrung der Verkehrstruppen ſowie im Hin⸗blick auf die entſcheidende Bedeutung des Verkehrsweſens für die
Armee und die Notwendigkeit , geeignete Perſönlichkeiten möglichſt
lange an ſeiner Spitze zu belaſſen , erſchien es geboten , die Stellungder Inſpektion der Verkehrstruppen in diejenige eines General —
inſpekteurs umzuwandeln .

Angeſichts dieſer Begründung konnte der Abg . Speck ausführen :
„ Die erſte Frage , die Vorfrage , von deren Beantwortung die Stellungnahme zur ganzen Vorlage abhängt , iſt die : iſt die Vorlage nötig , um die

Schlagfertigkeit unſerer Armee aufrechtzuerhalten ? Dieſe Fra ge iſt in der
Budgetkommiſſion ich glaube , mich nicht zu täuſchen , wenn ich ſage
einſtimmig bejaht worden . Es iſt allgemein zugegeben worden , daß ins
beſondere die techniſchen Fortſchritte auf dem Gebiete des Waffenweſens , welcheſich die anderen Nationen bereits zunutze gemacht haben , auch auf unſerer Seite
ausgenützt werden müſſen , wenn wir nicht in den Hintergrund gedrängt werdenwollen . Würden wir auf dieſem Wege nicht folgen , ſo würden wir Gefahrlaufen , den Wert unſerer ganzen Heeresorganifation überhaupt in Frage zuſtellen ; und wenn irgendwo , ſo gilt bei der Marineverwaltung und bei der
Heeresverwaltung das Wort : „ Raſt ich, ſo roſt ich. “ Ganz beſonders aber giltdieſes Wort für den Ausbau unſerer Verkehrstruppen . Auf dieſem Gebiete beſteht
zweifellos eine dringende Notwendigkeit , der Vorlage zuzuſtimmen . “ ( 133 . Sitzungvom 23. Februar 1911 St . B. S. 4849 )

Ihm ſchloß ſich der Abg. Dr . Wiemer von der Volkspartei an .
„ Die eingehenden Verhandlungen der Kommiſſion haben uns in der Ueber —

zeugung beſtärkt , daß aus techniſchen Geſichtspunkten heraus die Vorlage begründetiſt . Es iſt nach unſerer Auffaſſung bei dieſen Verhandlungen überzeugend dar —
getan worden , daß das , was gefordert wird , um techniſche Fortſchritte in unſererArmee durchzuführen , gerechtfertigt iſt . “ (St. B. S. 4863 )

Die Koſten der Vorlage berechnete der Berichterſtatter von
Byern folgendermaßen :

„ Die Koſten , welche durch dieſes Geſetz entſtehen , betragen für das Jahr1911 eine fortdauernde Ausgabe von 3727 44] Mark , und die einmaligen Aus —
gaben betragen 4177 836 Mark , ſo daß inkluſive der bayriſchen Quote die Summe
ſich auf 7 905 277 Mark belaufen wird . Für die Zeit von 1912 bis 1917 be⸗
tragen die fortdauernden Ausgaben 18 086 538 Mark , und für die Zeit von 1912bis 1915 ſind die einmaligen Ausgaben inkluſive der bayriſchen Quote 78 241 197
Mark , ſo daß die Geſamtkoſten dieſer Ausgaben an fortdauernden Ausgaben21813 979 Mark , die einmaligen Ausgaben 82 419033 Mark ſein werden , woraus
ſich eine Geſamtſumme von 104 233 612 Mark ergibt . Dies ſind aber nicht die
Geſamtausgaben , die während der fünfjährigen Dauer des Quinquennats auf —
gebracht werden müſſen . Ein richtiges Bild bekommt man erſt dann , wenn die
fortdauernden Ausgaben während der fünf Jahre immer wieder zu dieſen Aus —
gaben zugezählt werden . Nach einem vorläufig aufgeſtellten Plane des Kriegs —miniſters , der aber noch keine Gültigkeit hat , wird ſich die Geſamtſumme ungefährauf 141,4 Millionen belaufen . Das hängt aber ganz davon ab, je nachdemMittel vorhanden ſind . Außerdem bedarf die Erhöhung der Friedenspräſenzſtärkeder Genehmigung des Reichstags , weil nach § 3 des Geſetzes die Neuformationenim Etat alljährlich ſeiner Genehmigung vorgelegt werden . “ ( 133 . Sitzung vom23. Februar 1911 St . B. S. 4848 )



Dieſe Zahlen haben beſondere Bedeutung angeſichts der Be⸗

hauptung , die Militärvorlage ſei viel zu klein gegenüber den früheren .
Ein ſtrenger Vergleich mit andern Militärvorlagen zwiſchen den

einmaligen und fortdauernden Ausgaben iſt nicht möglich , da die

Vorlagen von 1880 bis 1905 unter den einmaligen Ausgaben die

Kaſernen - und Magazinbauten nicht enthalten . Die Ausgaben bei

den einzelnen Vorlagen ſind folgende geweſen :

Ausgaben

fortdauernde einmalige

ENdill . 26,7 Mill .

ÿ23 5

14138 5 40 17
803ͤ 5
1899

050·˖·˖·˖· ˖·˖˖ 62. 1 7
RIIIIII 824 „

Die Vorlage iſt mithin nicht ſo klein , wie ſie dargeſtellt worden

iſt . Es iſt allerdings zu begrüßen , daß man die Militärvorlage all⸗

mählich anwachſen läßt und auch keine proviſoriſchen Unterkunftsräume

mehr ſchaffen will .

Die Frage der Aufbringung dieſer Koſten iſt ſehr eingehend geprüft
worden . Abg . Speck konnte feſtſtellen :

„ Unter normalen Verhältniſſen wird die Deckung auch für die Militär⸗

vorlage vorhanden ſein . Treten außergewöhnliche Verhältniſſe ein , dann müſſen
eben auch außergewöhnliche Maßnahmen ergriffen werden . Der Herr Schatz —

ſekretä - r hat in der Budgetkommiſſion erklärt : es muß der Finanzkraft des

einzelnen Jahres vorbehalten bleiben , welcher Betrag ſowohl bei den fortdauernden
wie bei den einmaligen Ausgaben in jeden der Etats eingeſetzt werden kann .

Feſtſtehend iſt nur der Etatsbedarf der Jahre 1915 bezw . 1917 . Der Reichstag

hat es alſo vollſtändig in der Hand , für jedes einzelne Etatsjahr je nach Maß —

gabe der vorhandenen Mittel ſeine Beſchlüſſe zu faſſen und den Vorlagen der

Heeresverwaltung zuzuſtimmen oder ſie abzulehnen , wenn er glaubt , daß keine

finanzielle Deckung vorhanden iſt . In dieſer Möglichkeit , die durch §S 3 der Vor⸗

lage geſchaffen iſt , ſehe ich die beſte Garantie für unſer Budgetrecht wie auch in

der Richtung der Deckung . “ ( 133 . Sitzung vom 23. Februar 1911 St . B. S. 4853 )

Auf die Frage nach der Deckung dieſer Koſten hat Schatzſekretär
Wermuth erklärt :

„ daß die Finanzverwaltung die Anforderungen des neuen Präſenzgeſetzes

ſozuſagen in das Programm der laufenden Finanzperiode mit aufgenommen hat ,
und daß ſie feſt entſchloſſen iſt , die dadurch entſtehenden neuen Ausgaben auf der

Grundlage der jetzt ſich darbietenden Deckung ohne Inanſpruchnahme
neuer Steuer quellen zu erledigen . Guruf links : Abwarten ! ) Meine

Herren , es iſt eine ſehr ſchwere Verantwortung , welche ich mit dieſer Erklärung

übernehme , und nichts liegt mir ferner , als ( wie der Herr Abgeordnete Dr. Heim

ſagte ) die Finanzlage in roſigem Lichte erſcheinen zu laſſen ( hört ! hört ! ) , nur um

Vorſpann für die Militärvorlage zu gewähren . Man kann auch nicht behaupten ,
daß ich das in der Kommiſſion getan hätte . . . . Ich habe dort erklärt , wir

könnten nicht eine Gewähr dafür leiſten , daß die Verteilung der Laſten auf die

einzelnen Jahre ſich genau nach dem Tableau vollziehen werde , welches von der
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Kriegsverwaltung , die ſich doch ſelbſt ein Bild von ihren Plänen machen mußte ,
aufgeſtellt iſt , welches aber auch von der Kriegsverwaltung nicht in dem Sinne
als maßgebend betrachtet wird , daß durchaus für jedes einzelne Jahr die be—
treffende Summe eingeſetzt werden müßte . ( Sehr richtig ! in der Mitte ) Dann
habe ich mir erlaubt hinzuzufügen : Geſchieht dies — nämlich : bleibt die Ver —
teilung auf die einzelnen Jahre vorbehalten — und unter den weiteren Voraus
ſetzungen — aber auch nur unter dieſen . daß in der kommenden fünfjährigen
Periode die Grundſätze ſtrengſter Sparſamkeit überall durchgeführt , und daß nicht
neue Anforderungen erhoben werden , kann ich erklären , daß die Finanzverwaltungmit Beſtimmtheit darauf rechnet , den Anforderungen der Heeresvorlage mit den
jetzt erſchloſſenen Mitteln gerecht werden zu können . “ ( 133 . Sitzung vom
23. Februar 1911 St . B. S. 4886 )

In der Kommiſſion ſelbſt hat das Zentrum ſtets auf Erſpar niſſe
hingewirkt , ſo daß ſelbſt der Sozialdemokrat Noske erklären mußte :

„ Meine Herren , ich konſtatiere , daß in der Kommiſſion Erſparniſſe nennens —
werter Art bisher nicht gemacht worden ſind . ( Abg . Erzberger : Haben Sie denn
ſolche beantragt ? ) — Wenn Herr Erzberger ſagt , wir ſollten Erſparniſſe be—
antragen , ſo lag dazu für uns kein Grund vor , weil wir von vornherein erklärt
haben , daß wir der Vorlage nicht zuſtimmen . Ich gebe ihm zu, daß auch die
übrigen bürgerlichen Parteien ſolche Anträge nicht geſtellt haben . ( Abg . Erzberger :Die Sozialdemokraten auch nicht ! ) — Nein , ich bin auch der Meinung , daß im
Rahmen des Etats bei der jetzigen Heeresorganiſation ſo große Abſtriche gar nicht
gemacht werden können ( hört ! hört ! in der Mitte und rechts ) , ſondern daß dazueine Aenderung des ganzen Syſtems notwendig iſt .

Meine Herren , Sie kommen nicht um die Tatſache herum , daß Sie jetzt die
Heeresvorlage bewilligen , trotzdem Sie nicht wiſſen , woher die Deckung genommen
werden ſoll . “ ( 133 . Sitzung vom 23 . Februar 1911 St . B. S. 4884 )

Die Deckung für die Mehrausgaben bis 1914 liegt in der An⸗
nahme der Wertzuwachsſteuer ; wenn 1914 / Prozent Umſatzſtempel
wegfällt , ſo kommt ſchon vorher die Tilgung der abgebürdeten
Matrikularbeiträge in Wegfall , wie auch der Rentenbezug aus dem
bisherigen Reichsinvalidenfonds ſeinen Höhepunkt überſchritten hat .

Die Verteilung des Erſatzbedarfes war die dritte Frage
bei der Militärvorlage . In der Vorlage ſelbſt war darauf hin⸗
gewieſen , daß die Belaſtung der Bevölkerung für Heereszwecke in
drei Kontingenten etwas höher ſind als in Preußen , und beträgt in
Bayern 0,875686 Prozent , in Sachſen 0,863039 Prozent und in
Württemberg 0,879645 Proz, , während Preußen nur 0,843497 Proz .
ſtellt . Auf Antrag des Zentrums beſchloß der Reichstag folgende
Reſolution :

„ Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen : die erforderlichen Maßnahmen
zu treffen , um die Verteilung des Erſatzbedarfs für das Landherr unddie Marine in gleichmäßiger Weiſe nach der Zahl der tauglichen Militär —
pflichtigen für alle Kontingente herbeizuführen . “ (II . Seſſ . 1910/11
Druckſ . Nr . 753 )

Abg. Speck wies darauf hin, daß, beim Militär für ſich allein
betrachtet , Bayern 2 100 Mann mehr ſtellen müſſe als der Durch —
ſchnitt des Reiches . Anders aber ſei es , wenn man die Marine mit⸗
rechnet .

„ Der Geſamtbedarf an Marineerſatz betrug 1910 7759 Mann ; davon
wurden ausgehoben in Preußen 6653 , in Bayern 410 , in Sachſen 524 , in
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Württemberg 172. Die Aushebungen zur Marine waren alſo in den ſüddeutſchen

Staaten und in Sachſen ziffermäßig und prozentual weit zurückſtehend gegenüber

det Aushebung in Preußen . Prozentual zur Bevölkerungszahl ergibt dieſe Aus

hebung in Preußen 0,1406 pro Mille , in Bayern 0,0628 pro Mille , in Sachſen

0,1162 pro Mille und in Württemberg 0,0748 pro Mille der Bevölkerung .
Wenn man nun die künftige Friedenspräſenz , wie ſie ſich aus der Vorlage

ergibt , mit dieſen Marineaushebungen zuſammenrechnet , ſo ergibt ſich folgendes

Bild : Rechnet man der neuen Friedenspräſenz der vier Kontingente die zurzeit in

der Marine dienenden , aus den vier Kontingentsgebieten ſtammenden , in Er —

füllung ihrer aktiven Dienſtpflicht begriffenen Mannſchaften außer den Ein⸗

jährig⸗Freiwilligen — hinzu , ſo ergibt ſich folgendes Bild : Preußen 399 026

＋33 702 432 728 oder 0,9 147 399 Prozent der Bevölkerung ; Bayern 57133

＋1769 58 902 oder 0,9 027 995 Prozent der Bevölkerung Ich will mich auf

dieſe beiden Zahlen beſchränken , weil es mir hauptſächlich darum zu tun iſt , die

Belaſtung Preußens und Bayerns einander gegenüberzuſtellen . Es ergibt ſich

hier alſo eine Geſamtbelaſtung der Bevölkerung in Preußen von rund 0,91 Prozent

und der Bevölkerung in Bayern von rund 0,90 Prozent . Auch nach Annahme

dieſer Vorlage iſt alſo Bayern immer noch nicht nur nicht vorbelaſtet , ſondern

Preußen gegenüber ſogar noch etwas weniger belaſtet . Dieſe Vorbelaſtung iſt

allerdings nur verſchwindend gering ; aber es wird ſich niemals eine durchaus auf

den Kopf prozentual richtige Verteilung des Erſatzbedarfs erzielen laſſen , da ja

die Kopfzahlverhältniſſe der einzelnen Staaten ſtändigen Schwankungen unterliegen .

Aber immerhin wäre die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen , daß doch einmal eine

Prägravation Bayerns durch ſtärkere Aushebung für die Marine eintreten könnte ,

und dieſe Möglichkeit erſcheint durch die jetzige ſtärkere Heranziehung Bayerns zum

Landheer näher gerückt . Der Erſatzbedarf für das Land iſt im Friedenspräſenz —
geſetz ziffermäßig für die einzelnen Kontingentsgebiete feſtgelegt ; der Erſatzbedarf

für die Marine entbehrt einer ſolchen Feſtlegung . Es wäre alſo immerhin

theoretiſch möglich , daß durch die Verteilung des Marineerſatzbedarfs Bayern eine

ſtärkere Laſt auferlegt würde , als es gerecht wäre .

Um dieſe Möglichkeit hintanzuhalten , haben wir in der Budgetkommiſſion
eine Reſolution beantragt , die auch die Zuſtimmung der Kommiſſion gefunden

hat . ( 133 . Sitzung vom 23. Februar 1911 St B. S. 4852 )

Dieſe Reſolution fand im Reichstage einſtimmige Annahme . Zur

Militärvorlage ſelbſt wurde in dritter Leſung das Wort gar nicht

mehr ergriffen .

28 . Befreiung vom Militärdienſt . In der Budget —

kommiſſion ſtellte der Abg . Erzberger folgenden Antrag :

„ Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen :
1. dahin zu wirken , daß Geſuche um Befreiung von Militärpflichtigen

vom aktiven Dienſt aus Billigkeitsgründen möglichſt wohl⸗

wollend behandelt werden ;
2. zur Erleichterung des Verfahrens eine Aenderung des Reichsmilitär —

geſetzes (§S§S 22 und 53, letzteren in der Faſſung des Geſetzes betreffend

Ergänzungen und Aenderungen des Reichsmilitärgeſetzes von 6. Mai 1880 )

dahin in Ausſicht zu nehmen , daß bei Billigkeitsgründen die Befreiung
Militärpflichtiger durch Ueberweiſung zum Landſturm erſten Aufgebots

ſowie die vorzeitige Entlaſſung bereits dienender Mannſchaften durch die

Erſatzbehörden dritter Inſtanz zu verfügen iſt . “ (II . Seſſ . 1910/11

Druckſ . Nr . 753 .

Zur Begründung wurde ausgeführt :

Der Inhalt dieſer Reſolution gehe dahin , daß bei Befreiung der Militär⸗
pflichtigen vom aktiven Dienſt aus Billigkeitsgründen , beſonders bei Geſuchen
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von Witwen , noch mehr Entgegenkommen gezeigt werde wie bisher . DerKriegsminiſter werde entgegnen , daß in dieſer Beziehung immer das größte Entgegenkommen gewaltet habe . Seiner Anſicht nach müſſe das Wohlwollen nochverſtärkt werden . Praktiſch und vom militäriſchen Standpunkt aus könne dasſehr gut gemacht werden . Man könne den bürgerlichen Verhältniſſen in weitgehendſtem Umfange Rechnung tragen . Gerade das Anwachſen der Bevölkerunggeſtatte es, den Billigkeitsgründen die größte Berückſichtigung zu gewähren .Was die Ziffer 2 ſeiner Reſolution anbetreffe , ſo ſchlage ſie eine Aenderungdes Verfahrens vor . Dadurch werde die Möglichkeit gegeben , daß das Kriegs⸗miniſterium erſt in zweiter Inſtanz die Geſuche nachzuprüfen habe .Die Reſolution fand einſtimmige Annahme .
29 . Der Verkauf des Tempelhofer Feldes an die Gemeinde

Tempelhof um 72 Mill . M. iſt im Reichstage nur wenig beanſtandetworden . Der Berichterſtatter Abg. Erzberger führte am 23 . Fe⸗bruar 1911 in der Kommiſſion und ſpäter dann im Plenum aus :Das Geſetz über die Rechtsverhältniſſe der zum dienſtlichen Gebrauche einerReichsverwaltung beſtimmten Gegenſtände vom 25. Mai 1873 ſchreibe in § 5vor , daß das Reich zur Veräußerung eines nach § 1 in ſein Eigentum über —gegangenen Grundſtücks nur dann befugt iſt , wenn dasſelbe für die Zwecke derReichsverwaltung entbehrlich oder unbrauchbar wird und der Erlös aus ſeinemVerkaufe dazu beſtimmt iſt , durch die Erwerbung eines anderen Grundſtücks oderdie Herſtellung einer anderen Baulichkeit im Gediete desſelben Bundesſtaats einenErſatz für das entbehrlich oder unbrauchbar gewordene Grundſtück zu beſchaffen.Die Vorausſetzungen von § öträfen hier zu.
§ 10 Satz 1 des genannten Geſetzes laute :

„Alle Einnahmen aus der Veräußerung von Grundſtücken ,Materialien , Utenſilien oder ſonſtigen Gegenſtänden , wenn ſie ſich imBeſitz der Reichsverwaltung befinden , müſſen für jedes Jahr ver —anſchlagt und auf den Reichshaushaltsetat gebracht werden . “ ( Art . 69der Verfaſſung )
Satz 1 des §S 10 ſei eine Wiederholung des Artikels 69 der Verfaſſung ,der vorſchreibe , daß die Verwaltungseinnahmen ſoweit wie möglich zu veranſchlagenſeien . Der Reichstag habe die Möglichkeit , die Einnahmen zu bewilligen oder ab —zulehnen . Redner weiſt darauf hin , daß im vorigen Jahre der Reichstag denVerkauf der Kaſerne zu Memel abgelehnt habe .
§ 10 habe jedoch noch folgenden zweiten Satz :

„ Eine Nachweiſung der Ueberſchreitungen ſolcher Einnahmeetats undder außeretasmäßigen Einnahmen aus der Veräußerung der erwähntenGegenſtände iſt jedesmal ſpäteſtens in dem auf das Etatsjahr folgendenzweiten Jahre dem Bundesrat und dem Reichstage zur nachträglichenGenehmigung vorzulegen . “
Der zweite Satz trage einem praktiſchen Bedürfnis Rechnung . Wenn z. B.der Etat im Auguſt 1910 aufgeſtellt werde , könne die Verwaltung unter Um—ſtänden ſich in die Möglichkeit verſetzt fühlen , im Oktober 1911 etwas zu ver⸗kaufen . Dazu gebe Satz 2 die Möglichkeit . Er erinnere an den Verkauf derbeiden Kriegsſchiffe an die Türkei . Da werde Geſetzgebung und Budgetrecht zumUnſinn . Das ungeſchriebene Geſetz des geſunden Menſchenverſtandes habe auchnoch in den Verwaltungen ſeine Bedeutung In dem Satz 2 ſei einmal geſagt ,daß , wenn mehr Einnahmen erzielt werden , als im Etat vorgeſehen ſeien , dieſeUeberſchreitung nachher bei der Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben zurnachträglichen Genehmigung dem Bundesrat und dem Reichstage vorgelegt werdenſollen . Von entſcheidender Bedeutung aber ſei der Teil des zweiten Satzes des§ 10, in welchem geſagt ſei, daß außeretatsmäßige Einnahmen zur nachträglichenGenehmigung vorzulegen ſeien . Solche außeretatsmäßigen Einnahmen können ent
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ſtehen , wenn man das betreffende Grundſtück überhaupt nicht habe im Etat laufen
laſſen . Man könnte nun theoretiſch ſagen , daß damit der Verwaltung das Recht
gegeben werde , z. B. alle Kaſernen zu verkaufen Die praktiſche Durchführung
dieſes theoretiſchen Satzes werde jedoch ſtets ſeine Grenze am geſunden Menſchen —
verſtand finden .

Der § 10 ſei durch die Beſchlüſſe der damaligen Kommiſſion in das Geſetz
hineingekommen . Damals ſeien noch weitergehende Anträge geſtellt worden .
Unter dieſen Anträgen habe ſich folgender Antrag gefunden :

„ Erwerbs - oder Veräußerungsverträge der Reichsverwaltung be
dürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung des Bundesrats und
des Reichstags . Dieſe Zuſtimmung gilt als erteilt , wenn entweder die
Grundſtücke im Reichshaushaltsetat des betreffenden Jahres als zur
Veräußerung oder Erwerbung beſtimmt , aufgeführt ſind , oder eben —
daſelbſt der Reichsverwaltung eine Ermächtigung zur ſelbſtändigen Aus
wahl der für einen beſtimmten Zweck zu erwerbenden Grundſtücke aus —
drücklich erteilt iſt . “

Dieſer Antrag ſei in der Kommiſſion , nachdem die Regierung ſich dagegen
ausgeſprochen habe , abgelehnt und in der zweiten und dritten Leſung nicht wieder

aufgenommen worden . Die Frage , ob ſolche Veräußerungen rechtsgültig ſeien ,
ſei damals in der Kommiſſion erörtert und durchgeſprochen worden .

Nach dieſem ſeit 1873 beſtehenden Reichseigentumsgeſetz ſei tatſächlich immer
verfahren . Die Regierung habe , ſobald es möglich war , die Verkaufserlöſe auf
den Etat gebracht . Einmal habe man einen Sammeltitel für Grundſtücke im
Werte von 1 bis 10 000 M. gebildet . Hier wiſſe man nicht einmal , wo die ver —
kauften Grundſtücke liegen . Ferner würden die Grundſtücke von über 10 000 M.
Wert beſonders aufgeführt und der Reichstag habe darüber jedesmal beſchloſſen .
Redner verweiſt nochmals auf die Ablehnung des Verkaufs der Kaſerne in Memel .

Er ſtehe nicht an, die Frage , ob die von ihm abgeleiteten Konſequenzen beim
Verkaufe des Tempelhofer Feldes eingehalten ſeien , zu bejahen , namentlich wenn
man die Erklärung hinzunehme , die von dem Kriegsminiſter im Plenum bereits
früher abgegeben ſei, daß die Verkaufserlöſe aus dem Verkaufe des Tempelhofer
Feldes , die nicht in den Etat hätten eingeſtellt werden können , in den Ueberſichten
der Einnahmen und Ausgaben für 1909 und 1910 zur nachträglichen Genehmigung
unterbreitet werden würden . Er bitte , daß die Erklärung , die der Kriegsminiſter
abgegeben habe , in der Kommiſſion wiederholt werde .

In den vorliegenden Etat ſei nun die erſte Rate etatsmäßig eingeſtellt
worden . Man könnte nun fragen , warum das Kriegsminiſterium nicht im voraus
die Angelegenheit auf den Etat gebracht habe , ſo daß Satz 1 des § 10 zur An —
wendung gekommen wäre , während jetzt Satz 2 angewendet werden müſſe . Die
Antwort könne man allerdings aus der vorliegenden Denkſchrift ( Nr. 549 der
Druckſachen ) erſehen . Auf Seite 6 ſei dort ausgeführt , daß dem Reichstag am
9. Juni 1909 ein Nachtragsetat über den Verkauf des Tempelhofer Feldes vor —
gelegt ſei. Auf Seite 25 ſei mitgeteilt , daß der Nachtragsetat im Plenum nicht
weiter erörtert — dies ſei auf Verabredung der Parteien geſchehen — und an
die Budgetkommiſſion überwieſen worden ſei. Am 30. Juni 1909 habe die
Budgetkommiſſion über den Nachtragsetat vertraulich verhandelt . Die Be —
ſprechung fand deshalb vertraulich ſtatt , weil mit dem Nachtragsetat die Forderung
der beiden Uebungsplätze verbunden war und man nicht wollte , daß durch die
öffentliche Verhandlung eine ungeheure Preisſteigerung eintreten ſollte . Ferner
ſeien in dem Nachtragsetat als Einnahmen 13 Mill . M. eingeſetzt geweſen , in der
Begründung ſei aber darauf hingewieſen geweſen , daß die Heeresverwaltung noch
nicht wiſſe , wie hoch die Einnahmen tatſächlich ſein würden . Mit Rückſicht auf die
Unſicherheit der Einnahmen habe man ſich auf die Ausgaben nicht feſtlegen wollen .
Man habe die Ausgaben vielmehr erſt bewilligen wollen , wenn die Einnahmen
feſtſtanden . Zu einer ſolchen Beratung ſei es jedoch nicht mehr gekommen . Der
Nachtragsetat ſei unverabſchiedet geblieben .
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Seines Erachten ſei irgendeine Geſetzesvorſchrift nicht verletzt worden . Die
Frage , was geſchehen müſſe , wenn der Reichstag jetzt die dritte Rate und ebenſodie Raten von 1909 und 1910 nachträglich nicht bewillige , ſei eine Doktorfrageda ja die Genehmigung zweifellos ausgeſprochen werde .

Der Reichstag ſchloß ſich dieſer Anſicht an , nahm aber zugleich
einſtimmig folgende Reſolution an :

„ Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Rei ystag baldigſteinen Geſetzentwurf über die Einnahmen und Ausgaben des Reichs und
über den Rechungshof vorzulegen . “

30 . Die Veteranenbeihilfe konnte nach der Annahme der Zu
wachsſteuer endlich gelöſt werden ; der neue Etat ſieht dafür 28,6 Mill .
Mark vor , gegen das Vorjahr 5 Mill . M. mehr . Zur Löſung der
vielumſtrittenen Frage hat man kein Geſetz erlaſſen , ſondern eine neue
Ausführungsbeſtimmung ſeitens des Bundesrats . Nach dieſer werden
insgeſamt rund 60 000 Veteranen mehr als bisher die Beihilfe er —
reichen ; insgeſamt werden rund 250 000 Veteranen im Genuſſe der
Unterſtützung ſein , wobei die eigentlichen Rentenbezieher nicht mit —
gezählt ſind . Die Vorausſetzungen für Erlangung der Beihilfe ſind
weſentlich gemildert und beſtimmen :

§ 3. Eine unterſtützungsbedürftige Lage des Kriegsteilnehmers wegendauernder gänzlicher Erwerbsunfähigkeit ( Artikel J Nr . 3) iſt als vorhanden an —
zuſehen , wenn er infolge von Alter , ſchwerem Siechtum , unheilbarer Krankheitoder anderen Gebrechen dauernd außerſtande iſt , durch eine ſeinen Kräften und
Fähigkeiten entſprechende Tätigkeit , die ihm unter billiger Berückſichtigung ſeiner
Ausbildung und ſeines bisherigen Berufs zugemutet werden kann , den notwendigen ,
nicht durch ſonſtige Einkommensbezüge oder Leiſtungen unterhaltungspflichtigerVerwandten gedeckten Lebensunterhalt zu verdienen .

Bei Prüfung der Frage , was zum notwendigen Lebensunterhalte gehört ,iſt ohne Bindung an eine beſtimmte Einkommensgrenze unter gewiſſenhafter
Würdigung der geſamten Umſtände des Einzelfalls auf die perſönlichen und die
Familienverhältniſſe des Kriegsteilnehmers ſowie auf die wirtſchaftlichen Lebens —
bedingungen an ſeinem Wohnorte Rückſicht zu nehmen . Für die Würdigung
dieſer Lebensbedingungen kann die von der höheren Verwaltungsbehörde für die
reichsgeſetzliche Krankenverſicherung getroffene Feſtſetzung des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter zum Anhalt dienen .

Vorübergehende Erwerbsunfähigkeit , z. B. infolge von Krankheit , genügt nicht .
§ 4. Wird zur Prüfung der Erwerbsunfähigkeit das Gutachten eines Arztes

als notwendig erachtet , ſo ſoll die Entſcheidung möglichſt nur auf Grund der Be —
ſcheinigung eines beamteten Arztes erfolgen .

31 . Die Ehrengerichte für Offiziere wurden am 27 . Febr .
1911 vom Abg. Gröber einer eingehenden Beſprechung unterworfen ;
er anerkannte , daß die neue Faſſung einige Verbeſſerungen gebracht habe .

„Ich hebe vor allem hervor , daß nunmehr auch bei einem Spruchgerichtüber einen verabſchiedeten Offizier verabſchiedete Offiziere in die Spruchſitzungunter gewiſſen Vorausſetzungen geladen werden können . Eine der weſentlichen Voraus⸗
ſetzungen iſt , daß der angeſchuldigte verabſchiedete Offizier die Zuziehung dieſer Kame —
raden beantragt . Ferner iſt anzuerkennen , daß die Stellung des Angeſchuldigten , was
ſeine Verteidigung betrifft , erheblich verbeſſert worden iſt . Freilich hat dazu auch nicht
gerade viel gehört ; denn die bisherige Stellung des Angeſchuldigten war über alle
Maßen ungünſtig . Während bisher der Angeſchuldigte im ehrengerichtlichen Ver —
fahren nur eine ſchriftliche Verteidigung einreichen und dieſe Verteidigungsſchrift



dann vorleſen durfte , kann er in Zukunft nunmehr nach den neuen Beſtimmungen
auch vor dem Spruchgericht eine mündliche Ergänzung und Verbeſſerung der ein—

gereichten und von ihm vorgeleſenen Verteidigungsſchrift geben . Das iſt ein

großer Fortſchritt gegenüber dem älteren Recht , um ſo mehr , weil der An —

geſchuldigte bisher nach der Verleſung ſeiner Verteidigungsſchrift und vor Ver —

leſung des vom Ehrenrat aufgeſtellten Tatbeſtandes den Saal des Spruchgerichts
zu verlaſſen hatte , während er in Zukunft noch die Verleſung dieſes Tatbeſtandes
mit anhören und dann Ergänzungen der von ihm vorgetragenen , zu ſeiner Ver —

teidigung dienenden Ausführungen mündlich vortragen kann . Das iſt alſo eine

Beſtimmung , auf die wir ein großes Gewicht legen müſſen . “ ( 136 . Sitzung vom
27. Februar 1911 St . B. S. 4984 )

Er zählte aber dann auch die Nachteile der neuen Verordnung
und die Mängel des ehrengerichtlichen Verfahrens auf :

„es ſind nicht unabhängige , durch ihr Amt als ſolches unparteiiſch geſtellte
Richter , die die Entſcheidung in der Hand haben , es iſt kein modernen Anforde —
rungen entſprechendes Verfahren , es ſind keine Rechtsmittel gegeben . Und doch
kann unter Umſtänden eine Entſcheidung in dieſem ehrengerichtlichen Verfahren
zur Vernichtung der Ehre des betreffenden verabſchiedeten Offiziers und damit zur
Vernichtung auch ſeiner geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Exiſtenz führen . “
( S. 4984 )

32 . Streichung der Armeeinſpekteure und Gouver —

neure forderten die Nationalliberalen in der Budgetkommiſſion durch
folgenden Antrag Nr . 92 :

die nachbezeichneten Stellen — unter Ziehung der Konſequenzen bei
den weiteren Kapiteln zu ſtreichen :

in Kapitel 19 Titel 1: 2 Armeeinſpekteure ,
in Kapitel 20 Titel 1: 1 Gouverneur in Berlin , nebſt den zu⸗

1 Gouverneur in Köln , .
1 Gouverneur in Mainz , gehörigenGöeneral
1 Gouverneur in Ulm , ſtabsoffizieren
5 Kommandanten in Altona , Breslau, ] und Adjutanten

Karlsruhe , Magdeburg , Spandau

Berltn , den 16. Februar 1911 .

Kriegsminiſter von Heringen bezeichnete dieſen Antrag als

eine Schädigung der Armee und des Vaterlandes .

„ Vier Armeeinſpekteure beziehen kein Gehalt . Der Antrag kann ſich alſo
nur auf die zwei Inſpekteure erſtrecken , die im Etat ſtehen . Es ſind dies —ich
glaube , ich habe die Namen ſchon genannt , die Generalfeldmarſchälle Freiherr
v. d. Goltz und v. Bock und Polach . Es handelt ſich alſo hier um zwei Offiziere ,
zu denen die Armee als zu künftigen Armeeführern mit Vertrauen emporſieht und
von denen das Vaterland in Zeiten der Gefahr Großes erwarten darf .

Und in der Zukunft wird ſich in dem Zuſtande , wie wir ihn jetzt haben ,
nichts ändern , denn in dieſe oberſten Stellen werden ſtets nur Generale gelangen ,
die zu unſeren hervorragendſten Führern gehören , die das Vertrauen der Armee

Beſchett
Im Frieden iſt die Tätigkeit der Inſpekteure eine vielſeitige und durchaus

erſprießliche . Sie wohnen ( um dadurch die Zahl der Beſichtigungen in Grenzen
zu halten ) den Beſichtigungen durch die kommandierenden Generale bei . Zwar
ſind letztere völlig ſelbſtändig , aber gerade dieſer Umſtand macht es beſonders
nützlich , daß die Gelegenheit beſteht , mit einem höher Geſtellten Anſichten über
die wichtigen Fragen der Ausbildung und Verwendung der Truppen auszutauſchen
und —ich kann da aus eigener Erfahrung ſprechen —aus dieſem Dienſtverkehr
mit dem Inſpekteur , der ſtets in der Lage iſt , die Verhältniſſe in mehreren Korps
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zu beurteilen , neue Anregungen zu ſchöpfen . Ueber ihre Wahrnehmungen bei den
Beſichtigungsreiſen berichten die Inſpekteure an Seine Majeſtät den Kaiſer ; dieſe
Berichterſtattung ergänzt die Berichte der kommandierenden Generale , ſie ergibtein weiteres , gleichmäßigeres , ſozuſagen neutrales Bild von dem Zuſtand der
Ausbildung in den Korps und ermöglicht es, wie ich aus Beiſpielen der Praxisnachweiſen könnte , dem Kaiſer , Verſchiedenheiten von Bedeutung auf taktiſchemGebiete rechtzeitig auszugleichen .

Im Manöver ſehen wir Armeeinſpekteure , wie dies 1909 der Fall war , und
wohl auch dies Jahr der Fall ſein wird , als Führer von Armeen oder wir findenſie als Leiter von Manövern von Korps gegeneinander und Korps gegen markierten
Feind , ſo den General - Feldmarſchall Frhr . v. d. Goltz in Oſt⸗- und Weſtpreußen ,ſo den Erbprinzen von Sachſen - Meiningen in Sachſen , ſo den General - Feldmarſchallv. Bock und Polach in Hannover .

Daß auch die Leitung von Kriegsſpielen den Armeeinſpekteuren Gelegenheitbietet , ihre Kenntniſſe und Erfahrungen in ausgedehntem Maße zu verwerten ,
dürfte den Herren nicht unbekannt ſein .

Für den Kriegsfall ſind die Armeeinſpekteure als die gegebenen Armeeführer
anzuſehen . Ob nun tatſächlich jederzeit alle im Frieden vorhandenen Armee —
inſpekteure Armeeführer werden , hängt naturgemäß auch von perſönlichen Verhält
niſſen ab. Eins ſteht aber feſ ' , das iſt das , daß die beiden im Etat , bei Kap . 19,
enthaltenen , daraus beſoldeten Armeeinſpekteure als Armeeführer verwendet
werden . Und wenn wir nicht mehr ſolcher Stellen fordern , ſo geſchieht es einzigund allein aus finanziellen Gründen .

Ernſte Sorge bildet die fortſchreitende Ueberalterung unſeres Offizierkorps .Mir liegt hier ein Vergleich mit den Altersverhältniſſen im Jahre 1806 vor .1806 waren die älteſten Oberleutnants 36 Jahre alt , jetzt 36 Jahre 1 Monat ;die älteſten Hauptleute 1806 : 46 Jahre 10 Monate , jetzt 46, alſo faſt ebenſo alt
wie damals , die Stabsoffiziere im Durchſchnitt der Dienſtgrade jetzt 41 —5 Jahre ,die Generale ungefähr 6 Jahre jünger als damals . Eine immerhin ſchon bedenk
liche Erſcheinung iſt , daß die Generalmajore heute 58 Jahre 1 Monat , die
Generalleutnants 59 Jahre 6 Monate alt ſind im Durchſchnitt . Noch Beſorgnis
erregender iſt es aber , wenn man die Laufbahn eines 1910 befördertenLeutnants nach den Dienſtzeiten , die jetzt normal ſind , in den einzelnen Dienſt —
graden verfolgt und mit den Zuſtänden 1806 vergleicht . In der Annahme , daßder Beförderte mit 19½ Jahren ſein Leutnantspatent bekommen hat , geſtaltetſich ſein Aufrücken wie folgt : Hauptmann 36 Jahre 9 Monate ( 1806 36 Jahre ) ,
Major 48 Jahre 9 Monate ( 1806 46 Jahre 10 Monate ) , Oberleutnant 55 Jahre9 Monate ( 1806 55 Jahre ) , Oberſt 58 Jahre 11 Monate ( 1806 57 Jahre2 Monate ) . Generalleutnant iſt dieſer Offizier , um ſchließlich noch dieſen Dienſt⸗
grad zu nennen , mit 70 Jahren 7 Monaten . Bei dem bevorzugten Avancement
des Generalſtabs würde ſich bei den Stabsoffizieren und weiter hinauf ein um
ungefähr 9 Jahre niedrigeres Lebensalter ergeben . Ein überaltertes Offizierkorpsentwertet die Armee . Ganz abgeſehen von der mangelnden körperlichen , mußeinem ſolchen Offizierkorps auch die geiſtige Elaſtizität fehlen . “

Die Nationalliberalen zogen infolgedeſſen den Antrag zurück ,
die Sozialdemolraten nahmen ihn dann auf ; die Nationalliberalen
ſtimmten hierauf gegen ihren eigenen Antrag , der nur die Stimmen
der Sozialdemokraten fand .

33 . Die Frage der Militäranwärter wurde durch folgenden
Antrag des Zentrums neu aufgerollt :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , in Erwägungen ein⸗
zutreten über Aenderungen der Zivilverſorgung der Militär⸗



anwärter und hierbei die Frage der Anſiedelung von Militär⸗

anwärtern zu prüfen . “ (lII . Seſſ . 1909,11 Druckſ . Nr . 757 )

Zur Begründung des Antrages führte der Abg . Erzberger aus :

Die Zahl der Unteroffiziere hat aber Konſequenzen für unſere ganze Be —

amtenſchaft “ Wenn wir vor 10 oder 15 Jahren noch 55 000 bis 60 000 Unter

offiziere hatten , wenn alſo damals jährlich etwa 5000 Unteroffiziere mit

dem Zivilverſorgungsſchein abgegangen ſind , ſo haben wir im diesjährigen

Etat bereits 90 000 Unteroffiziere und müſſen damit rechnen , daß jährlich

ungefähr 9000 Unteroffiziere mit dem Zivilverſorgungsſchein abgehen .

Die Leute mit dem Zivilverſorgungsſchein ſind nun vielfach — das muß offen

ausgeſprochen werden — in recht ſchlimmer Lage . Denn der Reichstag , die

Einzellandtage und auch die Kommunalverwaltungen ſind in letzter Zeit dazu

übergegangen , die Zahl der etatsmäßigen Stellen , die neu geſchaffen werden

ſollen , weſentlich herabzuſetzen . Das Beſtreben dieſer Militäranwärter , in beſſer

bezahlten Stellen , alſo im mittleren Beamtendienſt , unterzukommen , iſt ein ganz

begreifliches und natürliches . Hier ſtockt nun aber das Avancement in den letzten

Jahren koloſſal ; und ſo kommt es vor , daß zahlreiche Inhaber des Zivil⸗

Derforgungsſcheins ſich an einer ganzen Reihe von Stellen anmelden , ſogenannte

Konzertzeichner werden und doch noch jahrelang warten müſſen , bis ſie ein Zivil⸗

amt einberufen werden . Das führt zu den verſchiedenſten Unzuträglichkeiten . . .

Daher iſt es zu begrüßen , daß die Kommiſſion jetzt die Anregung gegeben

hat , der Kriegsminiſter möge mit den einzelnen Reſſorts , zunächſt dem preußiſchen

Landwirtſchaftsminiſterium , in Verbindung treten , um eine Verſorgung der

Militäranwärter nach einer anderen Richtung hin herbeizuführen , eine Verſorgung ,

die allerdings keinen neuen Gedanken darſtellt , eine Verſorgung , die ſchon die

alten Römer betätigt haben , indem man nämlich die Militäranwärter auzuſiedeln

ſucht . Das kann geſchehen durch Aufteilung der großen ſtaatlichen Domänen . Ich

gebe zu, daß das manche Schwierigkeiten haben wird ; denn wenn ein Mann

12 Jahre in der Kaſerne gedient hat , iſt er vielleicht dem Landbau ſo entfremdet ,

daß er nicht viel Luſt und Liebe dazu haben wird . Auf der anderen Seite wird

es doch manchen Militäranwärter geben , der es begrüßen wird , wenn ihm eine

ſichere Exiſtenz auf dem Lande angeboten wird , ſei es in Form der Erbpacht , ſei

es, daß er ſelbſt ſein kleines Gut haben kann und die ganze Zivilverſorgung auf

das Gut gelegt und die Rente abgelöſt wird in Form von Land , das ihm über —

wieſen wird . Das , glaube ich, iſt eine Frage , die der weiteren Erörterung und

Nachprüfung wert erſcheint . ( 134 . Sitzung vom 24. Februar 1911 St . B. S. 4894 )

34 . Die Vergebung militäriſcher Cieferungen wurde

durch den Abg . Erzberger in der Budgetkommiſſion dadurch wieder

angeſchnitten , daß er folgende Reſolution einbrachte :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , im Intereſſe der Spar⸗

ſamkeit insbeſondere bei Waffen⸗ und Munitionslieferungen

die billiger liefernde Privatinduſtrie mehr heranzuziehen , und

andererſeits den Reichsbetrieben , ſoweit ſie billiger produzieren

können , mehr Aufträge zuzuwenden . “

Zur Begründung führte er aus , daß die neue von ihm ge⸗

wünſchte Vergebung der Ausrüſtungsſtücke dem Reiche pro Jahr

1 Million Mark erſpare . Auf anderen Gebieten aber verfahre man

noch nicht zweckentſprechend .
Das „Deutſche Armeeblatt “ vom 8. Mai 1910 enthält einen ſehr inter —

eſſanten Aufſatz von dem Major a. D. Berger , der nach den beigegebenen In

formationen früher ſelbſt in Spandau beſchäftigt geweſen iſt , alſo zweifellos als

0
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Sachverſtändiger auf dem Gebiete bezeichnet werden kann . Er macht da ganzintereſſante Mitteilungen und führt unter anderem aus :
Die „Deutſchen Munitions⸗ und Waffenfabriken “ hatten bis vor kurzemMonopolrechte für die Herſtellung der jetzt in Deutſchland eingeführten Maſchinengewehre . Der Nutzen , den ſie aus ihrem Rechte zogen , war nun ein ganz außerordentlicher . Ein Maſchinengewehr koſtet dem Staat zurzeit in den eigenen Werk —ſtätten bei entſprechender Abſchreibung für Maſchinenabnutzung und der Verrechnung von 100 Prozent allgemeine Unkoſten nach meiner Annahme etwa 1000 M.Goch gegriffen , vielleicht weſentlich weniger ) , bei den „Deutſchen Waffen⸗ undMunitionsfabriken “ koſtet es „billigſt “ 4000 Mark , früher vielleicht noch mehr .Gört ! hört ! in der Mitte ) Ein Maſchinengewehrlauf — an Läufen der Maſchinengewehre iſt ein beſonders großer Verbrauch — koſtete ſeinerzeit bei den „DeutſchenWaffen - une Munitionsfabriken “ wohl faſt 50, billigſt 39 Mark . In den ſtaat —lichen Inſtituten kann er, trotz der hohen Unkoſten für Wohlfahrts - ⸗ uſw . Einrichtungen für 15 Mark , ja wahrſcheinlich noch billiger , wohl hergeſtellt werden .( Hört ! hört ! in der Mitte ) Das ſind Zahlen von einem penſionierten Offizier ,der früher in dieſer Stellung tätig geweſen iſt und uns mitteilt , daß wir dasMonopol einer Firma mit dem vierfach höheren Preiſe bezahlen müſſen von dem,was es uns in unſeren eigenen Werkſtätten koſtet . Nun wiſſen wir , daß dieeigenen Werkſtätten nicht am billigſten arbeiten das iſt kein Vorwurf , dasliegt in der Natur der Betriebe . Wenn ein Maſchinengewehr in unſeren Werkſtätten mit 1000 Mark hergeſtellt wird , darf man überzeugt ſein , daß die freieInduſtrie auch noch ein gutes Geſchäft macht , wenn ſie es mit 900 Mark herſtelltSehr richtig ! in der Mitte ) Wir müſſen an die „Deutſchen Munitions - undWaffenfabriken “ nach dieſen Mitteilungen 4000 Mark bezahlen , alſo einen Preis ,8 0

der um 400 Prozent höher iſt . Nun will ich zugeben , daßvielleicht PaterWege geſtanden haben , die Firm zenzen bezahlen mu Da möchte ickHerrn Kriegsminiſter auf den § 5 unſeres Patentgeſetzes aufmerkſam machen undihn bitten , daß er von dieſem § 5, der die Ermächtigung gibt , gegen eine Abfindung das Patent aufzukaufen , Gebrauch macht . Als der Verſchluß für dieneuen Kanonen eingeführt wurde , hat man auch der Firma Ehrhardt das Patentgegen eine Abfindung abgekauft , und in unſeren Werkſtätten ſind die Kanonendann weſentlich billiger hergeſtellt worden , als wenn man die Sache ders freienInduſtrie übergeben hätte .

35 . Der Böhepunkt des Flottengeſetzes , der im Jahre1911 erreicht wird , veranlaßte den Abg. Erzberger zu folgendemUeberblick auf die Entwicklung des letzten Jahrzehnts :
„ Mit dem Marineetat für das Jahr 1911 ſind wir auf einem Höhepunktin der Entwicklung der maritimen Streitkräfte des Deutſchen Reiches an —gelangt . Das Jahr 1898 hat die erſte geſetzliche Grundlage für die deutſcheFlotte geſchaffen . 1900 iſt dieſe verdoppelt worden . Das Jahr 1906 brachteuns eine Vermehrung der Auslandskreuzer , geboten durch die wachſenden über —ſeeiſchen Intereſſen unſeres Reiches . Das Jahr 1908 hat dann einen Schönheits —fehler an dem alten Flottengeſetz dadurch beſeitigt , daß es gemäß dem Vorgehenfremder Nationen die Lebensdauer unſerer großen Schiffe auf 20 Jahre feſtſetzte .Das Jahr 1911 bedeutet nun eine Art Wendepunkt in der ganzen Entwicklungunſerer Flotte , zunächſt ſchon äußerlich dadurch erkennbar , daß im letzten Herbſtdas erſte Mal in unſerer Hochſeeflotte eine Diviſion von vier v ollwertigenLinienſchiffen der Naſſau - Klaſſe verwendet werden konnte , äußerlicherkenntlich auch durch einen Blick auf den Etat ſelbſt . Wir haben im diesjährigenEtat den Höhepunkt der geſamten Belaſtung des deutſchen Volkes von 450,4Millionen Mark vor uns . Das Jahr 1911 bringt in den Etat im allgemeinenauch den Abſchluß der Neubauten , die in dem beſtehenden Flottengeſetz vorgeſehenſind . Wir legen drei Linienſchiffe , einen großen Kreuzer und zwei kleine Kreuzer —



ich nenne nur die größeren Fahrzeuge auf Stapel , davon ein Linienſch
zwar das letzte auf Grund des Flottengeſe von 1900.

U

auf Grund des Flottenge 5 von 1906 , ei kleinen

Flottengeſetzes von 1900. Von allen Neubauten ſteht nur noch ein klei

Kreuzer aus, der nach dem Flottenbauplan im Jahre 1917 bewilligt werden ſoll .
Das Jahr 1912 ſchon bringt ur ach dem Flottenbauplan ein Abflauen

RNDdek Flottenbautätigkeit . In dem kommenden Jahre ſollen nur noch
ein Linienſchiff , ein großer Kreuzer und zwei kleine Kreuzer , dann die jedes Jahr
übliche genehmigt werden . zeigt alſo ein Blick auf der

ganzen Bau der
—. — daß nach dem Flottengeſetz die Zeit der Vermehrungs —

bauten vorüber iſt , daß nun die Zeit der Erſatzbauten mit einer kleinen Ausnahme
in den Vordergrund l , daß aber gleichzeitig die Zeit der inneren Ausgeſtaltung
die Zeit der Uebung kommt, und daß die Zahl der erhöhten Indienſtſtellung für
unſere Flotte herangekommen iſt . Das ſagt uns auch ein Blick auf die bevor
ſtehenden Ausgaben . Ich ſpreche von der Bedarfsberechnung , die uns die

Marineverwaltung 1908 unterbreitet hat . Wir haben nNJahre 167
Millionen an fortdauernden Ausgaben im Flottenetat , ſie werden in ſechs

Sabwachſen nach der Bedarfsberechnung auf rund 225 Millionen Mark . Das iſt
alſo ein beträchtliches Anwachſen der fortdauernden Ausgaben für unſeren
Marineetat , geboten dadurch , daß wir eine Anzahl großer Schiffe nun erhalten ,
die ſelbſtverſtändlich gemäß den Beſtimmungen des Flottengeſetzes in Dienſt

gehalten werden müſſen . Mit dem Aufſteigen der fortdauernden Ausgaben
das iſt eine erfreuliche Seite parallel iſt das Abgleiten von denjenigen Koſten ,
die auf Schiffsbauten verwendel werden ſollen . Wir haben in dieſem Jahre noch
hierfür rund 250 Millionen vorgeſehen , bis 1917 rechn ich das iſt die

Periode , die im Flottengeſetz ſelbſt niedergelegt iſt —, daß rwir herunterkommen
auf 167 Millionen . Dieſes Abgleiten im Flottenbau . für unſere ganze Etat

geſtaltung eine große Bedeutung , denn nun geht von Jahr zu Jahr das
Bedürfnis des außerordentlichen Etats , das Anleihebedürfnis zurück. In dieſen

Jahre ſind es noch 109 Millionen Mark ; wir werden im Jahre 1917 bei

ruhiger , ſteter Entwicklung auf ein Anleihebedürfnis von 18,25 Millionen Mark
herunterkommen , und vom Jahre 1917 ab wird überhaupt ein Anleihebedürfnis
für die Flotte nach den Beſtimmungen des Flottengeſetzes nicht mehr hervor
treten . Wir haben alſo die erfreuliche Tatſache , daß die Summe der Anleihen
für den Ausbau unſerer Flotte von Jahr zu Jahr zurückgeht . Das zeigt auch
ein Blick wieder auf den Etat ſelbſt ; denn die Zahl der Titel , die im außer
ordentlichen Etat laufen , iſt dank den Bemühungen des Reichstages und dem

Entgegenkommen der Marineverwaltung von Jahr zu Jahr gefallen . 1904 hatten
wir auf den außerordentlichen Etat noch 20 verſchiedene Titel laufen , in dieſem
Jahre 1911 nur noch neun verſchiedene Titel , 1917 wird der außerordentliche
Etat in der Marineverwaltung vollſtändig geſtrichen ſein ; denn werbende Anlagen
im engeren Sinne des Wortes , die auf Anleihen verwieſen werden können , gibt
es ja in der Marineverwaltung nicht .

Dieſes ſtete Abflauen an der Schuldenwirtſchaft zur Herſtellung
unſerer Flotte iſt mit zurüczuführen auf Anregungen ,die aus den Reihen meiner

politiſchen Freunde hervorgegangen ſind , beſonders von unſerem Kollegen Müller

( Fulda ) ; bis 1900 haben wir nämlich noch die geſamten Ausgaben für die

hiff, und
großen Kreuzer
auf Grund

Armierung — und die umfaſſen ungefähr 35 Prozent unſerer Flottenſchiffsbau —
koſten — auf den außerordentlichen Etat genommen , alle Ausgaben für Panzer
platten , Kanonen uſw . ; ſeit 1900 iſt das verſchwunden , und dieſe Summen werden
aus den laufenden Einnahmen des Reichs beſtritten . — 3 tig iſt damals die

Abſchreibung von 5 Prozent auf 6 Prozent erhöht worden , d. h. die
Summe derjenigen Ausgaben , die auf den außerordentlichen Etat ionman iſt von
Jahr zu Jahr kleiner geworden .

Wend ich die finanzielle Darlegung zum voraus gebe , ſo will ich Wbrh
der Behauptung entgegentreten , als ſei unſere Flotte , wie ſie auf der See
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auf dem ude erſtellt ſind , Werften uſw. Ohne dieſe Anlagen
heute ſchon einem Schiffsbauwert von 1158 000 000M. gegenüber .

2 haben alſo heute ' n zu verzeichnen , daß der Schiffsbauwert un r Flotte
um 186 Millionen größer iſt als all das , was auf Anleihen für die Flotte ge
nommen wurde . Dieſes Verhältnis wird von Jahr zu Jahr günſtiger . Denn in
den Jahren 1911 bis 1917 ſollen wohl noch 412 Millionen Mark auf Anleihe
genommen werden ; im Jahre 1917 aber iſt der Schiffsbauwert unſerer Flotte
auf 1 Milliarde 824 Millionen zu veranſchlagen . Wenn alſo im Jahre 1917
die geſamte Flotte nach dem Flottengeſetz vorhanden iſt , ſo iſt der Wert dieſer
Flotte um 440 Millionen Mark höher als all das , was je für die Marine auf
Anleihe genommen worden iſt . Ein günſtiges Bild , wenn wir damit die Ver
hältniſſe anderer Staaten vergleichen ! Die beiden Zahlen allein rechtfertigen
ſchon die Beſtrebungen derjenigen , die den Standpunkt vertreten haben , daß ſo
kurzlebige Einrichtungen auch ein Linienſchiff mit 20 Jahren Lebensdauer
gehört noch zu dieſen prinzipiell nicht auf Anleihe genommen , ſondern von
der lebenden Generation getragen werden ſollen . Dieſem finanztechniſchen Ideal
nähern wir uns immer mehr und immer kräftiger . ( Sehr richtig ! in der Mitte . )

Ich habe einleitend geſagt , daß wir auf einem Höhepunkt des Flottengeſetzes
angelangt ſind nach den beiden Richtungen : die Höchſtbelaſtung im Etat und das
Heranwachſen im Voriahre einer Diviſion , im nächſten Jahre eines Geſchwaders
vollwertiger Linienſchiffe der „Naſſau “ - Klaſſe . In einem ſolchen Zeitpunkt iſt ,
glaube ich, die Frage geſtattet , ob es vor 13 Jahren gut war , ein ſolches
Flottengeſetz mit den Bindungen , die es enthält , anzunehmen . Ich meine , ſchon
ein Blick auf das Ausland zeigt , daß man damals den richtigen Weg
gegangen iſt . Wir finden zunächſt , daß die franzöſiſche Regierung ſich
im vorigen und in dieſem Jahre ungemein abmüht , ein Flottengeſetz zuſtande zu
bringen . Schon zweimal hat ſie der Deputiertenkammer Vorlagen unterbreitet ;
die erſte kam infolge der Neuwahlen nicht zur Verabſchiedung , und die zweite
wird eben jetzt in der Deputiertenkammer und im Finanzausſchuß weiter beraten .
Nun macht man eine ganz intereſſante Entdeckung : wenn man den Geiſt dieſer
franzöſiſchen Flottenvorlage mit ihren Bindungen vergleicht mit dem Inhalt des
deutſchen Flottengeſetzes , ſo geht man nicht zu weit mit der Behauptung , daß die
franzöſiſche Vorlage eigentlich eine Kopie des deutſchen Flottengeſetzes darſtellt .
Alle Grundgedauken des deutſchen Geſetzes finden wir bis auf die gleichen Einzel
heiten im franzöſiſchen Flottengeſetz wieder .

Auch in England mehren ſich die Stimmen , die die Schaffung des
deutſchen Flottengeſetzes als etwas Nützliches bezeichnen . Der frühere Zivillord
der Admiralität . Abgeordneter Lee, der uns hier durch eine Aeußerung vor
mehreren Jahren ſchon einmal beſchäftigte , hat im Juli vorigen Jahres im eng —
liſchen Unterhauſe offen erklärt , auch er wünſche ein Flottengeſetz nach dem Vor —
bilde des deutſchen . Er beklagte nur eines als einen M ldes deutſchen
Flottengeſetzes : „ daß es nämlich zu elaſtiſch ſei “. Wir halten gerade dieſe Eigen

für einen Vorzug unſeres Geſetzes ; das deutſche Flottengeſetz gibt den
n Rahmen ab, innerhalb ſen, unbekümmert um die geſetzliche Feſtlegung

dung , alle techniſchen Fortſchritte vollzogen werden können .
un man die Verhältniſſe in unſerem enen Vaterlande betrachtet und

ich an die Flottenkämpfe zu Beginn der neunziger hre erinnert , ſo darf man
heute , wo man auf dieſe erſte Periode des Flotteng rückſchauen kann , wirk —



gegenüber den früheren

1 aukunſt die jetzige

geſetzes als ein Fortſchritt anzuſehen iſt . Der ystag
über Gebühr gebunden ; die letzten zehn Jahre Flottengeſetz

wiederholt von Budgetrecht Gebrauch gemacht ha

Forderungen verkleinern , herabſetzen , konnte ſogar manche Neubaute

wenn es bei den großen Schiffen nicht geſchehen iſt , iſt bei den kleinen

wiederholt ſolche Zurückſtellung erfolgt . Man darf alſo wohl die Frage , ob es f

zeit gut geweſen iſt , einen ſo weit geſteckten Rahmen für den Flottenba

ſchaffen , uuhig und ohne jede Uebertreibung mit einem offenen und glatten

beantworten . ( Sehr richtig ! rechts . )

w

Neben dieſer Frage ſteht die zweite Frage , ob auch alle jene V

ſetzungen , die bei Schaffung des Flottengeſetzes vorgele haber

befondere alle jene Zukunfts en und Zukunft

Marineverwaltung bei
deutſche Volkst chaft unterb
falſche

S
eingegangen iſt .

eines jen die auch im ür die Se

geſetzes rden , ſich vor Augen hä nämlich

unſeres deutſchen Außenhandels . Die Marine legte dam das Hauptgewicht

für eine Bindung auf den Umſtand , daß der Wohlſtand Deutſchland ſchnell

wachſen würde , daß ii ſondere der Außenhandel im ſchnellen Tempo ſich ver —
2 htſtellung iſt tatſächlich eingetreten ; denn 1898

haffung d
ſchnelle

mehren würde . Dieſe Inausf
hatten wir einen Auslandshandel von 8837 Millionen Mark , im Jahre 1909

von 14894 Millionen Mark . Aber nicht nur nach der Millionzahl ſind die

überſeeiſchen Intereſſen gewachſen , ſondern auch , was auf den einzelnen Kopf des

Reiches fällt , zeigt eine gewaltige Vermehrung der Quote : Anno 1898 184,6

Mark , Anno 1909 232,4 Mark . Es iſt intereſſant , heute feſtzuſtellen , daß im

Jahre 1907 das ſind die neueſten Zahlen , die zur Verfügung ſtehen — allein

der Seehandel Deutſchlands mit 11,2 Milliarden Mark größer war , als im

Jahre 1898 der geſamte Außenhandel unſeres deutſchen Vaterlandes ſich belaufen

hat . Der Außenhandel in Deutſchlandel iſt in dieſem Jahrzehnt , für das die

Zahlen jetzt zur Verfügung ſtehen , gewachſen um 60 Prozent . Nur Amerika , das

eine Steigerung von 70 Prozent hat , iſt uns über ; England und Frankreich weiſen

38 reſp . 41 Prozent Steigerung auf .

Ich darf alſo in bezug auf die zweite Frage folgern , daß die Vorausſetzung ,

von welcher man bei Annahme des Flottengeſetzes ausgegangen iſt , daß unſere

überſeeiſchen Intereſſen in ſchnellem Tempo wachſen würden , nach allen Teilen

eingetreten iſt , ja, daß ein raſcheres Tempo ſich in Wirklichkeit zeigte , als damals

die Marineverwaltung glaubte uns in Ausſicht ſtellen zu dürfen . Wenn der

Reichstag dieſer Vorausſetzung Glauben geſchenkt und die Geſetze verabſchiedet

hat , ſo hat er ſich ſeinerſeits auch in der Annahme nicht getäuſcht .

Es würde aber nur ein halbes Bild geben , wenn man bei einer ſolchen Be⸗

trachtung in dem Jahre , wo das Flottengeſetz auf ſeinen Höhepunkt in bezug

auf Zahl der Bauten kommt , nicht auch die Koſten und Auslagen für unſere

Flotte mit in Rechnung ſtellen würde . Gewiß , auch dieſe ſind gewachſen .

Wenn ich auf den Kopf der Bevölkerung rechne , ſo ſind im Jahre 1901 aus⸗

gegeben worden in Deutſchland 3,41 Mark , in England 15,19 Mark , in Frank

reich 7506 Mark . Das Jahr 1910 zeigt uns in Deutſchland 6,67 Mark , Eng —

land 18,41 Mark , Frankreich 7,61 Mark . Da aber die Nüſtung zur See immer

nur einen Teil der geſamten Vaterlandsverteidigung darſtellt , ſo muß man , wenn

man gerecht ſein will , die jeweiligen Koſten für das Landheer mit in den Kreis

ſeiner Betrachtungen ziehen . Wenn man nun das Jahr 1910 nimmt , ſo findet

man , daß Deutſchland auf den Kopf der Bevölkerung 19,07 M. , England 30,99

Mark und Frankreich 25,21 M. zu tragen hat ( hört ! hört ! rechts ) , daß Deutſck
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land alſo , was die Ausgaben auf den Kopf der Bevölkerung angeht , erſt indritter Linie ſteht .
Dieſes Bild vervollſtändigt ſich noch dadurch , daß man die abſoluten Aus —gaben anſieht , und da kommt man zu demſelben Reſultat . England gibt imJahre 1910 für ſeine Vaterlandsverteidigung aus 1394 Millionen Mark , dieVereinigten Staaten 1374 Millionen Mark , Deutſchland 1241 Millionen Mark ,Rußland 1220 Millionen und Frankreich 1097 Millionen Mark .
Wenn wir uns dieſe Laſten für das Deutſche Volk vor Augen halten , ſo iſtFrage berechtigt und begründet : was hat die Marine verwaltungmit den ihr in den zehn Jahren zur Werfügung geſtelltenGeldern geleiſtet ? hat ſie auf dieſem Gebiete gehalten , was ſie verſprochenhat ? Nun iſt es für einen Laien ungemein ſchwer , hier ein Urteil über dieTüchtigkeit und Schlagfertigkeit unſerer Flotte abzugeben . Man kommt aber zueinem wohl annähernd zutreffenden Reſultat , wenn man die Ausgaben undLeiſtungen anderer Marinen mit den Ausgaben und Leiſtungen der deutſchenMarineverwaltung in Parallele ſtellt . Wir kommen dann zu einem Reſultat , das fürdie deutſche Marineverwaltung als ein überaus günſtiges bezeichnet werden darf . Ich habein Rechnung geſtellt die Geſamtſtärke der Linienſchiffe , die weniger als 20 Jahrealt ſind und einen Tonnengehalt von 10000 und darüber haben , und diePanzerkreuzer von 5000 Tonnengehalt und einer Lebensdauer von nicht über20 Jahren . Wenn man den Dezember 1897 mit dem Dezember 190o9 — dasſind die neueſten Zahlen , die uns zugänglich ſind —vergleicht , ſo findet man .daß Deutſchland mit relativ geringeren Mitteln mehr für die Stärkung ſeinerFlotte geleiſtet hat , als die uns umgebenden Staaten mit mehr Mitteln fertig ge⸗bracht haben . ( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts . ) Dieſer Vergleich iſt derallerintereſſanteſte . Anno 1897 hatte Deutſchland die Vorausſetzungen für dieBerechnungen habe ich mitgeteilt 232 000 Tonnen, Frankreich 642 000 Tonnen ,die Union 232 000 Tonnen . Im Jahre 1909 hat Deutſchland 633 000 Tonnen,Frankreich 593 000 Tonnen , die Union 699 000 Tonnen . Die Union , die imJahre 1897 bis aufs letzte die gleiche Tonnenzahl hatte wie wir , iſt im Jahre1909 uns wohl um 66 000 Tonnen voraus . Wie aber ſind die Summen , diezur Herſtellung dieſer Kraft zur See ausgegeben wurden ?

In dieſen zwölf Jahren ſind in Deutſchland 2869 Millionen Mark bewilligtworden , in Frankreich 3303 Millionen Mark und in der Union 5025 MillionenMark . ( Hört ! hört ! in der Mitte und rechts ) Wenn Sie alſo vergleichen , ſohat die Union in den zwölf Jahren 2156 Millionen Mark mehr ausgegeben alsdas deutſche Vaterland , hat aber mit dieſer ungeheuren Mehrſumme nur 66 000Tonnen mehr zur See ſtellen können . Mögen Sie nun die höheren Arbeitslöhnein Amerika , die höheren Materialpreiſe uſw . in Betracht ziehen und all das vonamerikaniſchen Ausgaben in Abzug bringen , ſo wird man doch das eine aus —ſprechen dürfen , daß mit dem Gelde , das bis 1909 in den zwölf Jahren ſeitBeſtehen des erſten Flottengeſetzes in Deutſchland ausgegeben worden iſt , gutund umſichtig gearbeitet worden iſt . ( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts. )
Zu dieſem Reſultat , zu dem ich auf Grund der Vergleichung mit fremdenFlottenausgaben gelangt bin , komme ich auch noch durch eine zweite Art der

Berechnung . Wenn man nämlich die Geldbedarfsberechnun g, welche unsdie Marine zu den einzelnen Flottengeſetzen unterbreitet hat , hernimmt unddanebenſtellt : was iſt nun tatſächlich in diefen zwölf Jahren ausgegeben worden ?iſt die Geldbedarfsberechnung innegehalten oder iſt ſie überſchritten ? dannkomme ich wiederum zu einem vom budgetären Standpunkt aus recht erfreulichenSchlußreſultat ; denn die Geldbedarfsberechnung von 1901 bis 1911 zeigt unseinen Anſpruch von 3256,5 Millionen Mark , und tatſächlich ſind ausgegebenworden in dieſen elf Jahren 3222 Millionen Mark . Die Marineverwaltung hatalſo 34 Millionen Mark weniger in dem erwähnten Zeitraum ausgegeben , alsſie bei Aufſtellung der einzelnen Flottengeſetze berechner hat . Dieſe Summe magmanchem klein erſcheinen . Sie gewinnt aber ein ganz anderes Geſicht , wenn man
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ſich vor Augen hält , daß in dieſen zehn Jahren ſowohl Materialien als auch

Arbeiterlöhne geſtiegen ſind , und daß insbeſondere ſeit zwei Jahren die recht

gewaltige Aufbeſſerung der Bezüge der Seeoffiziere in den unteren Chargen wie

auch die Aufbeſſerung der Bezüge der Beamten und die Aufbeſſerung des ge—

ſamten Wohnungsgeldzuſchuſſes dazu kommt .

Gerade der vorliegende Etat für das Jahr 1911 zeigt vom finanziellen Ge —

ſichtspunkte aus ein äußerſt günſtiges Bild : während die Bedarfsberechnung für

1911 465 Millionen Mark vorſieht , fordert der Etat 450,5 Millionen Mark an.

Wir ſind alſo in dieſem Etat , im Höhenpunkt des Flottengeſetzes , um 15

Millionen Mark trotz der Gehaltsaufbeſſerung zurückgeblieben hinter dem , was

uns ſeinerzeit in Ausſicht geſtellt worden iſt Ein Beweis der Sparſamkeit .

Einen anderen Maßſtab vom Standpunkt des Parlamentariers aus anzu —

legen , gegenüber der Frage , was bewilligt , was geleiſtet worden iſt , als die Ver —

gleichung mit dem Ausland , als die Vergleichung der Geldbedarfsberechnung mit

den tatſächlichen Ausgaben , gibt es für einen Parlamentarier nicht , und deshalb ,

glaube ich, kommt man vom Standpunkt als Abgeordneter zu dem Schluß , daß

die Koſten wohl groß waren , die in elf Jahren ausgegeben worden ſind , daß

aber auch Vorzügliches und Tüchtiges mit dieſen Geldern des deutſchen Volkes

geleiſtet wurde . Ich kann mich den Ausführungen , die der neuſte „ Nauticus “

gibt , nur anſchließen , wenn er ausführt :

Trotz der Laſten , die das Flottengeſetz mit ſich gebracht hat , iſt überall

ein großer wirtſchaftlicher Aufſchwung feſtzuſtellen . Die Vorausſetzungen ,

die das Flottengeſetz enthält , ſind durch die tatſächliche Steigerung

unſerer Seeintereſſen noch übertroffen . Die Zukunftsausſichten ſind gut ;

die werbende Flotte ſteht als Friedensverſicherungsprämie keineswegs in

einem Mißverhältnis zu dem Werte des zu ſchützenden Objekts .

So iſt es auch nach allen den Urteilen , die Sachverſtändige auf dieſem Gebiet in

Fachzeitſchriften und auch in der Tagespreſſe von ſich abgeben . Unſere deutſche

Hochſeeflotte iſt tatſächlich in dieſen zehn Jahren ein brauchbares Werkzeug für

die defenſiven Aufgaben der Seemacht geworden Die Reſerveflotte wächſt von

Jahr von Jahr .
Wer aber die innere Ausgeſtaltung der Torpedoflottille , der Unterſeeboote ,

alle die Maßnahmen auf dem Gebiete des Küſtenſchutzes , der Befeſtigung von

Helgoland überblickt , der muß zu der gleichen Anſchauung kommen , die wohl der

ganze Deutſche Reichstag und das deutſche Volk teilt , nämlich der , daß dies eine

ganze Menge erdrückender Beweiſe dafür ſind , daß wir die Flotte nur zu unſerem

Schutze jedem Feinde zum Trutz bauen , aberkeineswegs eine Armada ausrüſten wollen ,

welche einen fremden Gegner angreifen ſoll . ( Sehr richtig ! in der Mitte und

rechts . ) Ich glaube gerade , daß die Betrachtung der Entwicklungsphaſen unſeres

deutſchen Flottengeſetzes für jeden objektiven Beurteiler der deutſchen Seeſtreit —

mächte den zwingenden Beweis eben dafür erbringt , daß das deutſche Volk ge—

ſonnen iſt , mit Zähigkeit und Nachdruck das Ziel zu erreichen , ſich als gleich⸗
berechtigten Faktor auf dem Weltmarkt geltend zu machen , daß es alle Kräfte

anſpannen wird , um dieſes Ziel zu erreichen , daß andere Nationen damit rechnen

müſſen ; daß es dem deutſchen Volke aber vollkommen ferne liegt , eine Feind⸗

ſeligkeit gegen irgendeine Macht durch den Bau ſeiner Flotte zum Ausdruck zu

bringen . ( Sehr richtig ! in der Mitte . )

Dieſe objektive Betrachtung ſollte auch einmal in England das alte Märchen

von dem Einfall , von der deutſchen In vaſion gründlich zerſtören . Man ſollte

und darf vielleicht zu dem ruhigen engliſchen Volke doch das Vertrauen haben ,

daß es aus der ganzen Entwicklung der deutſchen Seeſtreitkräfte die Ueberzeugung

gewonnen hat , daß es uns nur darum zu tun iſt , uns ein ſolches Maß von

Verteidigungskräften zu ſchaffen , daß wir jedem fremden Gegner den Einſatz ſo

hoch ſtellen , daß er es ſich recht reichlich überlegen wird , ob er die friedliche

ruhige Entwicklung der deutſchen Nation zu ſtören gedenkt .
( 126 . Sitzung vom 13. 2. 1911 , St. B. S. 4590 ff . )
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36 . Die Beizerzulage für Matroſen . Der Reichstag
verlangte im Jahre 1911 auf eine freiſinnige Reſolution hin eine
Neuordnung des Zulageweſens , wobei auf Erſparniſſe hingearbeitet
werden ſollte . Der neue Etat entſprach dieſer Forderung und brachte
Abſtriche bis zu 33 / Prozent bei Admiralen ; er brachte aber auch
den Wegfall der Zulage von 20 Pfg . pro Tag für das Heizer
perſonal , was eine Erſparnis von 825 000 M. bedeutet . Staats⸗
ſekretär von Tirpitz führte zur Begründung dieſes Vorſchlages aus :

„ Im vorigen Jahre nahm die Budgetkommiſſion und das Plenum durch
einſtimmigen Beſchluß eine Reſolution an, wonach das ganze Zulagenweſen einer
Reviſion behufs Herbeiführung von Erſparniſſen unterzogen werden müſſe , und
zwar mit der Begründung , daß die Verhältniſſe , wie ſie ſich für eine kleine Marine
herausgewachſen hätten , für eine große Marine nicht mehr durchweg paſſend ſeien .
( Sehr wahr ! links . ) Zu dieſer einſtimmigen Anſicht des hohen Hauſes kamendie außerordentlichen Schwierigkeiten der Balanzierung des Etats Schwierig⸗keiten , die von ſolchen , die wenig Kenntnis und Erfahrung der Etatsverhältniſſehaben , natürlich nicht voll eingeſehen werden können . Mußten nun überhauptnennenswerte Summen geſpart werden , dann war es nicht angängig , bloß beiden Admiralen , Offizieren , Ingenieuren und Zahlmeiſtern zu ſtreichen ; denn wennwir noch viel mehr dort heruntergeſtrichen hätten , wäre doch keine Summe heraus⸗
gekommen . Die Marineverwaltung ſtand deshalb vor der harten Notwendigkeit ,auch an die Zulagen der Mannſchaften heranzugehen .

Da ſtand ſie vor der Frage : ſollen die Zulagen der Kapitulanten beſchnittenwerden oder die des dienſtpflichtigen Perſonals , alſo der Heizer , wie ſie in der
Denkſchrift ſtehen , oder etwa beide zugleich ? Die Zulagen bei den Kapitulanten
zu kürzen , war nach meiner Ueberzeugung nicht möglich ; ( ſehr richtig ! in der Mitte )denn die Kapitulanten gehören bei einer Marine mit allgemeiner Wehrpflicht ,wie die Herren ohne weiteres überſehen können , mit zu dem Knochengerüſt derMarine . Was nützen uns die Schiffe , wenn wir keine Stückmeiſter und Geſchütz⸗führer haben , die treffen können ? Wir konnten das nicht tun ; wir hätten die
Zahl der Kapitulanten nicht halten können und damit die Leiſtungskraft und die
Einſatzkraft unſerer Flotte tief geſchädigt . ( Sehr richtig in der Mitte . ) Das gingalſo nicht , und deshalb habe ich mich für die Verkürzung der Zulagen der Heizerentſchloſſen . Ich möchte hierbei erwähnen , daß in der alten preußiſchen Marinedie Zahl der Kapitulanten unter den Gemeinen im allgemeinen größer war , alsdie Zahl der Wehrpflichtigen , und damals hatte man der Gleichheit wegen auchden Wehrpfichtigen dieſelben Ertrazulagen gegeben . Mit dieſem Prinzip der Zu⸗lagen für die Wehrpflichtigen hat der General v. Stoſch gebrochen und hat ſich
grundſätzlich auf den Standpunkt geſtellt , den der Herr Abgeordnete Dr , Dröſcherja ſo klar und eingehend vorhin dargelegt hat , nämlich daß die Wehr pflichtigennicht der Entlohnung wegen dienten . Es ſind deshalb die Zulagen der Wehr —
pflichtigen ſukzeſive gekürzt worden . Erſt erfolgte eine Kürzung der Zulagen der
dienſtpflichtigen Heizer , dann fiel die Seefahrtzulage der Matroſen und Heizer fort ;
kurz und gut : die ganzen Zulagen für die Wehrpflichtigen ſind im Laufe der
Entwicklungszeit gekürzt worden . Die Zulagen der Heizer , um welche es ſich jetzthier handelt , waren übrig geblieben . Niemals iſt früher bei Kürzung der Zulagenfür die Wehrpfichtigen etwas dagegen geſprochen worden ; man hat es als ein
ganz richtiges Prinzip erklärt , ( ſehr richtig ! in der Mitte ) und das Prinzip hatweiter gewirkt .

Nun möchte ich noch einmal ſagen , daß es ja auch ſeine Bedenken hat , ſeine
Nachteile hat , wenn man eine zu große — ich ſage zu große Differenzierungin dem Einkommen des gemeinen Mannes eintreten läßt . Wenn die Löhnung im
ganzen erhöht wird , ſo iſt das eine ganz andere Frage ; die beſchäftigt uns hier
nicht ; aber eine zu große Differenzierung zwiſchen den einzelnen Mannſchaften hat
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zweifelsohne ſeine weſentlichen Nachteile . ( Sehr richtig ! in der Mitte . ) Nun be⸗

ziehen die Matroſen bei uns an Löhnen 10,50 M. und an Kleidergeldern 9 M. ;

die werden ihnen zunächſt abgezogen . Sie werden wiſſen , daß wir Selbſtbekleidung

haben , die Leute haben mit ihren Kleidergeldern , die ihnen zunächſt monatlich ab⸗

gezogen werden , zu wirtſchaften . Das macht im ganzen 19,50 M.

Die Bezüge der Heizer , wie ſie bisher waren , ſind folgende : erſtens 10,50 M

Löhnung , wie die Matroſen , plus 9 M. Kleidergelder , auch wie die Matroſen

Dann kommen 6 M. Extrazulage , wie ſie bisher zuſtändig waren , das ſind

25,50 M. Dann kommt die Arbeitszulage die insgeſamt etwa 400000 M.

in Betracht kommen —, welche für ſchwere Arbeiten gegeben wird , an der wohl

gelegentlich auch Matroſen und Unteroffiziere beteiligt ſind , im weſentlichen aber

die Heizer , denen alſo der Hauptteil dieſer Summe zufällt , monatlich etwa 3 M.

pro Kopf . Dann bekommen die Heizer eine Extravergütung über die Matroſen

hinaus , ſofern ſie ſchwere Arbeit vor den Feuern gehabt haben , und zwar im

Betrage von etwa 1,50 M. pro Monat im Durchſchnitt . Das würde praeter

propter für die Heizer eine Einnahme von 30 M. machen und für die Matroſen

eine ſolche von 19,50 M. Ich erkenne abſolut an und das iſt ja auch von

den beiden Herren Vorrednern geſchehen —daß die Heizer zeitweiſe einen ſehr

ſchweren Dienſt haben . Aber dabei iſt zu berückſichtigen , daß dieſer ſchwere Dienſt

eben nur zeitweiſe eintritt , ( ſehr richtig ! in der Mitte ) und zwar im allgemeinen

dann , wenn mit großer Fahrt , alſo mit voller Kraft gefahren wird . Die

Perſonalſtärken ſind zwar für Fahrt mit voller Kraft berechnet , aber doch nur

knapp ausreichend . Im allgemeinen findet eine ſolche Fahrt mit voller Kraft

aber nur auf Tage oder Stunden oder —ich will es lieber umdrehen auf

Stunden oder Tage ſtatt . Das iſt bei den einzelnen Schiffen verſchieden .

Die ganze übrige Zeit fahren die Schiffe nur mit halber Fahrt ſchon aus rein

ökonomiſchen Gründen , aus Gründen der Kohlenerſparnis ; dann ſteht alſo das

ganze Perſonal für die halbe Leiſtung zur Verfügung . Das iſt eine weitere

Erleichterung .
Dazu kommt die Hafenzeit , die mindeſtens wie eins zu eins zur Zeit in

See gerechnet werden muß . In den heimiſchen Gewäſſern ankern die Schiffe

außerdem mitunter nachts in See , wenn ſie ankern können zur Erleichterung des

Dienſtes , wenn nicht beſondere Uebungen notwendig ſind . “ ( 126 . Sitzung vom

23. 2. 1911 St . B. S. 4610 )

Aus dieſen Gründen heraus hat die Kommiſſion dann be —

ſchloſſen, die Heizerzulage von 20 Pfg . für alle jene Tage zu geben,
wo die Heizer Dienſt tun , nicht aber für die übrige Zeit , dies hätte

400000 M. gekoſtet . ) In der zweiten Leſung iſt auch dieſer Antrag

angenommen worden . In der dritten Leſung wurde dann beſchloſſen ,

die volle Zulage für alle Tage zu genehmigen ; ein Teil des Zentrums

ſtimmte für dieſen Antrag . Die Debatte ſchloß mit dem Satze des

Staatsſekretärs : „ Die Sache iſt meines Erachtens in dem Effekt

maßlos aufgebauſcht worden . “

0
8

Der Heizer hätte demnach immer 27 M. , dagegen der Matroſe

19,50 M. , beide aber genügen ihrer geſetzlichen Dienſtpflicht ; beim Heer kennt

man ſolche Zulagen für ſchwerere Dienſte überhaupt nicht .
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VI . Finanzwesen .

37 . Die Geſtaltung des Bauptetats für 1911 iſt eine
recht günſtige geworden , der Etat ſchließt in Einnahme und Ausgabe
ab mit 2924790065 M. , und zwar :

im ordentlichen Etat

auf 2389732765 M. an fortdauernden und
auf 318081483 M. an einmaligen Ausgaben ſowie
auf 2707814248 M. an Einnahmen ,

im außerordentlichen Etat

auf 216975817 M. an Ausgaben und

auf 216975817 M. an Einnahmen .
Der Anleihebedarf iſt auf 97,7 Mill . M. feſtgeſetzt ( 1910 : 147

Mill . ; 1909 : 723 Mill . ; 1908 : 250 Mill . ; 1907 : 210 Mill . M. )
Am Anleihebetrag hat der Reichstag 255000 M. abgeſtrichen und
die Geſamtausgaben des ordentlichen Etats nur um 105924 M .
gekürzt, welche Summe zur Tilgung der Reichsſchuld verwendet wird .
Man ſieht aus dieſem geringen Abſtrich auch , daß der Etat mit
großer Sparſamkeit aufgeſtellt worden iſt . Was Staatsſekretär
Wermuth von dem neuen Eeat in der erſten Leſung geſagt hat , das
haben die weiteren Beratungen beſtätigt :

„ Das Rechnungsjahr 1911 erfordert von uns die Probe auf unſer
Finanzprogramm . Die Finanzen des Reiches befinden ſich in fortſchreitender
Geſundung . ( Bravo ! rechts und in der Mitte ) Aber um desbwillen iſt es notwendig ,
doppelt vorſichtig zu ſein , damit nichts dieſen Geſundungsprozeß ſtöre . ( Sehr
richtigl ! ) Vor einem Jahre , meine Herren , haben Sie mit dem Nachtragsetatvon 1909 eine ſchwere Vergangenheit hoffentlich dauernd verabſchiedet . Nicht
ohne daß uns dieſe Vergangenheit eine Erbſchaft hinterlaſſen hätte . ( Rufe links :
Erbſchaftsſteuer ! “ Zwar die Rückſtände von 1906 bis 1908 haben wir durch
Anleihen dauernd beiſeite geſchoben , aber den Fehlbetrag von 1909 nur provi —
ſoriſch . Ihn zu tilgen , ſoll die Aufgabe der kommenden Jahre ſein . Nicht des
Jahres 1910 , es iſt mit Recht verſchont geblieben ; denn es hatte außer unter
einem Reſt von 1907 noch zu leiden unter den Schwierigkeiten des Uebergangs —
zuſtandes ; außerdem hat ihm das Jahr 1909 einen Teil der Einnahmen vorweg⸗
genommen . Aber auf das Jahr 1911 ſenken ſich die Laſten der Vergangenheitmit voller Stärke herab , die Abbürdung , die vermehrte Schuldentilgung , die Er⸗
ſchöpfung des Reichsinvalidenfonds und die bereits feſtgelegten Anforderungen an
die Anleihe . Das ſind harte Auflagen und die Mittel zu ihrer Befriedigung eng
begrenzt . An die Matrikularbeiträge von 80 Pf . müſſen wir uns unbedingt feſt —
klammern , ſonſt verlieren wir gleich wieder das Steuer aus der Hand . So , meine
Herren , iſt der Etat von 1911 aufgebaut auf den bisherigen Grundlagen . Faſſen
Sie ihn kräftig an und rütteln Sie ihn , und Sie werden finden , daß das Gefüge
feſt iſt ; ( Heiterkeit und ſehr gut ! ) denn es beſteht eigentlich nur aus nüchterner
Selbſtverſtändlichkit . Wo nicht ein Zwang zu Ausgaben vorlag , begnügt ſichder Etat mit einer beſcheidenen Fortbildung des Beſtehenden und hält , wenn nichtein abſolutes Erfordernis zur Steigerung vorhanden war , an der bisherigen Höhe
feſt . Er ſucht ſich für das kommende Jahr beſtmöglich einzurichten , vergißt aber
nicht , daß dieſes Jahr nur der Beſtandteil einer Finanzperiode iſt , und begnügt
ſich deshalb nicht damit , zwei Endziffern notdürftig miteinander ' in Einklang zu
bringen , ſondern blickt in die Zukunft , wo dieſe durch die Gegenwart beeinflußtwird . “ ( 97. Sitzung vom 9. Dez. 1910 St . B. S. 3510 )

*
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Es hat keine einzige Partei den Verſuch unternommen , an dem

Etat , den Gegner der Reichsfinanzreform zunächſt als einen „friſierten “

bezeichneten , zu rütteln und die eingeſtellte Einnahme als zu hoch zu

bezeichnen ; im Gegenteil , gerade nationalliberale und freiſinnige Ab —

geordnete machten einmal in der Budgetkommiſſion den Verſuch , die

Einnahme noch höher einzuſtellen . Der Etat hielt jeder Prüfung

ſtand und bekundete ſo mit Nachdruck den guten Stand der Reichs⸗

finanzen . Der beſte Gradmeſſer hierfür iſt der Rückg ang der

Anleihen , worüber Staatsſekretär Wermuth ausführte :

„ Was ich nun noch über die Anleihen zu ſagen habe , iſt im weſentlichen
die Beſtätigung alles vorher Geſagten . Meine Herren , das Geburtsjahr unſerer
Anleihe im jetzigen Sinn iſt bekanntlich 1877. Seitdem beträgt das Anleiheſoll
von 1877 bis 1880 : 280 Mill . M. — das ſind 70 Mill . M. im Jahre —, von
1881 bis 1890 : 1272 Mill . M. das ſind 127 Mill . M. im Jahre —, von
1891 bis 1900 : 1107 Mill . M. —das ſind 111 Mill . M. im Jahre und

in den neun Jahren von 1901 bis 1909 : 2584 Mill . M. —das ſind 287 Mill . M.

im Jahre . ( Hört ! hört ! rechts und in der Mitte ) Im Jahre 1910 haiten wir

eine Anleihe von 172 Mill . M. oder wohl richtiger von 148 Mill . M. ; denn die

24 Millionen Aufſtandsausgaben gehören ſachlich der früheren Periode an .
Der Etat von 1911 bringt Ihnen eine Anleihe von 97 Mill . M. ; das ſind

50 Millionen weniger als im Jahre 1910 , und nur ein Drittel des Bedarfes der

zuletzt vergangenen Periode
Meine Herren , das klingt erfreulich und iſt es auch ; aber wir dürfen nicht

vergeſſen , daß die Ausgabepoſten des außerordentlichen Etats ihre Höhe noch nicht
verlaſſen haben . Im Gegenteil ſtehen die Ausgaben für die Flottenbauten und

den Kanal augenblicklich im Zenit . Neue Ausgaben nicht werbender Art haben
wir weder für 1910 noch für 1911 in die Anleihe aufgenommen . ( Hört ! hört !

rechts ) Aber ehe nicht die bereits eingegangenen Verpflichtungen einſchwinden ,
führen wir die neuen Anleihegrundſätze nicht rein durch . Inſofern tragen wir auch

hier noch die Laſten der Vergangenheit .
Inzwiſchen dürfen wir damit zufrieden ſein , daß uns aus dem ordentlichen

Etat 93 Mill M. an Schuldentilgungsbeiträgen zufließen und im Verein mit dem

Münzgewinn von 22 Mill . M. das Anleiheſoll auf tiefer als die Hälfte herab —
drücken . “ ( 97. Sitzung vom 9. Dez . 1910 St . B. S 3511 )

„ die weitere günſtige Entwicklung der Reichsfinanzen legte der

Budgetkommiſſion nahe, in das Etatsgeſetz einen Satz aufzunehmen ,
wonach zu erwartende Ueberſchüſſe „ zur Deckung ſolcher gemeinſchaft⸗
lichen Ausgaben des außerordentlichen Etats zu verwenden ſind , die

nach den Anleihegrundſätzen künftig auf den ordentlichen Etat zu

übernehmen ſein würden . “

Dieſe Ueberſchüſſe können ſich leicht einſtellen ; denn das Reich
hat innerhalb 13 Monate rund 337 Mill . M. Schulden getilgt
und zwar in folgender Form :

Ueberſchuß vom Jahre 1909 . . . . . 114 Mill . M.

1 „ F * FFTTCCC . . % 0 „ „

Tilgung 5 in35,5

5 ZW˖

Kaufgeld der an die Türkei verkauften Schiffe 18 „

insgeſamt 337 Mill . M .
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Der günſtige Abſchluß des Jahres
folgende

Ueberſicht

1910 wird kundgetan durch

der Einnahmen an Zöllen , Steuern und Gebühren für das Rechnungsjahr 1910 .

Bezeichnung

der

Einnahmen

Die Iſt
einnahme

hat betragen
im

Rechnungs —

jahr 1910

M.

Im Reichs⸗
haushaltsetat
iſt die Ein⸗

na hme für
r das

jahr 1910
veranſchlagt

auf

M.

15
16

57,5 Mill . M. ;
19 ,

Reichseiſenbahnen .

Zölle
Tabakſteuer
Zigarettenſteuer
Zuckerſteuer
Salzſ ſteuer
Verbrauch sabgabe für Branntwein

Eſiigſäureverbrauchsabgabe

Leuchtmittelſteuer
Zündwarenſteuer
Brauſteuer und tcbergangsabgabeSpielkartenſtempel . 8
Wechſelſtempelſteuer
Reichsſtempelabgaben :
A. von Wertpapieren
B. von Gewinnanteilſchein - und Zinsbogen
C. von Kauf⸗ und ſonſtigen

geſchäften
D. von Lotterieloſen :

a) für Staatslotterien .
b) für Privatlotterien

E. von Frachturkunden
E. von Perſonenfahrkarten .
G. von Erlaubniskarten für Kraftfahrzeuge

von Bier

ſichtsräten
J. von Schecks .
K. von SrunditnasdbertnngungenErbſchaftsſteuer
Statiſtiſche Gebühr

Anſchaffungs —

U von Vergütungen an Mitglieder von Auf —

663 319 822

150 934 705
60 230 826

154 932 291
5 120

9 572 793
9 937 020

13 629 731
112 445 617

1859 533
18 737 184

49 230 396
8 340 979

23 601 868

32 778 920
14 476 859
16 331 416
21 468 550

2 839 171

5 427 561
3 560 551

44 306 903
42 662 987

1746 869

631 900 000
14413 000
23 711 000

147 178 000
58 048 000

180 000 000
503 940

10 210 000
15 013 000
15 010 000

111 500 000
1819 200

20 000 000

49 000 000

13 520000

31 325 500
10 850 000
14700 000
18 620 000

1960 000

3 920 000
7 350 000

25 480 000
34 000 000

1 476 960

Die Steuern und Zölle geben ſomit eine Mehreinnahme von

7 Mill . M. aus der Reichspoſt und
hinzutreten aber noch vermehrte Ueberſchüſſe von

11,8 Mill . M.

Rechnet man die Veberſchüſſe , welche noch andere

aus den

Etatskapitel gebracht haben und die gemachten Erſparniſſe den Ueber —

ſchüſſen der Einnahmen an Zöllen , Gebühren und Steuern hinzu , ſo



ergibt ſich, daß das Rechnungsjahr 1910 einen Ueberſchuß von

117,7 Millionen Mark ergibt .
Einen ſolchen günſtigen Abſchluß hat das Reich ſeit Jahren

nicht gehabt und er beweiſt ſchlagend die Geſundung unſerer Finanzen .

Ein zweiter zuverläſſiger Maßſtab für den geſunden Etat iſt der

Schatzanweiſungskredit , über den Staatsſekretär Wermuth

ausführte :
„ Obwohl dieſer Fonds noch belaſtet iſt mit Reſten der Anleihe von 1909

und mit dem ganzen Anleihebedarf von 1910 , ferner mit Vorſchüſſen an die

Berufsgenoſſenſchaften und mit Vorſchüſſen an den Reichsinvalidenfonds , beträgt

ſeine tatſächliche Inanſpruchnahme augenblicklich nur 150 bis 160 Mill . M.

Stellen Sie dagegen in Vergleich , daß im Mai 1909 die Inanſpruchnahme ſich

belief auf 639 Mill . M. , und Sie werden ein gewiſſes Gefühl der Erleichterung

mitempfinden . ( Sehr richtig ! ) Im November 1910 betrug die Belaſtung des

Schatzanweiſungsfonds durchſchnittlich 250 Mill . M. weniger als im November

1909 und um 400 bis 500 Mill . M. weniger als in der ſchwerſten Zeit des

Rechnungsjahres 1908 und 1909 . ( Hört ! hört ! rechts und in der Mitte ) Meine

Herren , ich glaube , das ſind Zahlen , die das Vertrauen in eine Beſſerung unſerer

Verhältniſſe und die auch unſeren Anleihekredit zu ſtärken geeignet ſein ſollten . “

( 97. Sitzung vom 9. Dez 1910 St . B. S. 3511 )

Derzeit hat das Reich ſo gut wie keine Schatzanweiſungen aus⸗

gegeben , was namentlich dem Mittelſtande in einem angemeſſenen
Ke 4

zinsfuß zugute kommt .dus

So konnte der Abg . Speck ſchon in der erſten Leſung ſagen :

„ Aber bei allen Mängeln , die vielleicht der Finanzreform anhaften , hat ſie

doch den Hauptzweck erfüllt , die Finanzen des Reichs auf eine neue , ſichere Grund —

lage zu ſtellen . ( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts ) Und daß dieſe Be —

hauptung richtig iſt , dafür hat die heutige Rede des Herrn Schatzſekretärs den

beſten Beweis geliefert . ( Sehr wahr ! in der Mitte )

Die Mittel für das Reich wurden aber auch beſchafft , ohne daß die be⸗

teiligten Induſtrien und ohne daß die Geſamtproduktion des Deutſchen Reichs

weſentlich darunter gelitten hätten . “ ( 97. Sitzung vom 9 Dez 1910 St . B.

S. 3514 )

Reichsſchatzſekretär Wermuth konnte daher auch bei der Beratung

der Militärvorlage in der Budgetkommiſſion vom 9. Februar 1911

erklären :

„ Die Ausſichten für die kommenden Jahre ſtellen ſich etwa folgendermaßen :

Auf der Ausgabeſeite wächſt zunächſt dem Etat von 1912 ab noch ein Mehr

an Laſten des Reichsinvalidenfonds zu, deſſen Beſtände für 1911 noch etwa

7½ Mill . M. aufweiſen . Ferner ſieht die Bedarfsberechnung aus dem Flotten⸗

geſetz für 1912 eine Erhöhung der Ausgaben im ordentlichen Etat um 10 Mill . M.

vor , da das von jetzt ab eintretende Sinken der Flottenausgaben vorerſt nur den

außerordentlichen Etat verbeſſert . Weiter kommen in Rechnung die Mehrausgaben

für Sozialpolitik , die hier erörterten Ausgaben für die Heeresverſtärkung und un

erwartete Einzelausgaben , für deren völlige Hintanhaltung man eine Gewähr nicht

übernehmen kann , und die ſich im voraus nicht genau ab en laſſen .

Den Ausgaben ſtehen gegenüber mutmaßliche Mehreinnahmen bei Poſt ,

Eiſenbahn , Zöllen und Steuern . Der Veberſchuß der Poſt iſt für 1911 auf

71½ Mill M angeſetzt . Die Schätzung iſt ziemlich hoch . Kann man den Ein⸗
gang der vollen Summe für 1911 erhoffen , ſo wird man doch für die kommenden

Jahre nicht mit weiteren Steigerungen von gleicher Höhe , wie zwiſchen 1910 und
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1911 , rechnen dürfen . Die Einnahmen der Eiſenbahnen ſtehen augenblicklich be
ſonders günſtig . Man wird für die kommenden Jahre eine Erhöhung des An —
ſatzes ins Auge faſſen dürfen , doch ſteht dem vorausſichtlich auch eine Steigerung
der Anforderungen gegenüber . Bei den Zöllen und Steuern iſt auch weiterhin
auf etwas erhöhte Beträge zu rechnen , wie ich in meiner Etatsrede im einzelnen
dargelegt habe . Für 1911 ſind etwa 30 bis 35 Mill M. mehr eingeſetztt Es
läßt ſich jedoch nicht behaupten , daß eine gleich hohe Steigerung auch in Zukunft
anhalten wird. Man wird gut tun , für die ſpäteren Jahre die Steigerung
mäßiger einzuſchätzen .

Was die Zuwachsſteuer anlangt , ſo iſt ihr Erträgnis für die erſten Jahre
nicht unweſentlich dadurch vermindert , daß die Rüdbwirlung ſtatt auf den 12. April 1910
erſt auf den 1. Januar 1911 feſtgeſetzt iſt .

Endlich ergibt ſich eine Erleichterung , ſobald die Abbürdung des Rückſtandes
von 1909 dann erledigt iſt .

Alles in allem iſt hiernach klar , daß es uns auch in den kommenden Jahren
nur mit größter Anſtrengung und in knapper Weiſe gelingen wird , das Gleich —
gewicht auf den bisherigen Grundlagen zu erzielen Nicht möglich iſt es, für die
einzelnen Jahre die Beträge bereits jetzt feſtzulegen , welche ſür die Heeresverſtärkungverwendet werden ſollen . Vielmehr muß es der Finanzlraft des einzelnen Jahres
vorbehalten bleiben , welche Veträge ſowohl bei den fortdauernden wie bei den
ein maligen Ausgaben in jeden der Etats eingeſetzt werden können . Feſtſtehend iſt
nur der Endbedarf der Jahre 1915 bezw . 1917 . Hierüber herrſcht , wie die
geſtrigen Erklärungen ergeben , zwiſchen der Heeres - und der Finanzverwaltung
völliges Einverſtändnis . Mit dieſem Vorbehalt und unter den weiteren Voraus —
ſetzungen — aber auch nur unter dieſen —, daß auch in der kommenden fünf
jährigen Periode die Grundſätze ſtrengſter Sparſamkeit überall durchgeführt und
daß nicht neue Anforderungen erhoben werden , kann ich erklären , daß die Finanz —
verwaltung mit Beſtimmtheit darauf rechnet , den Anforderungen der Heeres —
vorla Nge mit den jetzt erſchloſſenen Mitteln gerecht werden zu können . “

38 . Reichsfinanzen und Reichsfinanzreform von
1909 . Genügen ſchon dieſe mitgeteilten Tatſachen zur Rechtfertigung
der Reichsfinanzreformmehrheit , ſo muß doch angeſichts der ſtets
wiederkehrenden Verdrehung und Hetze noch auf Einzelheiten ein⸗
gegangen werden .

a ) Der gute Stand der Reichsfinanzen kann heute von
niemand mehr beſtritten werden .

„ Ich will mich an dem lebhaften Nachgefecht über die Reichs⸗
finanzreform nicht beteiligen ; ſehr viel wird , glaube ich, dabei nicht
heraus kommen . Der eigentliche Kampf iſt längſt ausgefochten , ge —
ſunde Reichsfinanzen ſind ſeine Folgen und dieſem Faktum wird man
ſich auch im Volke auf die Dauer nicht entziehen können . (Reichs⸗
kanzler von Bethmann Hollweg 159 . Sitzung vom 30 . Mai 1911
St . B . S . 6001 ) Derſelbe Reichskanzler ſagte aber auch, was das
Scheitern der Reform bedeutet hätte :

„Praktiſch entſcheidend iſt die Frage , wie wir uns hätten einrichten ſollen ,
wenn die Finanzreform nicht zuſtande gekommen wäre . ( Sehr richtig ! rechts und
in der Mitte ) Meine Herren , ſo annähernd eine Milliarde neuer Reichs⸗
ſchulden im Verlauf weniger Jahre , das wäre , ziffernmäßig ausgedrückt ,
das Ergebnis geweſen , ( hört ! hört ! rechts ) verbunden mit all den Einbußen ,
die Deutſchlands Stellung nach innen und nach außen bei Fort —
ſetzung der Anleihewirtſchaft erlitten haben würde . ( Sehr richtig !
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rechts ) Ueber der Polemik um die Beſitzſteuern hat man ganz vergeſſen , was
die Nation bewegte , als wir vor zwei Jahren die Steuergeſetze einbrachten . Das

war nicht der Streit um dieſe oder jene Steuerart , ſondern das war die von der

ganzen Nation vertretene Ueberzeugung , daß es mit der Finanzwirtſchaft , die wir

jahrelang getrieben hatten , nicht weiter gehe . ( Sehr wahr ! rechts . Sehr richtig !
links ) Deshalb hat auch Fürſt Bülow ich erwähne das , weil ſich darüber

falſche Anſichten zu bilden ſcheinen , — deshalb hat auch Fürſt Bülow aus der

Ablehnung der Erbſchaftsſteuer nicht die Konſequenz gezogen , daß der Reichstag
aufgelöſt werden müſſe ; er hat im Gegenteil den ſofortigen Abſchluß der Reichs —
finanzreform auch ohne Erbſchaftsſteuer für eine Lebensforderung des Deutſchen
Reiches erklärt und hat dieſer Forderung ſeine Perſon untergeordnet . “ ( Reichs —
kanzler von Bethmann Hollweg , 98. Sitzung vom 10. Dez . 1909 St . B. S. 3542 )

b ) Das angebliche Fiasko der neuen Steuern hat Staats —

ſekretär Wermuth ſelbſt gründlich zurückgewieſen :
„ Mit den einzelnen Zöllen und Steuern verhält es ſich nun folgendermaßen .

Was zunächſt die Zölle auf Tabak , Kaffee und Tee anlangt , ſo haben ſie ſich
genau ſo entwickelt , wie man nach der großen Voreinfuhr erwarten
konnte . Insbeſondere wird beim Tabak die Schwierigkeit und die Dauer des

Uebergangszuſtandes weitaus geringer ſein als bei früheren Steueränderungen .
Schon die Einfuhrziffern der letzten drei Monate ſind nahezu völlig normal .

( Hört ! hört ! rechts und in der Mitte ) Die Wertverzollung vollzieht ſich ohne
weſentlichen Anſtand und hat durchaus die erwarteten Erträge gebracht . ( Hört !
hört ! rechts und in der Mitte ) Ein kleines Minder an Tabakſteuer erklärt ſich
durch eine weniger günſtige Ernte von 1909 und wird zweifellos nicht von Dauer
ſein . Die Zigarettenſteuer hat ihren geſchätzten Geſamtertrag bereits erreicht , ja
um etwas überſchritten .

Auch beim Kaffe beginnen die Folgen der Voreinfuhr ſich zu begleichen .
Schwierigkeiten macht gerade im gegenwärtigen Moment eine übrigens mit der

Zollerhöhung nicht im Zuſammenhange ſtehende Erhöhung des Weltmarktpreiſes .
( Sehr richtig rechts

Die Brauſteuer , meine Herren , hat ſich ebenfalls zufriedenſtellend ent —
wickelt . Von dem großen Mehr von 100 Mill . M. , das wir nach dem Brau —

ſteuergeſetze einſchließlich der Ausgleichungsbeträge zu erwarten haben , ſind wir
nur noch um 15 Mill . M. entfernt , und wir haben Grund zu der Hoffnung , daß
wir hier den Beharrungszuſtand vergleichsweiſe bald erreichen werden . Auch darf

ich wohl nach den bisher vorliegenden Geſchäftsergebniſſen ſagen , daß die
Brauereien ſelbſt nicht auf ein ungünſtiges Jahr zurückblicken . ( Lebhafte Rufe
rechts : Sehr richtig ! )

Durchaus günſtig haben ſich entwickelt der Grundſtücks umſatzſtempel ,
der gleich mit beiden Füßen in ſeinen Beharrungszuſtand hineingeſprungen iſt ,
( Heiterkeit ) ihn ſogar um ein geringes überholt hat , und die Schaumweinſteuer ;
um als Gegenſpiel gleich diejenigen Steuern zu nennen , die die Erwartungen bisher
nicht voll befriedigt haben , ſo ſind das in ausgeprägterem Maße nur die Leucht —
mittelſteuer , der Stempel auf langfriſtige Wechſel und der Scheckſtempel .

Auf die Leuchtmittelſteuer wird die längere Lebensdauer der Metall —

fadenglühlampen und der Rückgang im Verbrauche von Brennſtiften zu Bogen —

ampen nicht ohne Einfluß geweſen ſein .

Die Beſtellung von Sicherheit mittels langfriſtiger Wechſel iſt ſeit der

Steuererhöhung ſtark aus der Mode gekommen , ( Seiterkeit rechts ) und auch die
kleineren Schecks ſind erheblich im Rückgang begriffen , ( hört ! hört ! links ) wobei

freilich die an ſich ſehr erfreuliche Entwicklung des Poſtſcheckſtempels nicht ohne
Einfluß geweſen ſein wird .

Der Effektenſtempel entwickelt ſich günſtig , wird aber etwas zurück⸗
gehalten durch die Talonſteuer , welche zu ihrer Entfaltung einer längeren Dauer

bedarf . “ ( 97. Sitzung vom 9. Dez . 1910 St . B. S. 3507 )
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Dann führte er aus , daß die Branntweinſteuer und Zündholz —
ſteuer allein noch zurückbleiben .

c) Das Fiasko der liberalen Steuerpolitik aber hat der

Abg . Lattmann ( Wirtſchaftliche Vereinigung ) am 12 . Dezember 1910

folgendermaßen bekundet :

„ Wenn ſeitens der Liberalen immer über die Heranziehung des Zentrums
zu der Arbeit der Finanzreform gezetert wird , dann vergeſſen die Herren , zu ſagen ,

daß ihre Nichtarbeit daran ſchuld geweſen iſt , daß man das arbeiten wollende

Zentrum herangezogen hat . Hört ! hört ! in der Mitte ) Es iſt doch notwendig ,
die Herren an unſere vertraulichen Beratungen unter dem Vorſitz des Herrn

Reichsſchatzſekretärs Sydow zu erinnern . ( Hört ! hört ! in der Mitte ) Dort

haben wir tagelang , wochenlang geſeſſen , um ohne das Zentr um
die Arbeit zu machen ( hört ! hört ! in der Mitte ) ; und alle Parteien der

Rechten haben damals willig und eifrig innerhalb des Blocks mitgearbeitet . Wir

haben uns die größte Mühe gegeben , um mit dem Bülowblock die Finanzreform

zuſtande zu bringen — und wie ſah das Bild aus ? Sobald der Herr Reichs⸗

ſchatzſekretär Sydow Steuern vorſchlug , erhoben ſich die Freiſinnsmänner
und ſagten : die Steuern machen wir nicht . Wenn dann geſagt wurde :

Sie wollen doch die Finanzreform machen , nun , dann ſchlagen Sie andere Steuern

vor ! da ſtanden dieſelben Herren auf und ſagten : das geht uns nichts an ,
das iſt Sache der Regierung — und ſo ging es tagelang weiter . ( Sehr richtig !
—Heiterkeit rechts und in der Mitte ) Es iſt eine falſche Darſtellung in der

Oeffentlichkeit , als ob erſt infolge der Branntweinſteuer und der Ablehnung der

Erbanfallſteuer die Heranziehung des Zentrums zu poſitiver Mitarbeit als not —

wendig ſich herausgeſtellt hätte . Schon wochenlang vorher haben alle diejenigen ,
die dieſe vergebliche Blockarbeit mitgemacht haben , von Tag zu Tag in ſteigendem

Maße empfunden , daß es nicht möglich war , mit dem völlig verſagenden Frei —

ſinn die Finanzreform zu machen ( hört ! hört ! in der Mitte ; ſehr richtig ! rechts ) ,

mochte man es gern oder ungern tun , das entſchied nicht bei der Frage . Solche

Fragen werden nicht nach dem Gemüt entſchieden , ſondern lediglich nach dem

Verſtand , nach der Frage : wie bringt man die Arbeit fertig ? ( Sehr wahr !

rechts und in der Mitte ) So wurde es notwendig , die Hand , die das Zentrum
damals entgegenſtreckte , anzunehmen , ganz gleichgültig , ob man es gerne tat

oder nicht . “ ( 99. Sitzung vom 12. Dez . 1911 St . B. S. 3583 )

d ) Die Liberalen und die indirekten Steuern :

„ Alſo in bezug auf die indirekten Steuern ſtimmten alle Parteien im weſent⸗

lichen überein : die Herren Kollegen Wiemer und Baſſermann und ihre Freunde
mit uns und auch den Herren von rechts (ſehr richtigl ) und den Herren vom

Zentrum . Alſo darüber war eigentlich opivio omnium . ( Sehr richtig ! ) Die

Herren von links gingen ſogar noch etwas weiter als wir ; ſie wollten durchaus
100 Millionen indirekte Steuern haben . Wir haſten manche Bedenken dagegen ;

aber wir haben uns ja auch ſchließlich von Ihnen überzeugen laſſen und haben

das auch gern getan . ( Heiterkeit ) Allerdings iſt tatſächlich aus den indirekten

Steuern nicht das herausgekommen , was Sie wollten .
Die Herren von links hatten ſich zum Ausgleich für die indirekten Steuern

auf eine Erbſchaftsſteuer kapriziert . Ich möchte zunächſt bemerken , daß nur erſt

in der zweiten Vorlage eine „Erbſchaftsſteuer “ vorgeſchlagen war , während die

erſte Vorlage eine Nachlaßſteuer war , die von der großen Mehrheit des Reichs⸗

tags verworfen wurde . ( Sehr richtig ! rechts ““ ( Abg Frhr . von Gamp , Reichs —

partei , 98. Sitzung vom 10. Dez . 1910 St . B. S 3572 )

e ) Die Nationalliberalen und die Reichsfinanzreform :
„ Die Mehrheit bewilligte 310 Mill . M. indirekter Steuern und 135 Mill .

Mark Beſitz - und Wertſteuer . Wie aber die Gegner ?



Zunächſt die Herren von der nationalliberalen Partei . ( Sehr richtig ! )

Ich muß Ihnen das Wort von Herrn Baſſermann bis zum Ueberdruß immer

entgegenhalten , das er am Tage nach der Ablehnung der Erbſchaftsſteuer von

diefer Stelle aus ausführte , am 25. Juni 1909 :

Wir , die Nationalliberalen , ſind bereit , 400 Mill . M. indirekte

Steuern und 100 Mill . M. Beſitzſteuern zu bewilligen .

( Hört ! hört ! rechts . — Sehr richtig ! bei den Nationalliberalen ) — Sie beſtätigen

es. Das kann man doch gar nicht in Abrede ſtellen ! “ Von den 400 Millionen

ſollten nach Baſſermann 250 Millionen durch die Beſteuerung des Bieres , des
s hat die OeffentBranntweins und des Tabaks aufgebracht werden . Allerdin

lichkeit nie erfahren , woraus Sie denn den Reſt von 150 Mill . M. an indirekten

Steuern dem Reich zur Verfügung ſtellen wollten . ( Sehr richtig ! und Heiterkei⸗

rechts und in der Mitte ) Alles Anfragen iſt bisher vergebens geweſen .

400 Millionen indirekter Steuern , darunter eine höhere Belaſtung des Bieres ,

des Branntweins und des Tabaks , als die Mehrheit beſchloſſen hat , wollten die

Nationalliberalen dem Volke auferlegen . ( Sehr richtig ! rechts ) Es liegen ihre

Anträge vor , wonach das Bier um 10 Prozent höher verſteuert werden ſollte ,
als es heute Geſetz iſt , ( hört ! hört ! ) wonach der Branntwein um 15 bis 20

Prozent höher verſteuert werden ſollte , als im neuen Branntweinſteuergeſetz ,

( hörti hört ! ) und wonach der Tabak 100 Prozent mehr aufbringen ſollte , als

er heute dem Reiche abwirft ( Hört ! hört ! ) Waren Ihre Anträge aber etwa in

der inneren Geſtaltung mehr ſozial und mittelſtandsfreundlich , als die geweſen

ſind , die wir , die Mehrheit angenommen haben ? ( Sehr richtig ! ) Ich rufe alle

Mitglieder der Steuerkommiſſion als Zeugen darüber auf , ob nicht der frühere

Schatzſekretär Sydow erklärt hat : wenn der nationalliberale Antrag über die

Bierſteuer durchgeht , wird allen mittleren und kleinen Brauern das Leben ſo gut

wie unmöglich gemacht . ( Hört ! hörtl ) Daß Ihre Anträge bezüglich der Brannt —

weinſteuer auch auf den Ruin unſerer ſüddeutſchen Kleinbrenner abgezielt und ihn

herbeigeführt hätten , das wird kein Süddeutſcher in Abrede ſtellen . ( Sehr richtig !

in der Mitte ) Herr v. Heyl , der etwas von der Frage verſteht , hat es offen

anerkannt , und Ihre eigenen ſüddeutſchen Abgeordneten müſſen anerkennen , daß

dieſes Geſetz die Garantie für den Weiterbeſtand unſerer großen Zahl ſüddeuiſcher

Kleinbrenner in ſich birgt . ( Sehr richtig ! rechts und in der Mitte ) Uns hat eine

ganze Maſſe oſtelbiſcher Brenner damals geſagt : wir verzichten ja gern auf die

Liebesgabe von 20 M. und auf die Spannung .
Mit der Tabakſteuer war es ebenſo ; Sie wollten die billigſten Zigarren

am meiſten verteuern . 400 Millionen ſind von den Nationalliberalen dem

Deutſchen Reiche an indirekten Steuern offeriert worden . Nun machen Sie einer

Majorität , die nur 310 Millionen indirekte Steuern bewilligt , einen Vorwurf !

Wenn da nicht alles aufhört , weiß ich nicht , was auf dem Gebiet der Steuer —

verhetzung noch alles geleiſtet werden kann in unſerem deutſchen Vaterlande !

( Sehr richtig ! rechts und in der Mitte )

Dann kommt hinzu , daß dieſe neuen Steuern von der Mehrheit ſo geſtaltet

werden konnten , daß von einer einzigen Ausnahme abgeſehen — auch nicht

ein weiterer Beamter im Deutſchen Reich und in den Bundesſtaaten für die Durch

führung dieſer neuen Geſetze angeſtellt werden mußte . Hätten wir Ihren Wunſch

nach Schaffung eines Reichsbranntweinmonopols befolgt , hätten wir die Reichs —

erbſchaftsſteuer nach Ihren Wünſchen angenommen , dann hätten wir nach den

Angaben in der nmif eines iges 20- bis 25000 neue BVeamten in

Deutſchland gehabt . ( Sört ! hört ! rechts und in der Mitte . — Oho ! und Lachen

links ) — Da weiſe ich doch hin auf die Verhandlungen in der Komm ſion : über

17 Mill . Mark waren für die Durchführung des Erl ſchaftsſteuergeſetzes und zur

Abfindung an die Einzelſtaaten allein für die Erbſchaftsſteuer vorgeſehen ! ( Hört !

hört ! ) Das weiß jeder , der mit Steuerfragen nur ein klein wenig bekannt iſt ,

wenn er an die Unmenge von Erbfällen denkt , die jeden Tag eintreten und auf

genommen werden müſſen . Bei jedem einzelnen Erbfall müßte in Tätigkeit treten :

6
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ein Kameralbeamter , ein Ortsſchätzer und ein Bezirksſchätzer — drei Leute , dieman beim kleinſten Erbfall hätte auf die Beine bringen müſſen , um zu konſtatieren ,daß der Mann nicht ſteuerpflichtig iſt . Der Fiskus erhält keinen Pfennig , hat nurAuslagen . ( Sehr richtig ! )) Da iſt die Annahme der Steuerkommiſſion , daß20 - bis 25000 neue Beamte erforderlich wären , um nichts zu hoch gegriffen . Dasalles iſt nicht notwendig geworden wegen der Form der Steuern , wie ſie dieneue Mehrheit geſchaffen hat .
Nun wird die Sache im Volke ſo dargeſtellt —- und gegen dieſe Verdrehungder Tatſachen muß ein deutliches Wort geſagt werden — daß , wenn man dieErbſchaftsſteuer eingeführt hätte , die Zündholzſteuer und die Kaffeſteuer nichterforderlich geweſen wären . Meine Herren , wenn das draußen ein Parteiſekretärſechſter , ſiebenter oder achter Güte ſagt , dann hat er mildernde Umſtände zurSeite ; wenn aber ein Mitglied dieſes hohen Hauſes , ein Reichstagsabgeordneter ,dieſen Satz draußen aufzuſtellen wagt , ſo fehlt der parlamentariſche Ausdruck da —

für , um ein ſolches Gebaren zu charakteriſieren . ( Stürmiſcher Beifall in der Mitteund rechts . — Lebhafte anhaltende Zurufe links . — Rufe : Wer denn ? ) — IhreParteiſekretäre dutzendfach im Lande ! Und da fragen Sie noch ? Leſen Sie dochIhre eigenen Parteiblätter genau ! Zuruf bei den Nationalliberalen : Abgeordnete ! )— Ich habe die Behauptung vorerſt nur bedingungsweiſe aufgeſtellt . ( Wider —ſpruch ) Ich habe geſagt , wenn ein Abgeordneter das ſagt ! ( Stürmiſche Unter —
brechungen und Zurufe links ) Sehen Sie , das freut mich ; Sie erklären hierdurch einen Zwiſchenruf , daß kein Abgeordneter im Deutſchen Reich das Recht hat ,zu behaupten , daß durch Annahme der Erbſchaftsſteuer irgendeine indirekte Steuer
überflüſſig geworden wäre . ( Stürmiſcher Beifall in der Mitte und rechts . .

UAnhaltende Zurufe links : Welcher Abgeordnete hat denn das geſagt ? Glockedes Präſidenten ) — Ich habe noch nicht behar 5 ein Abgeordnetergeſagt hat ; ich habe nur konditionell geredet . ( Wiederholte Zurufe links ) —Mir werden hier eine ganze Menge von Zwiſchenrufen gemacht , die einen Ab —geordneten als ſolchen bezeichnen ; ich rechne darauf , daß die Herren ſelbſt zuWort kommen . Ihr Wiſſensdurſt ſoll dann befriedigt werden . Ich ſtelle einsfeſt — und darum iſt es mir zu tun : die Annahme der Erbſchafts —ſteuer hätte keine einzige indirekte Steuer , auch nicht nach ihrerHöhe , überflüſſig gemacht . ( Lebhafte Zuſtimmung in der Mitte undrechts . — Unruhe links ) — Warum iſt das Ihnen ſo unangenehm , wenn ich das
ausſpreche ? Weggefallen wäre lediglich die Börſenſtempelſteuer , die Talonſteuer ;denn das ſind die 50 Millionen , welche die verkleinerte Erbſchaftsſteuer auch hätteeinbringen ſollen . Weggefallen wäre dann vielleicht auch der Grundſtücksſtempeloder der Scheckſtempel . Gewiß ! das können Sie behaupten , da widerſpreche ichIhnen gar nicht . Aber die Annahme der Erbſchaftsſteuer hätte lediglich eine Ver —
ſchiebung auf dem Gebiet der Beſitzſteuer hervorgerufen , aber nicht auf dem Gebietder indirekten Steuern . ( Lebhafte Zuſtimmung in der Mitte und rechts ) Meine
Herren , ſoviel zu den Nationalliberalen . “ ( Abg . Erzberger 99 . Sitzung vom12. Dezember 1910 St . B. S. 3605 )

) Die Fortſchrittliche Volkspartei und die Reichs —
finanzreform . Abg. Erzberger führte über die Haltung dieſer
Partei am 12 . Dezember 1910 ( St . B . S . 3605 ) aus :

„ Die Freiſinnigen waren allerdings etwas klüger als Herr Baſſermann : ſiehaben nach dem Scheitern der Erbſchaftsſteuer nicht ſo offen vor aller Welt er—klärt , wie ihr Steuerprogramm ausſehen würde . Nachher ſind allerdings einigeetwas offener geworden . Wir haben z. B. ein Geſtändnis des freiſinnigenLandtagsabgeordneten Dr. Schepp im „ Tag “ vom 26. Juli — ich ſage es Ihnen
ganz genau da führte er in einer Polemik gegen den Freiherrn von Zedlitzfolgendes ſehr zutreffend aus :

Haben denn die Liberalen ſich nicht alle Mühe gegeben , die Erbſchafts —
ſteuer ſo zu geſtalten , daß ſie für alle Parteien annehmbar war ?

0
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Haben ſie nicht , um ihrer Annahme vorzuarbeiten , dem

Finanzkompromiß zugeſtimmt ? Erinnert ſich Herr v. Zed

Antrages Weber - Mommſen und der eifrigen Arbeit ˖
Abgeordneten Hormann , die Tabakſteuer ſo zu geſtalten , daß das

Gewerbe nicht allzuſehr geſchädigt wurde ? Waren nicht die Liberalen

bemüht , durch ihre Anträge auf ſtaffelweiſe Abſchaffung der Branntwein

liebesgaben das geſamte Werk der Reichsfinanzreform zu einem glück

lichen Ende zu führen ? Iſt das etwa alles rein negatives Verhalten ?

Ich denke , wenn je verſucht worden iſt , poſitive Arbeit zu leiſten , ſo
5

war es bei der Reichsfinanzreform . Allerdings 400 Millionen Mark

an Belaſtung durch indirekte Steuern konnten die Freiſinnigen nicht

bewilligen , ohne ſich mit ihrer Vergangenheit und ihrem geſamten wirt —

ſchaftlichen Programm in Widerſpruch zu ſetzen . Wenn ihre Anträge

angenommen worden wären , hätte ſich dieſe Summe auch ſehr leicht auf

annähernd 300 Millionen Mark herabſe
Wir haben alſo das Eingeſtändnis eines freiſi daß Sie ( zu

den Freiſinnigen ) bereit geweſen wären , 300 Mill Steuern dem

Reich zu bewilligen . ( Hört ! hört ! in der Mitte und rechts Was hat denn die

Mehrheit bewilligt ? 310 Millionen Mark ! ( Heiterkeit in der Mitte und rechts

Alſo Sie werden nicht behaupten wollen , daß allein die Differenz von 10 Millionen

es Ihnen unmöglich gemacht hätte , an der Reichsfinanzreform mitzuarbeiten ! Sie

können doch nicht gegen ſolche Parteien , die 10 Millionen ? kark mehr an indirekten

Steuern ſoviel bringt die Schaumweinſteuer ein bewilligt haben , den Vor —

wurf erheben , daß die deshalb den ſozialen Gedanken verl hätten . ( Geiterkeit

in der Mitte und rechts )
Ihre Vertreter haben auch nie in der Kommiſſion

des Beſitzes beantragt als 100 Millionen . Kein einziger An 9
über dieſe Grenze hinaus ; wohl aber liegen mir eine ze Menge von pro

kollariſchen Aeußerungen freiſinniger Kommiſſionsmitglieder vor , die immer und

immer wieder erklären , daß der Beſitz 100 Millie ragen müſſe . Herr Mommſen

hat z. B. am 11. Februar 1909 in der Kommiſſion offen erklärt :

100 Millionen müſſen aus der Beſteuerung des Beſitzes herauskommen ;

dies allein aus der Vermögensſteuer zu ziehen , halte ich für unwahr

ſcheinlich .
Er hat ſogar eine zweite Steuer , um den Ertrag aufzubringen , für erforderlich

gehalten . Der Herr Kollege Dr. Müller ( Meiningen ) hat es ſchon billiger getan

und geſagt : wenn 100 oder wenigſtens 80 Millionen aus der Erbſchaftsſteuer

herauskommen ſollen , dann müſſe man die Seitenverwandten ſtärker heranziehen ,

wenn man die Afzendenten und Ehegatten ſchonen wolle . Nie iſt von Ihrer Seite

auch nur ein Antrag oder eine Aeußerung gefallen , welche aus dem Beſitz höhere

Laſten als 100 Millionen herausbringen wollten ( Zuruf links : Vermögensſteuer ! )

Ja , meine Herren , ich bedauere , daß der Herr Kollege Mommſen Sie eines

Beſſeren belehren muß — das iſt ja nicht meine Aufgabe — aber Herr Kollege

Mommſen erklärt , 100 Millionen aus der Vermögensſteuer allein zu ziehen , halte

er für unwahrſcheinlich , und dieſe haben Sie ja damals an Stelle der Erbſchafts —

ſteuer beantragt . So war Ihr erſtes Vorgehen . Sie kommen alſo um die Tat⸗

ſache nicht herum , daß Sie dem Beſitz nur 100 Millionen auferlegen wollten ; die

Mehrheit hat 135 Millionen an Beſitz - und Verkehrsſteuern geſchaffen ; alſo

können Sie nicht ſagen , dieſe Steuer ſei unſozial gegenüber Ihren eigenen Vor⸗

ſchlägen geweſen “

g ) Die Sozialdemokratie und die Reichsfinanzreform .
Der genannte Abgeordnete führte bezüglich der Stellung der Sozial⸗
demokratie aus :

„ Welche Steuern hätten Sie überhaupt bewilligen wollen ? ( Zuruf bei den

Sozialdemokraten : Gar keine ! ) — Gar keine , natürlich Geiterkeit ) , das

e ſtärkere Heranziehune
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unterſtreiche ich auch . Bloß wäre dann die Not des Reiches nicht gelindert
U )worden ! ( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts )

Bleiben wir zunächſt bei der Erbſchaftsſteuer . Ich komme auch auf die
anderen , wenn Sie es wünſchen , zurück. Sie haben der Erbſchaftsſteuer in der
zwei ſtimmt , d h. den einzelnen Paragraphen ; wie Sie ſich in der
Schluß Erbſchaftsſteuer geſtellt hätten , das iſt Ihr und unſer
Geheimni tIch glaube , damit die Wahrheit g

gt zu haben : Sie
demokraten ) wiſſen es ſelbſt nicht . ( Heiterkeit . Zurufe bei denGZu den U

ldemokraten ) Einige Ihrer Kollegen haben auf dem Parteitag im Jahre
behauptet : die Mehrheit der Fraktion , 18 gegen 16 Stimmen , hätte be

zia

ſchloſſen , in der dritten Leſung gegen die Erbſchaftsſteuer zu ſtimmen . Dara
haben die Herren Dr. Frank und Dr. David auf dem Parteitage erklärt , das ſei
falſch und ein Irrtum , ſie hätten ſich die Abſtimmung freigehalten . Ich erinnere
nur an das eine : mit welcher Schärfe Herr Kollege Emmel auf dem damaligen
Parteitag zu meiner Freude vorgegangen iſt . Herr Kollege Emmel erklärte :

Ich ſage nochmals : dieſem Syſtem können wir keinen Pfennig und
keinen Mann bewilligen . Im Programm ſteht nichts davon , daß wir
eine Erbſchaftsſteuer bewilligen müſſen , damit mehr Kriegsſchiffe gebaut
und mehr Kanonen angeſchafft werden . Sorgen Sie dafür , daß wir
grundſätzliche Politik treiben , und laſſen Sie ſich nicht von dem Scheinder ſogenannten poſitiven Arbeit täuſchen .

Zurufe bei den Sozialdemokraten ) Ich bin noch lange nicht fertig mit Ihren
Vorſchlägen . ( Heiterkeit )

Auf Ihrem Parteitage 1909 entſtand ein heftiger Streit über die Frage , ob
die Sozialdemokraten in dritter Leſung hätten für die Erbſchaftsſteuer ſtuͤnmen
können . Eine Reihe von Ihren Kollegen haben das verneint , andere haben es
bejaht . Da kam Ihr feiner Taktiker , Herr Geyer ; der hat dem Parteitage einen
Antrag unterbreitet , um dieſe Streitfrage aus der Welt zu ſchaffen , nämlich den
Antrag :

auf die Tagesordnung des nächſten Parteitages die Steuerpolitik der
Sozialdemokratie zu ſetzen .

Er hat dieſen Antrag damit begründet : es muß „ mehr Klarheit “ in den Köpfen
der Genoſſen geſchaffen werden . ( Große Heiterkeit ) Der Antrag wurde dem
Parteivorſtande zur Berückſichtigung überwieſen : ſtenographiſcher Bericht S. 503 .
Das war im Jahre 1909 .

Nun mußte man doch annehmen , daß im Jahre 1910 die Steuerfrage auf
dem Parteitage beraten werden würde , um mehr Klarheit zu ſchaffen , um die große
Kulturbewegung noch mehr zu fördern . ( Heiterkeit ) Aber Herrn Geyer war es
mit ſeinem Antrage im Parteivorſtande recht ſchlecht gegangen , denn im Vor —
ſtandsbericht für das Jahr 1910 wird erklärt , man habe davon abgeſehen , die
Steuerpolitik der Sozialdemokraten auf dem Parteitage zu behandeln . ( Heiterkeit )
Und dann kommt folgende Begründung :5

id Vorkehrungen getroffen , daß dieſer Gegenſtand nach gründ
Vorbereitung auf einem ſpäteren Parteitage behandelt werden kann

(Heiterkeit ) 2 m Jahre 1909 wiſſen die Herren Sozialdemokraten noch nicht
Guruf bei den Sozialdemokraten ) die Erbſchaftsſteuer iſt ja doch ein Teil der
Steuerpolitik ! — ob ſie für die Erbſchaftsſteuer ſtimmen können , und im Jahre1910 iſt man ſoweit gekommen , gründliche Vorbereitungen treffen zu wollen . Ich
bin neugierig , welches Wunderwerk an Weisheit der Parteivorſtand ſpäter einmal
vorlegen wird . ( Heiterkeit ) Nur dürfen Sie das eine nicht vergeſſen : das Reich
ko nicht ſolange warten mit neuen Steuern , bis Ihr Parteivorſtand Ihre
Steuerpo gründlich vorbereitet hatte . Die Not war ſo groß , daß Abhilfe ge

1w
f

Hätten wir nicht im vorigen Jahre 435 Millionen Mark
bew ich glaube nicht fehlzugehen : in dieſem Jahre hätten es wenig

lionen ſein müſſen , um die Sanierung herbeizuführen . ( Sehr gut !
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rechts und in der Mitte ) Was es aber für die Volkswirtſchaft in Deutſchland

bedeutet , eine Steuerlaſt von 600 Millionen in einem Jahre aufzuerlegen , darübe

hätten Sie ſelbſt uns wieder am lauteſten zu belehren geſucht . Alſo in der
E

ſchaftsſteuerfrage ſind Sie ſelbſt ſich gar nicht einig und wiſſen gar nicht , was Sie

tun ſollen . ( Sehr gut ! in der Mitte und rechts . — Zwiſchenruf bei den Sozial —

demokraten ) — Herr Kollege Hildenbrand , wir im Zentrum ſind doch aber

wenigſtens da einig geworden , wo es ſich darum gehandelt hat , die Reichsfinanz

reform zu verabſchieden , und das genügt .

Alſo in der zweiten Leſung der Erbſchaftsſteuer wußten Sie noch nicht , wie

ſich Ihre oberſte Parteiinſtanz ſtellen wird ; in anderen Fragen der Beſleuerung

des Beſitzes haben Sie bereits endgültig Stellung genommen . Ich nehme die

Börſenſteuer heraus . Die Börſenſteuern bringen uns heute eine ganz nette

Summe Geld ein, und man wird nicht ſagen können , daß ſie die ärmeren Volks —

kreiſe beſonders belaſten ; man wird ebenſowenig ſagen können , daß durch die

Börſenſteuer — ich unterſcheide hiervon das Börſengeſetz , um darüber keine Debatte

hervorzurufen — unſer W ſchaftsleben beſonders ſchwer bedrückt wird . Wie

haben Sie ſich nun zu der Frage dieſer Börſenſteuern geſtellt ? Im Jahre 1869

( Zwiſchenruf bei der Sozialdemokraten ) — Ich gehe weit zurück, das mag

Ihnen unangenehm ſein. Sie gehen ja auch weit zurück , wenn Sie glauben , etwas

gegen das Zentrum ſagen zu ſollen . Verabſcheuen Sie doch nicht die gründliche

Arbeit ! — Geiterkeit )
Alſo im Jahre 1869 war ein Geſetzentwurf über die Beſteuerung der

Schlußſcheine dem Reichstage vorgelegt . Am 1. Juli 1869 ſtimmten dagegen die

Sozialdemokraten Schweitzer , Liebknecht , Fritſche , Förſterling , Haſenclever . Im

Jahre 1881 wurde der Geſetzentwurf über die Reichsſtempelabgabe dem Reichs —

tage unterbreitet . In der zweiten Beratung haben die Sozialdemokraten nicht zu

erkennen gegeben , wie ſie ſich ſtellten ; in der dritten Leſung fehlten alle Sozial —

demokraten bei der namentlichen Abſtimmung . ( Große Heiterkeit . — Zwiſchenruf )

Sie waren ſich wohl noch nicht klar darüber . ( Heiterkeit ) Anno 1885 iſt

wieder ein Geſetzentwurf über die Börſenſteuer dem Reichstage unterbreitet . Ich

gebe unumwunden zu: damals waren einige Ihrer Parteigenoſſen ſich ſehr klar

und haben den richtigen Weg eingeſchlagen , denn es ſtimmten in der zweiten

Leſung die Abgeordneten Frohme , Heine Vollmar für die Börſenſteuer , dagegen

Harm . Elf Genoſſen haben gefehlt . Aber in der dritten Leſung — gerade wie

bei der Erbſchaftsſteuer — haben Sie wieder denſelben Weg eingeſchlagen und

haben alle gegen die Börſenſteuer geſtimmt . ( öeiterkeit ) 1894 hat der Abgeordnete

Singer uns mitgeteilt , daß die ganze Fraktion geſchloſſen gegen die Börſenſteuer

ſtimmen werde . 1900 haben die Sozialdemokraten ebenfalls gegen die Erhöhung

der Börſenſteuer geſtimmt 1909 haben Sie gegen die abermalige Erhöhung der

Börſenſteuer und gegen die neue Talonſteuer geſchloſſen geſtimmt . Das iſt Ihre

Haltung auf dem Gebiete der Beſitzſteuerfrage ! Da haben Sie doch wirklich

keine Veranlaſſung , anderen Leuten , die tatſächlich durch ihre Geſetze den Beſitz

zu den Reichslaſten herangezogen haben , einen Vorwurf zu machen . Eine praktiſche

Politik treibt der , der in dem Moment , wo es gelingt , den Beſitz zu erfaſſen ,

mitarbeitet . Gerade die Börſenſteuer zeigt ja, wie klein alle Beſitzſteuern im

Reiche anfangen müſſen . Mit / pro Mille haben wir angefangen im Jahre 1881 ,

und heute ſtehen wir ſchon auf 3 pro Mille bei dem Aktienſtempel . Sie aber

haben von vornherein und konſtant mit einer einzigen Ausnahme in der

zweiten Leſung gegen die Beſteuerung des mobilen Kapitals ſichausgeſprochen .

Ich begreife daher auch , daß in Ihren eigenen Reihen Unzufriedenheit herrſcht .

Auf den Berliner Parteiverſammlungen im vorigen Jahre iſt offen ausgeſprochen

worden , man verſtände nicht , warum die Sozialdemokraten die Talonſteuer im

Reichstage abgelehnt hätten . Ein anderer Redner — ich glaube es war Genoſſe

Friedberg , ich will mich aber auf den Namen nicht feſtlegen — hat ebenſo offen

erklärt , das ſei nur darauf zurückzuführen , daß die ſozialdemokratiſche Fraktion

unter dem Einfluſſe des Börſenberichterſtatters der „Frankfurter Zeitung “ ſtehe .



80

h ) Liberale und Erbſchaftsſteuer . Der konſervative Abg.
Graf Weſtarp gab am 31. Mai 1911 eine intereſſante Zuſammen⸗
ſtellung über das widerſpruchsvolle Verhalten der Liberalen :

„ Nun wird , um die Poſitidn der Erbſchaftsſteuer vom Herrn Abgeordneten
Baſſermann wieder und wieder zu halten , ein anderer Grund angeführt : der
ſoziale Charakter der Erbſchaftsſteuer . So ſozial war die Erbſchafts⸗
ſteuer , daß ſie mit ihrem Ertrage von einem Zehntel des Geſamtbetrages der
Steuern die ganze Finanzreform , alle übrigen neun Zehntel , ſozial gemacht hat .
( Hört ! hört ! rechts )

Da iſt es wirklich ſehr intereſſant , ſich einmal klar zu machen , wann eigentlichdie Herren Nationalliberalen ſich von dem ſo überaus ſozialen Charakter der
Erbſchaſtsſteuer überzeugt haben . ( Sehr gut ! Sehr richtig ! rechts ) Immer hat
dieſe Ueberzeugung nicht beſtanden ! Ich darf mir erlauben , dafür einige Beiſpiele
anzuführen . ( Zuruf rechts : Paaſche ! )

So ſagte der Herr Abg . Dr. Paaſche folgendes :
Auch in der Mitte meiner Freunde ſind die lebhafteſten Bedenken

gegen dieſe Nachlaßſteuer vorhanden , die nicht zu beſeitigen ſind . Sie
liegen nicht etwa darin , daß wir nicht wollen , daß das Vermögen als
ſolches beſteuert wird , ſondern ſind darin begründet , daß ſelbſtverſtändlich
bei einer ſo hohen Steuer , die bei Erbſchaften zwiſchen Ehegatten ,
Kindern und Eltern bis zu drei vom Hundert und vielleicht ſogar noch
höher geht , die Einſchätzung eine ſo rigoroſe und ſo ſchikanierende ſein
muß , daß ich einer Verallgemeinerung nicht das Wort reden kann und
der feſten Ueberzeugung bin , eine ſolche Steuer wird namentlich in
ländlichen und kleinbürgerlichen Kreiſen eine derartige Erbitterung hervor
rufen ( hört ! hört ! rechts ) , daß ich ungern die Verantwortung dafür
übernehmen möchte . Beiſpiele brauche ich wohl kaum dafür anzuführen .
Meine Herren , in dem Moment , wo der Ernährer der Familie ſtirbt ,
ſoll der Wert des Erbes feſtgeſtellt werden uſf . ( Sehr gut ! und
bravo ! rechts )

Und dann ſagte der Herr Abgeordnete Paaſche einen Satz , den ich ganz beſonders
hervorheben muß . Er führte aus :

Nicht bloß der Familienſinn wird geſchädigt , ( hört ! hört ! — ahal
und Heiterkeit rechts ) ſondern es gibt eine ſolche Unruhe und Erregung
im Volke , die viel mehr ſchaden wird , als herauskommen kann .

Das war am 21. November 1908 .
Der Herr Abg . Dr. Weber führte aus :

Wir ſind der Anſicht , daß überdies ein Ehegatte und ein Kind
im Todesfall des Ernährers in der Hauptſache wohl kaum als lachende
Erben zu betrachten ſind . ( Sehr richtig ! rechts )

Meine Herren , hier eine kurze Zwiſchenbemerkung ! Dieſe Ausführungenwurden zur erſten Vorlage gemacht , in der es ſich genau wie in der zweiten Vor
lage um die Beſteuerung des Erbteils der Ehefrau und Kinder handelte . ( Hört !
hört ! rechts ) Es wird ja immer behauptet , daß zwiſchen dieſen Vorlagen ein
Unterſchied bezüglich der hier vorliegenden Frage vorhanden ſei, der tatſächlich
nicht beſteht .

Der Herr Dr. Weber fuhr fort :
Materiell bedeutet ferner bei kleineren und mittleren Erbſchaftender Verluſt des Ernährers ein großes Unglück , abgeſehen von der

pſychiſchen Depreſſion , in der eine ſolche Familie ſich befindet . .
In vielen Betrieben auf dem Lande ſowohl wie insbeſondere auch im
gewerblichen und induſtriellen Erwerbs - und Wirtſchaftsleben pflegen
die Kinder und oft auch die Frau weſentlich an dem Erwerb des Ver —



mögens mitzuarbeiten , das ihnen der Mann hinterläßt . ( Sehr wahr !

rechts )

Meine Herren , das iſt der ſoziale Charakter der Erbſchaftsſteuer , der hier

charakteriſiert worden iſt . ( Sehr richtig ! rechts )

Aber noch am 4. Februar 1909 erklärte der Herr Abg . Dr. Weber :

Der Entwurf der Nachlaßſteuer ſei nicht der richtige Weg . Seine

Freunde ſeien deshalb gegen den Entwurf , weil ſie dann eine Steuer —

riecherei im Moment des Todesfalls befürchteten . ( Hört ! hört ! rechts )

So wurde alſo am 4. Februar 1909 der ſoziale Charakter der Erbſchaftsſteuer
beurteilt , und am 6. Februar hieß es ſeitens des Herrn Abg . Dr. Weber :

Seine Freunde hielten gerade den Todesmoment für den un —

paſſendſten zur Heranziehung zur Steuer . Dazu ſolle man nur greifen

in der größten Not , und die ſei noch nicht vorhanden .

Und am 9. Februar charakteriſierte der Herr Abg . Dr. Paaſche den ſozialen

Charakter der Erbſchaftsſteuer folgendermaßen

Er hebe ausdrücklich hervor , daß ſeine Freunde die Steuer nicht

wegen der finanziellen Belaſtung ablehnten , ſondern weil ſie in dem

ungeeignetſten Moment das Vermögen zu faſſen ſuche . Das ſei aller⸗

dings ein Imponderabile allerſchlimmſter Art . Das gebe ein Ein⸗

dringen in Privatverhältniſſe , das dem Bewußtſein des deutſchen Volkes

zuwider ſei. ( Lebhafte Zwiſchenrufe links . — Hört ! hört ! rechts und in

der Mitte )

Nun kam der wunderſchöne Monat April des Jahres 1909 . Die Geſchichte

liebt manchmal Ironien , und ſo iſt es vielleicht ein ganz intereſſanter Zufall , daß

gerade in dem wetterwendiſchen Monat der plötzlichen Witterungsumſchläge , im

April , den Nationalliberalen die Erkenntnis von der ſozialen Bedeutung der Erb

anfallſteuer gekommen iſt . ( Sehr gut ! rechts ) Nach dem April klang es eben

anders als im Monat Februar 1909 . ( Zuruf links ) Jeder Abgeordnete hat

das Recht , ſich ſeine Meinung hier im Hauſe zu bilden und ſeine Meinung hier

zu ändern ; einen Vorwurf kann man keinem Abgeordneten daraus machen . Aber ,

meine Herren , ein ſo plötzlicher Witterungsumſchlag gibt doch wohl den Zuſchauern

die Berechtigung , zu prüfen , ob denn nun das Argument des ſozialen Charakters

der Erbſchaftsſteuer wirklich ſo ernſt zu nehmen iſt , wie es hingeſtellt wird . “

39 . Die ſteuerliche Belaſtung der verſchiedenen

wWohlhabenheitsſchichten der Bevölkerung . Bei der erſten

Leſung des Etats wünſchte der Abg . Erzber ger vom Reichsſchatz⸗

amte eine Berechnung über die Steuerverteilung in Deutſchland ;

dieſe Arbeit wurde der Budgetkommiſſion unterbreitet und zwar in

der Sitzung vom 27 . März 1911 . Sie iſt in folgendem ganz

wiedergegeben :

Auf die Frage , wie ſich die ſteuerliche Belaſtung im Reiche auf die einzelnen

Wohlhabenheitsſchichten der Bevölkerung verteilt , läßt ſich eine erſchöpfende und

völlig einwandfreie Antwort nicht geben .

Kaum ganz zu löſen iſt zunächſt das Problem der Steuerüberwälzung .

Jedenfalls entzieht es ſich der ſtatiſtiſchen Erfaſſung . Zur Gewinnung irgend —

eines Ergebniſſes muß daher von der Fiktion ausgegangen werden , daß die Ver⸗

brauchsſteuern auf die Konſumenten vollſtändig abgewälzt , die Verkehrsſteuern um⸗

gekehrt von den urſprünglichen Steuerzahlern auch endgültig getragen werden .

Da ſich dies mit einiger Sicherheit weder von den Induſtriezöllen noch dem Fracht⸗

urkundenſtempel ſowie der ſtatiſtiſchen Gebühr behaupten läßt , werden mindeſtens

dieſe aus der Betrachtung auszuſcheiden haben .
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Eine zweite Schwierigkeit beſteht darin , daß es zur Klaſſierung der Be
völkerung nach der Wohlhabenheit an einer das ganze Reich umfaſſenden Ein —
kommenſtatiſtik fehlt . Es bleibt daher nur übrig , die preußiſche Einkommenſteuer —
ſtatiſtik allein zuů Grundlage zu nehmen .

Endlich muß man ſich zur Beſtimmung des Anteils an der ſteuerlichen Ge—
ſamtbelaſtung notgedrungen auf die Bildung nur zweier Bevölkerungsgruppen , der
unbemittelten Bevölkerungsſchicht und der übrigen Bevölkerung beſchränken . Wollte
man weitere Gruppen bilden , etwa ſolche bis 1500 M. , 3000 M. , 10 000 M.
und über 10000 M. Einkommen , ſo würde eine Verteilung der Steuerlaſt auf
dieſe nur auf Grund einer ausreichenden Anzahl jährlich geführter Haushalts
rechnungen möglich ſein . Derartiges Material iſt insbeſondere für die höheren
Einkommengruppen nur ganz unzulänglich vorhanden . Für die Verkehrsſteuernwäre ſeine Verwertung ohnehin ausgeſchloſſen .

Die Grenzen zwiſchen beiden Wohlhabenheitsgruppen läßt ſich mit einigem
Recht bei einem ſteuerpflichtigen Einkommen bis zu 1500 M. ziehen . Damit
umfaßt die Unterſchicht im weſentlichen die Arbeiterbevölkerung und zwar großenteils auch die beſſer gelohnten , da die Grenze des wirklichen Einkommens er
fahrungsgemäß etwas höher als die Steuergrenze liegt und da infolge der Abzüge
durch das Kinderprivileg eine Reihe höherer Einkommen unter die 1500 M. ⸗
Grenze fällt .

Unterſcheidet man , wie angegeben , ſo laſſen ſich ohne die Gefahr allzu
großer Ungenauigkeit eine Anzahl Reichsabgaben ohne weiteres der einen oder der
anderen Gruppe ganz zuteilen , ſo der Zoll von Heringen , von Fleiſch in ge⸗kühltem Zuſtand und von Schmalz ſowie die Tabaksinlandsſteuer der unbemittelten
Klaſſe , andererſeits z. B. der Zoll von ausländiſchen Weinen und Spirituoſen ,die Schaumwein - und Leuchtmittelſteuer , der Effekten - und Talonſtempel , die
Börſenſteuer und die ſonſtigen Verkehrsſteuern mit Ausnahme des Frachturkunden
ſtempels und die Erbſchaftsſteuer der oberen Klaſſe . Eine Anzahl weiterer Steuern
auf Gegenſtände des allgemeinen Verbrauchs wird man annähernd zutreffend
gleichmäßig nach der Kopfzahl verteilen können , ſo den Zoll auf Brotgetreide ,
Reis , Kaffee und Erdöl , ferner die Zündwarenſteuer und den Spielkartenſtempel .
Endlich wird bei einer dritten Kategorie von Steuern auf Genußmittel der Kopfanteil an der Steuer erfahrungsgemäß in der oberen Klaſſe höher als in der
unteren Klaſſe angeſetzt werden müſſen . Dies gilt von dem Zoll und dem Wert —
zollzuſchlag auf ausländiſche Tabaksblätter , von der Zigarettenſteuer , der Brau —
ſteuer , der Branntweinſteuer und der Zuckerſteuer , während umgekehrt der Salz⸗
verbrauch in der unteren Klaſſe höher iſt . Nimmt man den Kopfanteil an der
Salzſteuer in der unteren Klaſſe , den Kopfanteil an den bezeichneten anderen
Steuern in der oberen Klaſſe um die Hälfte höher an, ſo iſt damit das Bild der
Laſtenverteilung jedenfalls nicht zum Nachteile der unteren Klaſſe gezeichnet . Der
Steueranteil in den oberen Schichten würde zweifellos erheblich höher angenommenwerden müſſen , wenn nicht die breite Unterſtufe der Oberſchicht ſich in ſeiner
Lebenshaltung noch ſehr derjenigen der Bnterſchicht näherte .

Unter dieſen Geſichtspunkten iſt eine Laſtenverteilung bei den hauptſächlichſten
Reichsſteuern zu berechnen verſucht worden . Es ſind dabei auf die Unterſchicht75 v. H. der Bevölkerung , auf die Oberſchicht 25 v. §. gerechnet worden . Nachder preußiſchen Einkommenſtatiſtik müßte auf die untere Schicht ſogar 81 v. H.
gerechnet werden . Indeſſen ſind in der unteren Klaſſe eine ganze Anzahl unſelb —
ſtändiger Zenſiten veranlagt , die wirtſchaftlich von einem beſſer dotierten Haushalt
noch abhängen .

Nach dieſer Berechnung entfallen :

—
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Millionen Mark Mark

1. Zöllen auf Lebensmittel , Genuß⸗ 5 317 8
uitrol . 521 317 4204 6,612,8

— ꝗQ2— ( 60,8v. H. ) ( 39,2v. H. )
2. Verbrauchsſteuern ( von Tabak ,

zare , Sak Br
A. heweln 5 3 — 668 133,5 2345 9 14,6

3 (64,9 v . §) (35,1 v. H. )
mitteln , Zündwaren , Spielkarten

3. Verkehrsſteuern ( Wechſelſtempel ,
Reichsſtempelabgaben , Erbſchafts —

ſteuer , Zuwachsſteuer mit Aus 257 257 16. 1

nahme des Frachturkunden -
ſtempels und ber ſtatiſtiſchen

( 00,0v . 5 ) f ( 100 v. H. )

Gebühr )

Von den zur Berechnung gezogenen 1446 750,5695,5 15 . 6 43 . 5

Reichsabgaben an ( 51,9v . 50( 48 9
25

( Unter Zurechnung von 48 Mill . M. 1494 750 743.6 15•. 6 46. 5

Matrikularbeiträgen ) (52. 2v. 9 69 8* 50
*3 5

Für die ſteuerliche Belaſtung mit ſtaatlichen und kommunalen Abgaben in

den einzelnen Bundesſtaaten laſſen ſich ohne umfangreiche Erhebungen und Koſten

andere Unterlagen , als ſie der Denkſchriftenband des Reichsſchatzamts zu der

Reichsfinanzreformvorlage des Jahres 1908 bietet , nicht beſchaffen . Auf Grund

dieſes Materials läßt ſich eine Verteilung der ſtaatlichen und kommunalen Steuer —

laſt auf Einkommen von mehr und von weniger als 1500 M. nicht mit hinläng⸗

licher Genauigkeit durchführen , da das ſtaatliche und kommunale Steuerrecht zu

verſchiedenartig geſtaltet iſt und ſtatiſtiſches Material nicht in ausreichendem Maße

zur Verfügung ſteht . Das gilt nicht nur , was die direkten Abgaben anlangt , von

den Grund - , Gebäude - , Wohn - , Gewerbe — und Wandergewerbeſteuern und den

im Denkſchriftenband ihrem Gegenſtand nach nicht näher bezeichneten direkten

Steuern der kleineren Gemeinden , ſondern auch insbeſondere von den Einkommen —

ſteuern , bei denen die ſteuerfreie Grenze in den einzelnen Steuergeſetzen und

Satzungen ganz verſchieden , bis zu 300 , ja 150 und 60 M. herunter , gezogen iſt

und auch die Kommunen vielfach nicht für ihre Zuſchläge zur Staatseinkommen

ſteuer an eine untere Grenze gebunden ſind . Es muß daher die Feſtſtellung ge—

nügen , daß von der für 1907 errechneten Geſamtſteuerſumme von 1850 Mill . M.

nur der geringſte Teil der in den Einzelſtaaten und Kommunen erhobenen Ab⸗

gaben , nämlich 123 Mill . M. den Maſſenverbrauch betrifft und auch von dieſer

Summie nur etwa 80 Mill . M. auf die Unterſchicht zu rechnen ſein dürften . Ein

anderer Teil der Abgaben belaſtet auch hier ſo gut wie ausſchließlich die Ober —

ſchicht , ſo die Ergänzungsſteuer , die Kapitalrentenſteuer , die Eiſenbahn — und Berg —

werksſteuer , ferner die Umſatzſteuer von Grundſtücken , die Stempelabgaben und

Erbſchafts - und Schenkungsſteuern , zuſammen 235 Mill . M. An den übrigen

Steuern findet zwar mehr oder weniger eine Beteiligung der unteren Klaſſe ſtatt .

Wie hoch dieſer Anteil iſt , dafür dürften die Statiſtiken von Preußen , Königreich
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Sachſen , Baden und Württemberg über die Einkommenſteuer wenigſtens einigen
Anhalt gewähren . Danach entfällt auf die Klaſſe unter 1500 M. Einkommen
von dem veranlagten Geſamtbetrage nur etwa 13 bis 15 v. H. Im großen
Ganzen wird man nicht fehlgehen , wenn man von dem Geſamtaufkommen an
einzelſtaatlichen und kommunalen Abgaben , deren Betrag für den gegenwärtigen
Zeitpunkt vielleicht auf 2 Milliarden M. wird angenommen werden können , etwa
/6 auf die untere , auf die obere Schicht recht . Man käme dann zu dem Er⸗
gebnis , daß von den rund 1450 Mill . M Reichsabgaben ( ohne Induſtriezölleund Frachturkundenſtempel ) und den rund 2000 Mill . M. einzelſtaatlichen und
kommunalen Abgaben , zuſammen alſo von rund 3,45 Milliarden M. , 1,1 Milliarde
Mark oder ½ auf die untere 75 v. H. der Bevölkerung und 2,35 Milliarden M.
oder / auf die oberen 25 v. §H. der Bevölkerung entfallen .

Eine entſprechende ſtatiſtiſche Verteilung der ſteuerlichen Laſten auf die un⸗
bemittelte und die übrige Bevölkerung läßt ſich für Frankreich und England
wegen der Verſchiedenartigkeit in den volkswirtſchaftlichen Verhältniffen ſowie ins —
beſondere deshalb nicht geben , weil Frankreich überhaupt keine Einkommenſteuer
beſitzt und in England die ſtaatliche Einkommenſteuer erſt bei einem Einkommen
von 3000 M. beginnt . Doch laſſen ſich für die Laſtenverteilung immerhin einigeSchlüſſe aus der Vergleichung der Anteile der einzelnen Sieuerzweige am Geſamt —
aufkommen in Deutſchland und den genannten beiden Staaten ziehen .

Es betrug nach dem Denkſchriftenbande in den Jahren 1907 , 1908 der
Anteil am Geſamtſteuerbetrag für die

a b 0 d
Ver⸗

direkten Erbſchafts - Verkehrs - Zu⸗ brauchs - u.
Steuern ſteuern abgaben Aufwands —

ſteuern
In Deutſchland ( 1907 , 1908 ) 50,1 % 15 . 55 8,7 60,3 %

„ Frankreich ( 1908 ) . . 27 . 9 , ra , 1 ,
„ Großbritannien u. Irland

FEEEEE 958 „ 759 65,8 „ 34,2 „
Neuere Zahlen laſſen ſich ohne erneute umfängliche Unterſuchungen auch hier

nicht geben . Es iſt aber hervorzuheben , daß in Großbritannien durch das im
Jahre 1910 verabſchiedete Budget eine erhebliche Erhöhung der Steuern ein
getreten iſt .

40 . Reichsfinanzreform und Wirtſchaftsleben . „ Die
Handelskammer in Bochum ſchreibt in ihrem Jahresbericht für 1909
folgendes :

„ Die am 12. Juli endlich erfolgte Annahme der Vorlage über die
Reichsfinanzreform durch den Bundesrat leitete den Beginn einer lang —
ſam aufſteigenden Bewegung ein Trotz der Mängel der neuen Steuer —
geſetze und der durch ſie bewirkten ſchweren Belaſtung und trotz der
tiefgehenden Aufregung , die infolge der Zerriſſenheit unſerer bürgerlichen
Parteien auch bis heute nicht zur Ruhe gekommen iſt , hat die Annahme
der Reichsfinanzreform der deutſchen Volkswirtſchaft zum Vorteil ge—
reicht . “

( Abg . Speck , 97. Sitzung vom 9. Dezember 1910 St . B. S. 3522 )
Die Dortmunder Handelskammer führt auf Seite 6 ihres

Jahresberichts folgendes aus :

„ Immerhin beibt , was im ſcheidenden Jahre erreicht worden iſt , ein
Erfolg von faſt unvergleichlicher Tragweite . Eine Steuererhöhung um
bald eine halbe Milliarde Mark iſt ein finanzpolitiſcher Akt , deſſen
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Größe weder durch die unzulängliche oder bedenkliche Beſchaffenheit

einzelner Steuern noch durch die politiſchen Opfer , mit denen die Er

höhung erkauft werden mußte , aufgehoben werden kann . Erſt wenn die

zeitliche Diſtanz für ein gerechtes und beſonnenes hiſtoriſches Urteil er

reicht , wenn der Lärm der Steuerkämpfer ganz verſtummt , die Ent —

rüſtung der Beſiegten vergeſſen und überwunden ſein , die Steuerhetze
als nicht mehr zugkräftig ihr Ende gefunden haben wird ; wenn ſich der

wirkliche Wert jener politiſchen Opfer richtig abſchätzen laſſen und der
volle Ertrag der neuen Steuern wirkſam ſein wird : erſt dann wird zu

ermeſſen ſein , was das Jahr 1909 für die Finanzpolitik und die National - ⸗

wirtſchaft geleiſtet hat und als Entwicklungsfaktor bedeutet . “

( Abg . Erzberger , 99. Sitzung vom 12. Dezember 1910 St . B. S. 3608 )

Dann die „ Deutſche Induſtriezeitung “ , das Organ des

Verbandes Deutſcher Induſtrieller ! Wie urteilt die denn über die

Finanzreform ? —

„Bezüglich der Finanzen des Reiches litt ſie ( die Induſtrie ) mehr unter

der dauernden Miſere dieſer Finanzen , als ſie nun unter den Bedingungen

leidet , die die einſtweilige Heſundung derſelben möglich gemacht haben .

Sie iſt im Gegenteil darüber nicht im Zweifel , daß der heutige Zuſtand
dem früheren bei weitem vorzuziehen iſt . Die gute Wirkung der Reform

nicht nur auf die Finanzen des Reiches , ſondern auch auf den Anleihe —

und Geldmarkt iſt nicht zu leugnen . Das kommt auch der Induſtrie zu

ſtatten , nicht nur der Induſtrie , ſondern auch den andern Kreiſen der

gewerbtätigen Bevölkerung , was natürlich wieder auf die Induſtrie

zurückwirkt . Die Induſtrie hat alſo gar keine Veranlaſſung , ſich in Un —

zufriedenheit über die Reichsfinanzreform hineinhetzen zu laſſen . “

( Abg . Lattmann , Wirtſchaftl . Vereinigung , 99. Sitzung vom

12. Dezember 1910 St . B. S. 3585 )

„ Und wie ſteht es denn mit der Geſamtlage unſerer Induſtrie ?

Der „ Vorwärts “ hat im Juni d. J felbſt eine Aufſtellung gebracht über den

Kursſtand der Induſtriepapiere Ende Mai 1909 und Ende Mai 1910 . Aus

dieſer vergleichenden Zuſammenſtellung geht hervor , daß in dieſer Zeit der Durch —

ſchnittskurs dieſer Papiere von 153,9 auf 164,2 geſtiegen iſt . ( Hört ! hört ! in der

Mitte und rechts ) Dieſe Kursentwicklung iſt die Folge und das Spiegelbild einer

erfreulichen gewaltigen Steigerung unſerer induſtriellen Produktion , wie wir ſie

gerade unter der Herrſchaft der vielgeſchmähten „induſtriefeindlichen “ Finanzreform
zu verzeichnen haben .

Und wie ſteht es mit unſerem Außenhandel ? Der Außenhandel iſt ja doch

auch ein zuverläſſiger Gradmeſſer für die Entwicklung unſerer Produktion . In den

Monaten Januar bis Oktober 1909 hat die Geſamteinfuhr 7261 Millionen be—

tragen , im gleichen Zeitraum des Jahres 1910 aber 7542 Millionen . Wir haben

alſo bei der Einfuhr für dieſe Zeit eine Zunahme um 281 Millionen . Das

wichtigſte iſt aber natürlich die Geſtaltung der Ausfuhr , weil in deren Ziffern die

Erfolge unſerer induſtriellen Produktion am beſten zum Ausdruck kommen . Der

Wert unſerer Ausfuhr hat in dem angegebenen Zeitraum betragen : im Jahre

1909 5549 Millionen , im Jahre 1910 6320 Millionen . ( Hört ! hört ! in der Mitte

und rechts Es iſt alſo der Wert der Geſamtausfuhr in den erſten zehn Monaten

des laufenden Jahres gegen das Vorjahr um 771 Millionen geſtiegen . “

( Abg . Speck , 97. Sitzung vom 9. Dezember 1910 St B. S. 3523 )

„ Es iſt intereſſant , zu beobachten , daß die „Frankfurter Zeitung “ und das

„Berliner Tageblatt “ im politiſchen Teile die Finanzreform nach allen Regeln der

Kunſt heruntermachen , im volkswirtſchaftlichen Teile aber die Hebung unſeres

ganzen volkswirtſchaftlichen Lebens anerkennen . Die „Frankfurter Zeitung “ hat

im Januar dieſes Jahres einen Ueberblick über den Kursſtand der Hälfte der

an der Berliner Boͤrſe gehandelten Papiere gegeben und feſtgeſtellt : Ende Mai
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einen Durchſchnittskurs von 153,88 , im Jahre 1910 einen Kursſtand von 164,2Der frühere ſozialdemokratiſche Abgeordnete Calwer hat erſt noch vor wenigen
Tagen in der Zeitſchrift „ Geldmarkt und Kapital “ ausgeführt , daß in neun
Monaten des Jahres 1910 die Durchſchnittsdividende 6,2 betragen habe gegenüber 5,2 im gleichen Zeitraume des Vorjahres . Er weiſt beſonders darauf hin ,wie groß die Steigerung gerade bei einer Reihe von Unternehmungen iſt , die
durch die Steuern betroffen worden ſind , z. B. den Brauereien und auch den
Elektrizitäts - und Gasgeſellſchaften . “ ( Abg . Erzberger , 99. Sitzung vom 12. Dez .1910 St . B. S. 3608

„ Und wie ſteht es denn mit der Schädigung der Induſtrie , die inan im Jahre 1909
als eine ſichere Folge der Reichsfinanzreform ganz beſtimmt vorhergeſagt hat ? Ich
will auch hier nur ein Beiſpiel vorführen , wie die Leuchtmittelſteuer auf die Leucht
mittelinduſtrie gewirkt hat . Das Leuchtmittelſteuergeſetz war kaum in Kraft , da wurden
die Preiſe für die Glühkörper um ein erhebliches gegen früher herabgeſetzt . Das iſt dochder beſte Beweis dafür , daß nicht nur die Induſtrie die Steuer tragen konnte , ſondern
daß ſie auch ganz koloſſale Gewinne früher an dieſen Leuchtkörpern gemacht hatte .
Die Allgemeine Elektrizitäts - Aktiengeſellſchaft hat nach ihrem Geſchäftsbericht für
1909 ein Mehr von rund zuwei Millionen , und zwar ausſchließlich aus dem
Fabrikations - und Warenverkaufsgeſchäft erzielt ( hört ! hört ! in der Mitte und
rechts ) , und ſie konnte für 1909 eine Dividende von 14 Prozent ( hört ! hört ! in
der Mitte und rechts ) gegenüber 13 Prozent im Vorjahre ausſchütten . “

( Abg . Speck , 97. Sitzung vom 9. Dezember 1910 St . B. S
„ Das „Berliner Tageblatt “ , das vorn im politiſchen Teil die Reichsfinanz —

reform bekämpft , hat noch vor wenigen Tagen , am 30. November , im Handels —teil geſchrieben :
Die nachſtehend veröffentlichten drei Berliner Bra uereiabſchlüſſe
fügen dem Bilde , das die bisher wiedergegebenen Geſchäftsberichte aus
dem Brauereigewerbe gezeigt haben , keine weſentlich neuen Züge hinzu .
Es kann kein Zweifel darüber beſtehen , daß die letzte Brauſteuererhöhung
für die Brauinduſtrie eine Geſundung , zum mindeſten eine Klärung im
Gefolge gehabt hat (hört ! hört ! rechts ) , indem ſie die Grundlagen
für eine Konventionsbildung und damit eine generelle Bierpreis —
erhöhung ſchuf .

Alſo ſelbſt das „Berliner Tageblatt “ muß zugeben , daß dieſe Brauſteuer
erhöhung für das Gewerbe nicht der Nachteil war , als den ſie ſie im vorigen
Jahre vorführte .

Nun die Tabakſteuer ; ſie wurde ja am ſchärfſten bekämpft . Den weit⸗
gehendſten Antrag , nämlich auf 80 Prozent Wertzoll , haben die Nationalliberalen
geſtellt , ongenommen wurden 40 Prozent Wertzoll . Da iſt es nun beſonders
intereſſant , daß es gerade die liberale „Kölniſche Zeitung “ iſt , und zwar in ihrerNummer vom 25. Juli 1910 , in welcher nach den Angaben der „Kölniſchen
Zeitung “ von einer „ durchaus ſachkundigen Seite “ längere Ausführungen über die
Tabatſteuer und ihre Folgen gemacht werden . Dieſer Aufſatz behandelt beſonders
eingehend die damals ſtrittige Frage , ob Gewichtszoll oder Wertzoll , und führt
dann über den Wertzoll aus :

Gerade der Wertbeſteuerung des ausländiſchen Rohtabaks war es zu
danken , daß der deutſche Tabak mit einer nur geringen Mehrſteuer be—
legt zu werden brauchte , während die Anhänger des Gewichtszolls eine
Belaſtung des inländiſchen Zigarrentabaks befürwortet haben , der den
jetzigen Steuerſatz um mehr als 30 Prozent übertroffen haben würde .
( Hört ! hört ! in der Mitte und rechts ) Durch das geringe Maß der
jetzigen Belaſtung des deutſchen Tabaks , der bekanntlich für billige
Zigarren verwendet wird , blieb die Zigarre des armen Mannes vor
jeder weſentlichen Verteuerung geſchützt . Nur die Beſteuerung des aus —
ländiſchen Rohtabaks nach dem Wert iſt es auch geweſen , durch die ſich
eine ſtärkere Belaſtung der feineren Zigarrenſorten , eine ungleich geringere
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Belaſtung der (aus ausländiſchem Rohtabak hergeſtellten ) Mittelſorten er

zielen ließ . Es unterliegt keinem Zweifel , daß empfindliche Konſum

rückgänge und umfangreiche Arbeiterentlaſſungen von dauernder Wirkung

nur dann in Frage kommen konnten , wenn das Genußmittel der breiten

Maſſen , die billige Zigarre , durch einen einheitlichen Gewichtszoll für

hoch - und geringwertigen Zigarrentabak ſo ſtark betroffen worden wäre

wie die feine Zigarre . Das hat der Wertzoll vermieden , und wenn

von denjenigen , die den Gewichtszoll wollten und durch ſeine Einführung
einen etwaigen Konſumrückgang erſt verſchuldet haben würden , die von

ihnen gewollte Höherbeſteuerung des Tabaks lediglich deshalb abſprechend
beurteilt wird , weil ihnen die gewählte Steuerform trotz ihrer die

Fabrikation und den Konſum mehr ſchonenden Belaſtung nicht paßt ,

ſo muß dem entgegengehalten werden : es gibt keine ſozialere Reform

einer Genußmittelſteuer als die nach dem Werte . Die durch die Wert

beſteuerung gewährleiſtete geringſte Belaſtung des billigen Maſſen⸗

verbrauchs iſt das beſte Mittel zur Verhütung eines Konſumrückgangs
und auf die Dauer damit auch der wirkſamſte Schutz für die den be—

ſteuerten Konſumgegenſtand herſtellenden Arbeiter .
Das wird in dieſem liberalen Blatt nachgewieſen . wie gerade vom ſozialen

Standpunkt aus die Form der Tabakſteuer , die die Mehrheit geſchaffen hat , zu

billigen iſt , daß ſie die billigen Zigarren geſchont hat , und daß ſie auch auf der

anderen Seite für unſeren deutſchen Tabakbau nicht zu unterſchätzende Vorteile

gebracht hat .
Darüber wird man beſonders im Lande Baden und in der Pfalz nicht

lange im Zweifel ſein ; denn unſere ſüddeutſchen Tabakbauern haben in dieſem

Jahre Preiſe erzielt , teils durch den Weltmarkt , teils durch die Form dieſer Steuer

Preiſe erzielt , welche über die Durchſchnittspreiſe der letzten Jahre gewaltig

hinausgegangen ſind . ( Sehr richtig ! in der Mitte ) Da kam es unter anderm

vor , daß einer unſerer Kollegen , der ſeinerzeit gegen die Tabakſteuer geſtimmt hat ,
von ſeinen eigenen Wählern erſucht wurde , er möge doch nicht mehr gegen die

Tabakſteuer ſtimmen ; denn in ſeinem Wahlkreis ſeien die Wirkungen der Tabak —

ſteuer ganz beſonders erfreulich . “ ( Heiterkeit und hört ! hört ! in der Mitte ) .

( Abg . Erzberger , 99. Sitzung vom 12. Dezember 1910 St . B. S. 3609 )

* 2 — E 2 * 4 2
Was die Lage der Tabakarbeiter betrifft , ſo hat der Abg .

Erzberger am 1. 4. 1911 ausgeführt :
„Ich nehme z. B. das „Reichsarbeitsblatt “ vom Jahre 1911 , und da finde

ich den Satz über den Monat Dezember 1910 :

Mit einer Ausnahme wird die Lage der Zigarrenfabrikation als

befriedigend bezeichnet . Ein Bericht aus Sachſen führt an, daß ſich
die Induſtrie von den nachteiligen Folgen der Steuererhöhung bereits

ſo weit erholen konnte , daß ſie den früheren Geldumſatz nahezu wieder

erreicht habe , daß ſie aber inbezug auf die Menge des Fabrikats noch

zurückſtehe . Derſelbe Bericht ſpricht auch davon , daß ſich der bereits

im Vormonate gemeldete Arbeitermangel namentlich bei der Erledigung

eiliger Weihnachtsaufträge unangenehm bemerkbar machte . Lohn —

erhöhungen waren in zwei Fällen nötig .

Man könnte ſagen : das iſt das Weihnachtsgeſchäft , das die günſtige Konjunktur

hervorgerufen hat . Deshalb leſe ich ſofort den amtlichen Bericht über den Monat

Januar 1911 . Dort wird ausgeführt :
garrenfabritation der Monat Januar nach dem

äft regelmäßig ein Abflauen . Gegen Ende des Monats

5 gang von Aufträgen nach der

Wiederaufnahme der Reiſetätigkeit die Lage etwas . Aus Sachſen wird
ein Mangel an Arbeitskräften , beſonders an weiblichen , berichtet , von



dem befürchtet wird , daß er bei zunehmender Belebung des Geſchäfts —
ganges ſich ſehr ſtörend bemerkbar machen wird .

Alſo im Januar , der durch Jahre immer einen Rückgang in der Zigarreninduſtrie
zur Folge gehabt hat , wird uns trotzdem aus Sachſen bereits von einem Mangel
an Arbeitskräften berichtet . ( Zuruf bei den Sozialdemokraten ) — Hier im
„Reichsarbeitsblatt “ ! Das iſt die amtliche Quelle , der ich mehr Vertrauen ſchenke
als Zahlen , die privatim aufgebracht werden . — Ueber den Monat Februar
1911 wird uns im amtlichen „Reichsarbeitsblatt “ folgendes mitgeteilt :

In der Zigarrenfabrikation iſt der Februar an ſich immer ein
ſtiller Geſchäftsmonat ; der Berichtsmonat wird deshalb zumeiſt auch
als ſtill , aber doch zufriedenſtellend bezeichnet , meiſt aber wird eine
Beſſerung gegenüber dem Vorjahre feſtgeſtellt . Ein Bericht aus
Sachſen weiſt darauf hin , daß große Fabriken ſtark angeſchwollene
Lager haben , die dadurch entſtanden ſind , daß ſie die Zeit des Ueber —
gangs zur neuen Steuer ohne größere Produktionseinſchränkungen zu
überwinden ſuchten ; um dieſe Beſtände abzuſetzen , gewährten ſie jetzt
Rabatte von 10, bei größeren Bezügen von nahezu 20 v. H. Danach
ſcheine es, daß die Anpaſſung an die neuen Steuerverhältniſſe für die
Zigarrenfabrikation noch nicht vollſtändig vollzogen ſei. Das ſtarke
Steigen aller Sorten Rohtabak , die zur Herſtellung billigerer Zigarren
Verwendung finden , laſſe große Erſchwerungen für die Fabrikation er—
warten und beeinträchtige die Abſicht , durch den Wertzoll die billigeren
Sorten weniger zu belaſten , erheblich . Die vorhandenen Arbeitskräfte
konnten jedoch mit geringen Ausnahmen Beſchäftigung finden . ( Hört !
hört ! )

Wenn man die Zahlen aus dem „Reichsarbeitsblatt “ aus der Arbeitsloſenſtatiſtik
herausnimmt , macht man eine ganz intereſſante Erfahrung : man ſieht zunächſt ,
daß die Zahl der Arbeitsgeſuche ſich immer vom Dezember bis zum Februar
ich nehme die neueſten Zahlen — von 277 bis 473 bewegt , alſo 400 bis 500 ,
und die Zahl der offenen Stellen von 132 bis 172 , daß alſo im Durchſchnitt noch
rund 200 , 300 , vielleicht auch 400 Arbeitsloſe vorhanden ſein mögen . Nun iſt
aber eines ſehr intereſſant : wenn man den Orten nachgeht , in welchen die Arbeits —
loſigkeit am häufigſten auftritt , ſo findet man immer , daß Hamburg von den
300 bis 400 Arbeitsloſen zwei Drittel bis drei Viertel umfaßt . Im Dezember
entfallen von 377 Arbeitsgeſuchen auf Hamburg 223 , im Januar von 421 316
auf Hamburg und im Februar von 473 354 auf Hamburg .

Herr Kollege Dr. Hedlſcher hat uns die ſehr intereſſante Mitteilung gemacht,
daß dieſe Arbeitsloſigkeit in Hamburg mit dem Geſetz in keinen unmittelbaren
Zuſammenhang gebracht werden kann . In Hamburg ſind infolge der Steigerung
der Lebensmittelpreiſe , der Mieten , die dortigen Induſtriellen nicht mehr in der
Lage , ſolche Löhne zu zahlen , daß die Arbeiter davon leben können . Es finden
Verlegungen der Induſtrie ſtatt . Dieſe Entwicklung hätte ſich alſo in Hamburg
ſo wie ſo vollzogen , und daher muß die Zahl dieſer Arbeitsloſen in Hamburg ,
nach den Mitteilungen , die wir der Freundlichkeit eines Kollegen verdanken , aus —
ſcheiden . Wenn man ſich nun dieſe Zahlen vor Augen hält , ſo wird man nicht
ſagen können , daß für das eine Vierteljahr noch eine Million erforderlich ſei, um
die Beſtimmung des Eeſetzes durchzuführen . Dieſe Erwägung hält mich aber
nicht ab, zuzugeben , daß in einigen Gegenden Deutſchlands wirklich doch Arbeits —
loſe infolge des Geſetzes vorhanden ſein mögen . Ich nenne z. B. den Niederrhein ,
den Wahlkreis des Herrn Kollegen Fritzen , dann der Kreis des Herrn Kollegen
Becker ( Arnsberg ) . Hier iſt zugegeben , daß Arbeitsloſigkeit nicht bloß infolge
von Konjunkturſchwankungen vorhanden iſt .

Es haben uns die nationalliberalen Herren eine Reſolution unterbreitet ,
welche verlangt , daß dort , wo die Arbeitsloſigkeit infolge des Geſetzes eingetreten
iſt , nach Lage des einzelnen Falles geprüft und eventuell eine Bnterſtützung ge—
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währt werden möge . Ich kann hier erklären , daß meine politiſchen Freunde für

die Reſolution ſtimmen werden . “ (1. 4. 1911 St . B. S. 604 . )

Der erwähnte ſozialdemokratiſche Antrag wurde abgelehnt und

die Reſolution der Nationalliberalen angenommen .

41 . Die Aufhebung der Sündholzſteuer iſt in einer

freiſinnigen Interpellation (II . Seſſ . 1910/11 Druckſ . Nr . 579 ) ge⸗

fordert worden . Staatsſekretär Wermuth verhielt ſich rein ablehnend .

„ In Frankreich beſteht die Zündholzſteuer ſeit dem Jahre 1871 und erfordert

auf den Kopf der Bevölkerung 60 Pfennig für das Jahr . Bei uns beträgt die

Belaſtung vorläufig für 1910 und 1911 nur 23 Pfennig auf den Kopf der Be —

völkerung , und im Beharrungszuſtande wird ſie vielleicht auf 30 bis 40 Pfennig

ſteigen . Es iſt doch von Intereſſe , daß bei Beratung des franzöſiſchen Geſetzes
auch das Moment ſtark mit verwendet wurde , das hier im Sommer 1909 ein

wenig ironiſch behandelt worden iſt , nämlich die Einſchränkung des leichtſinnigen

Umgehens mit Zündhölzern und damit der Feuersgefahr . Sie wiſſen , meine

Herren , daß unſere Feuerverſicherungsgeſellſchaften bereits ſeit langen Jahren ſich
dieſes Arguments bedienen , und das Argument war auf die Reichsverwaltung nicht

ganz ohne Einwirkung geblieben .
Durch die Interpellation kommt nun die Zündholzinduſtrie in eine ganz

eigenartige Situation . ( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts ) Nun ſteht ſie da

inmitten zwei diametral auseinandergehender Zugkräfte . Daß dadurch ihre Lage
nicht verbeſſert wird , das ſieht ſie ſelbſt ein, und ſie erläßt deshalb in ihrer

offiziellen Zeitſchrift einen wahren Notſchrei gegen die Interpellation und gegen die

Aufhebung der Zündwarenſteuer . ( Hört ! hört ! in der Mitte und rechts

Ich muß Ihnen aus der betreffenden Nummer der Zeitſchrift für Zünd
warenfabrikation wenigſtens eine der ſchwächſten Stellen vorleſen .

Die jetzige Wiederaufhebung der Steuer — ſagt die Zündholzinduſtrie
ſelbſt — würde alſo alle die ſchwer ſchädigen , derer die Interpellation

gedenkt ; die Induſtrie würde wirtſchaftlich völlig ruiniert , der Zündholz —
handel ausgeſchaltet und die Arbeiterſchaft — gleich den Fabrikanten
ihr Brot verlieren . “ ( 102 . Sitzung vom 10, Januar 1911 St . B.

27S. 3755 )

Abg. Graf v. Oppersdorff erklärte :

„ Dann muß ich aber darauf hinweiſen , daß der Gedanke an dieſe Steuer

aus liberalen Kreiſen ſtammt . ( Sehr richtig ! in der Mitte und rechts ) Liberale

Kreiſe haben ſogar das Monopol verlangt . ( Sehr richtig ! und hört ! hört ! in der

Mitte und rechts ) Herr Dr. Oſann , der ſehr unterrichtete und ſachverſtändige
Behandler dieſer Frage in früheren Debatten , hat vom Monopol hier ganz aus —

drücklich geſprochen . ( Hört ! hört ! rechts ) Und die „Kölniſche Zeitung “ , die ſeiner

Partei ſehr nahe ſteht ( ſehr richtig ! rechts ) , hat neulich noch ausdrücklich dieſes
Verdienſt des Dr. Oſann hervorgehoben . ( Hört ! hört ! in der Mitte und Zuruf

rechts : Gratulorl )

Nach dieſem großen Auskunftsmittel iſt dann die ſpätere Mehrheit in der

Finanzreform auf das kleinere , der bloßen Beſteuerung , gekommen . Aber , meine

Herren , auch nicht aus eigener Kraft , wenn ich ſo ſagen ſoll , ſondern darauf hin —

gewieſen durch Herren von der linken Seite . Der damalige Block hatte ja

monatelang den vom Fürſten Bülow ihm offengehaltenen Vortritt im Steuer⸗

machen . Im Block wurde zuerſt vom Monopol geſprochen und gedruckt , und die

ſpätere Mehrheit hatte anfänglich gar nicht die Abſicht , auf dieſe Steuer zu
kommen , bis ſie andere in die Debatte warfen . Zur rechten Stunde hat da

neulich ein Zündholzinduſtrieller aus dem Süden an dieſe Wahrheit in einem

Briefe erinnert . Der Herr ſchrieb folgendes :
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Bevor im Frühjahr vorigen Jahres der Block ſich löſte , waren auch die
Organe der linksſtehenden Parteien geneigt oder wenigſtens nicht offen
kundig dagegen , dieſe Steuer zu bewilligen . ( Hört ! hört ! in der Mitte )
Die Ehrlichkeit verlangt , dieſes anzuerkennen . Es war ja auch bekannt ,
daß eine Reihe von Nachbarſtaaten ſchon Abgaben auf Zündholz oder
ein Fabrikationsmonopol haben , ohne daß ſchwere Uebelſtände ſich ein —
geſtellt hätten . “

Redner wies dann darauf hin , daß die Aufhebung der Steuer

von den Fabrikanten ſelbſt nicht gewünſcht werde , den Handel ſchädige
und die Arbeiter beſchäftigungslos machen würde ; auch fehle jede
Erſatzſteuer . Namens der Nationalliberalen betonte Abg . Dr . Oſann :

„ Wir beugen uns alſo in der Richtung den Beſchlüſſen , die die Majorität
des Reichstags hinſichtlich der Finanzreform gefaßt hat , und ſind bemüht , nachdem
ſich Mißſtände herausgeſtellt haben , nun auch in verbeſſernder Weiſe mit Hand
anzulegen . Darin unterſcheiden wir uns vielleicht von den Interpellanten , die ja
einfach ihre Interpellation damit begründen , daß Mißſtände vorhanden ſind , und
daß dieſe Mißſtände nicht anders beſeitigt werden können als dadurch , daß das
ganze Zündwarengeſetz aufgehoben werden ſollte . Auf dem Standpunkt ſtehen
wir nicht und können wir auch nicht ſtehen , wenn wir die realen Verhältniſſe be—
trachten , insbeſondere die Erklärung des Herrn Reichsſchatzſekretärs , ( Abgeordneter
Dr . Hahn : Hört ! hört ! ) , er habe nicht die Möglichkeit , auf eine derartige Steuer
zu verzichten . “ ( 102 . Sitzung vom 10. Januar 1911 St . B. S. 3747 )

Der nationalliberale Abg . Wachhorſt de Wente erklärte gar bei

dieſer Gelegenheit :
„ Herr Dr . Hahn hat mir unterſtellt , daß ich in meiner Wahlrede auch im

Lande die Streichholzſteuer , die hier vom neuen Block geſchaffen worden iſt , ſtets
in einer Weiſe auszubeuten wüßte , die mit der Wahrheit nicht ſo recht in Einklang
zu bringen iſt . Ich lehne dieſen Vorwurf unter allen Umſtänden ab und kon
ſtatiere hiermit , daß ich in meinen Wahlagitationsreden und in meinen Verſamm
lungen ſtets zum Ausdruck gebracht habe , daß auch die nationalliberale
Fraktion bereit geweſen wäre , eine Streichholzſteuer zu bewilligen ,
wenn ihr eine wirkliche direkte Steuer vorangegangen wäre . “

( 102 . Sitzung vom 10. Januar 1911 St . B. S. 3752 )

Auch von freiſinniger Seite liegt ein bezeichnendes Ein —

geſtändnis vor :

„ Ich beziehe mich auf den Bericht des Reichstags über die Sitzung von
Mittwoch den 14. Dezember 1910 , wo der Herr Abg . Schrader geſagt hat :

Von 500 Millionen wollten wir mindeſtens 100 Millionen Vermögens —
und Erbſchaftsſteuer . ( Zuruf rechts : Und die anderen 400 Millionen 7)

Antwort des Herrn Abgeordneten Schrader :

Mußten vernünftigere indirekte Steuern ſein .

Gurufe links : Vernünftigere ! ) Darauf kommt es nicht an, meine Herren , auf
das Wort „ indirekte “ Steuern kommt es an . ( Zurufe links ) Das ſteht gar
nicht zur Debatte , ob die eine oder die andere Form mehr oder weniger ver
nünftige Vorſchläge ſind , ſondern das entſcheidende iſt , ob indirekte Steuern . “
( 103 . Sitzung vom 11. Januar 1911 St . B. S. 3779 )

Um den Wünſchen der Zündholzinduſtrie entgegenzukommen , iſt
unmittelbar vor der Vertagung des Reichstags ein Geſetz angenommen
worden , daß 1. die Kontingentierung von 5 auf 10 Jahre ver⸗

längert ; 2. dem Bundesrate die Möglichkeit gibt , die Kontingente
dem Jahresverbrauch anzupaſſen und ſo die kleinen Fabrikanten zu
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ſchützen . Das 1909 erlaſſene Geſetz ſollte der Zündholzinduſtrie den

Uebergang in die neuen Verhältniſſe erleichtern , indem es ſie auf

fünf Jahre vor dem Wettbewerb neuer Fabriken ſchützte und den

beſtehenden Fabriken den Abſatz
in dem Umfang ſicherte , in dem ſie

in den letzten drei Jahren an der Herſtellung beteiligt geweſen waren .

Nun hat aber die Wirkung der Vorverſorgung die Ausnutzung der

Schutzfriſt in den erſten Jahren unmöglich gemacht und die Lage der

Fabriken in einer Weiſe beeinflußt , daß ſie eine längere Zeit als

fünf Jahre brauchen , um die Folgen auszugleichen . Die Zündholz⸗
induſtrie wünſchte deshalb die Verlängerung der Friſt auf 15 Jahre .
Dies erſchien zurzeit nicht geboten ; insbeſondere läßt ſich nicht über —

ſehen , ob es gerechtfertigt iſt , auf ſo lange hinaus das Entſtehen
neuer Fabriken durch den Steuerzuſchlag auszuſchließen . Es beſteht

vielmehr Grund zu der Annahme , daß eine Verlängerung der Friſt

auf 10 Jahre genügen wird , um der Induſtrie die Ueberwindung
der vorhandenen Schwierigkeiten zu ermöglichen . Was dagegen die

weiter geſtellte Forderung betrifft , ſo iſt anzuerkennen , daß das Ge⸗

ſamtkontingent erheblich höher iſt , als der augenblickliche Inlands⸗

verbrauch von Zündhölzern . Der große Spielraum zwiſchen Kontingent
und Verbrauch hat es einzelnen Fabriken geſtattet , weit mehr Zünd —
waren herzuſtellen und abzuſetzen als ihrem früheren Anteil an der

Herſtellung im Verhältniſſe zu dem verringerten Verbrauch entſprechen
vürde . Dadurch iſt aber der Anteil anderer Fabriken an dem Abſatz

noch weiter geſunken und hat bei einzelnen ein Maß erreicht , das

nicht nur die Erzielung eines Gewinnes , ſondern auch die lohnende

Ausnutzung der vorhandenen Betriebseinrichtungen erſchwert . Hier
kann ein Ausgleich nur dadurch herbeigeführt werden , daß bis zur

Erreichung eines genügenden Abſatzes das Geſamtkontingent und die

Kontingente der einzelnen Fabriken ſo weit herabgeſetzt werden , 8
ſie ungefähr dem jeweiligen Inlandsverbrauch entſprechen . Die

5 der Ko ntingente ſoll allerdings nicht gleichmäßig für

Zündwarenfabriken erfolgen , da ſie je nach dem Umfang des
Benich⸗

verſchiedenartig
wirkt . Fabriken mit einem großen

können auch bei einer Herabſetzung bis auf die Hälfte , über die

vorausſichtlich nicht hinausgegangen zu werden braucht , ihren Betriel,
noch fortſetzen . — mürde eine gleiche Purirt ung bei kleinen

und mittleren 39Ä
n,

die ſchon an ſich durch ihr kleineres Kontingent

an der Ausdehnun 1 ihre
5 Abſatzes gehindert ſind, die Aufrecht⸗

rhaltung eines — iden Betriebs und die erforderliche Ausnutzung
— Anlagen untunlich machen. In Anſehung dieſer Fabriken mußte

daher die Möglichkeit geſchaffen werden , eine verhältnismäßig ge⸗

ringere Kürzung oder was beſonders für die ganz kleinen Be⸗

triebe zutriftt — überhaupt keine Kürzung des Kontingents eintreten

zu laſſen . Der Erlaß der hiernach erforderlichen Maßregeln , die eine

Prüfung der Verhältniſſe der einzelnen Fabriken und einen
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der verſchiedenen Intereſſen erfordern , iſt aus Zweckmäßigkeitsgründen
dem Bundesrat überlaſſen .

Um das raſche Zuſtandekommen des Geſetzes , das die Kern —
wünſche der Induſtrie befriedigt , haben ſich namentlich die Abgg .
Graf Oppersdorff , Dr . Pichler und Erzberger verdient gemacht . Dieſes
Geſetz nützt auch den Arbeitern , da es ihnen fortlaufende Be —

ſchäftigſung gibt . Die Sozialdemokraten und Freiſinnigen ſtimmten
gegen das Geſetz ; erſtere brachten aber einen Antrag ein , der den
arbeitsloſen Zündholzarbeitern 400 000 M. Unterſtützung gewähren
ſollte ; zur Zeit der Stellung dieſes Antrages waren 25 Arbeiter be —

ſchäftigungslos , ſo daß ein Arbeiter mehr als 16 000 M. Unter⸗

ſtützung erhalten hätte , denn der Antrag war für das Etatsjahr 1911

beantragt .

42 . Der Stand der Reichsſchulden war am 1. Oktober 1910 :
4 996 633 500 M. Die durchſchnittliche Verzinſung der Geſamt —
anleihe beträgt 3,591 . Dieſe Schulden ſind für folgende Zwecke
verwendet worden : Reichsheer 1 921 Mill . M. , Marine 972 Mill . M. ,
Expedition und Kolonialaufſtände 669 Mill . M. , Zuſchußanleihen
zum Etat und Deckung der Fehlbeträge 520 Mill . M. , Reichspoſt
381 Mill . M. Reichseiſenbahnen 311 Mill . M. , Kaiſer - Wilhelm⸗
Kanal 151 Mill . M. , Zollanſchlüſſe 52 Mill . M . Münzweſen
46 Mill . M. , Kolonien 43 Mill . M. ( wozu noch die oben erwähnten
neuen Schutzgebietsanleihen kommen , die heute rund 108 Mill . M.

betragen ) .

43 . Die Fuwachsſteuer war ſchon in der Reform von 1909
enthalten . Die damaligen Verſuche auf Schaffung einer Zuwachs⸗
ſteuer fanden bei der Regierung ein Unannehmbar . Man verſtändigte
ſich dann dahin , daß der Grundſtückumſatzſtempel bis 1912 3
erhoben werden ſollte , dann ſollte / d in Wegfall kommen und an
Stelle desſelben die Zuwachsſteuer auf Grundſtücke treten . Bei der

Reichsfinanzreform haben ſich alle Fraktionen für die Zuwachsſteuer
ausgeſprochen . Die Regierung legte ſchon im Frühjahr 1910 ihren
Entwurf vor ( II . Seſſ . 1910/11 Druckf. Nr . 374 ) .

Die erſte Leſung fand am 15 . April 1910 ſtatt , an dieſe ſchloſſen
ſich ſehr langwierige Kommiſſionsberatungen , über welche Abg . Graf
Weſtarp zwei Berichte erſtattete (II . Seſſ . 1910/11 Druckſ. Nr . 515
und 596 ) . Die zweite Leſung dauerte vom 16 . —25 . Januar 1911;
die dritte Leſung fand am 31 . Januar und 1. Februar 1911 ſtatt .
Das Geſetz wurde mit 199 gegen 93 Stimmen und 20 Enthaltungen
angenommen ; nur zwei Fraktionen ſtimmten geſchloſſen : mit ja die
Nationalliberalen , mit nein die Sozialdemokraten ; alle anderen Parteien
waren geteilt . Die übergroße Mehrheit des Zentrums ſtimmte mit ja .

a) Der Grundgedanke der Zuwachsſteuer konnte von
keiner Seite bekämpft werden .
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daran und werden mit aller Beſtimmtheit darau

dem Jahre 1914 mit dem Abbau auch des letzt des Umſatzſtempels

begonnen werden wird . “ ( Abg . Marx , 1608. Sitzung vom 16. Januar 1911

St . B. S. 3901 )

„ Meine Herren , Sie entſcheiden hier über eine Beſitzſteuer , eine Steuer

mit den gleichen GHrundgedanken und Gru ſchaften , mit ähnlichen Vorzügen

und mit nicht ſtärkeren Nachteilen als ar uern , wie die Vermögens⸗ ,
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inander abgrenzt , eine Steuer , die
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und inſofern iſt der Schritt , über den ſie beſchließen wollen , ein

der deutſchen Steuergeſchichte . “ ( Staatsſekretär Wer muth ,

om 16. Januar 1911 St .
5

d

B. S. 3898

p) Der ſteuerpflichtige Wertzuwachs iſt der Unterſchied

iſchen dem Erwerbspreis und dem Veräußerung 5. In der

Kommiſſion iſt Steuerfreiheit dann beſchloſſen worden, wenn der

Veräußerer ein Jahreseinkommen von nicht mehr als 2

und der äußerungspreis bei bebauten Grundſtücker

20 000 M bei unbebauten nicht mehr als 500

Die Sozialdemokraten ſtellten den Antrag (

Nr . 605 ) , auch die Steuerfreiheit dieſer kleinen Leute

ſo daß der Abgeordnete Marx mit Recht bemerkte :

miſſion
„Hier möchte ich nun gleich die Bemerkung hinzufügen , daß die K

meines Erachtens überaus ſozial richtig gedacht hat , als f wenigſtens eine Be

ſchränkung inſofern einführte , daß Leute mit einem Einkommen von unter 2000 M.

überhaupt ſteuerfrei ſein ſollen , wenn es ſich eben nicht um größere Beſitzungen

handelt . Das halten wir für durchaus richtig , daß alſo hier auch eine perſönliche

Befreiung ſtattfindet , weil Leute bis zu einer ſolchen Einkommensgrenze doch nicht

zu einer ſoichen Beſitzſteuer herangezogen werden können .

Da bin ich nun im höchſten Maße darüber erſtaunt , zu ſehen , daß der

Antrag der ſozialdemokratiſchen Partei von dieſer Beſchränkung , von dieſem Schutz

des kleinen Mannes vollſtändig abſieht . ( Hört ! hört ! in der Mitte ) Die Herren

wiſſen hier nichts von einem Schutz des Mannes mit einem Einkommen von unter

2000 Mark . Bei der Agitation jetzt ſchon iſt uns wiederholt entgegengehalten

worden : ihr wollt mit dieſer Beſtimmung nur den Arbeiter befreien , ihr ſeid die

jenigen , die den Arbeitern allerdings etwas geben , wenn ihr die Steuergrenze

2000 Mark feſtſetzt ; aber ſo iſt uns entgegengehalten worden den Mittel⸗

ſtand , den Handwerker habt ihr hier gar nicht berückſichtigt , weil il ir auf

2000 Mark gegangen ſeid . Ich möchte das hier als beſonders ig be

zeichnen , daß man in dem Antrag der Herren Soziald kraten gerade dieſen

meines Erachtens überaus wichtigen ſozialen Gedanken vollſtändig hat beiſeite

gelaſſen , daß man ihn vollſtändig unterdrückt hat . Hier ſoll alſo auch der kleine

Mann ſeine Steuer zahlen . Die Herren werden uns ja nachher ihre Gründe

h0



100

mitteilen können , welche ſie dazu beſtimmt haben , dieſen ſonderbaren Antrag zu
ſtellen . “ ( 108 . Sitzung vom 16. Januar 1911 St . B. S. 3904 )

Der ſozialdemokratiſche Antrag wurde abgelehnt und ebenſo der
Antrag der Abgeordneten Pauly ( Kochem ) , Dr . Savigny , die
Steuerfreiheit bis zu 3000 Mark Jahreseinkommen auszudehnen .
( J . Seſſ . 1910/11 Druckſ . Nr . 606 )

c) Zurechnungen zum Erwerbspreis finden in weit —
gehendem Umfang ſtatt ; ſie umfaſſen : 1. die Koſten des Erwerbes ;
2. den Betrag der ausgefallenen Forderungen bei Zwangsverſteigerung
bis zum wirklichen Wert des Grundſtückes ; 3. die Aufwendungen für
Bauten , Umbauten nebſt 5d Zins ; bei Baugewerbebetrieben 15 “ 6
Zins ; 4. die Aufwendungen für Straßenbauten und Verkehrsanlagen
nebſt 4 % bis zu 15 Jahren ; 5. ferner eine allgemeine Zinsvergütung
für Erwerbspreis und Verbeſſerungen von 2½ %, ſofern das ar
nicht mehr als 100 M. , bei Weinbergen 300 M. koſtet ; der Mehr⸗
betrag wird bei unbebauten Grundſtücken mit 2ů/ , bei bebauten mit
1¼ verzinſt . Dieſe Beſtimmungen ſind infolge eines Zentrums⸗
antrages ins Geſetz aufgenommen worden ; derſelbe wurde nicht in
allen Teilen angenommen , wohl aber bezüglich der 300 Mark für
Weinberge , wo die Kommiſſion 200 Mark beſchloſſen hatte . Für
Gebäude forderte der Zentrumsantrag (II. Seſſ . 1909/11 Druckſ .
Nr . 617 ) eine Zinsanrechnung von 2/ . Abg. Trimborn führte
hierzu aus :

„ Es iſt in der Vorlage bei Nr . 2 vorgeſehen , daß der Mehrbetrag gegenüber
Abſ . 1 bei unbebauten Grundſtücken mit 2 ) , bei bebauten nur mit 1 % angerechnet
werden ſoll . Eine ſolche Differenzierung zwiſchen bebauten und unbebauten Grund —
ſtücken an dieſer Stelle ſcheint uns unbegründet . Es ſcheint uns gerechtfertigt , hier
bebaute und unbebaute Grundſtücke gleichzuſtellen , und zwar wünſchen wir dieſe
Gleichſtellung , wie ich ausdrücklich betone , mit Rückſicht auf die ſchweren Be —
laſtungen , denen der Hausbeſitz durchweg in Deutſchland ausgeſetzt iſt . Dieſe
Belaſtungen des Hausbeſitzes in unſeren deutſchen Gemeinden , namentlich in
unſeren Stadtgemeinden , ſind ganz ungemein große . Ich erinnere an die vielfach
enorm hohen Grund - und Gebäudeſteuern , zumal , wo ſie nach dem ſogenannten
gemeinen Wert bemeſſen ſind ; ferner an Kanalgebühren , Kehrgebühren und
anderes . Mit Rückſicht vor allem auf dieſe Belaſtung ſind wir der Meinung , daß
hier bebaute und unbebaute Grundſtücke ſehr wohl gleichgeſtellt werden können . “
( 111 . Sitzung vom 19. Januar 1911 St . B. S. 4001 )

Der Antrag des Zentrums , auch bei bebauten Grundſtücken 2/8
wurde gegen die Stimmen der Linken und einesins anzurechnen ,2

Teils der Rechten abgelehnt und dann der nationalliberale Antrag ,
1½ / Zins anzurechnen , gegen die Sozialdemokratie angenommen .

d ) Abzüge vom Veräußerungspreiſe . Nach langen Be —
4 2 4 7A7 N Narzut

8 0
ratungen hat der Reichstag folgende Abzüge vom Veräußerungspreiſe
geſtattet : 1. die Koſten der Veräußerung nebſt der üblichen Proviſion ;
2. den Betrag , um den nachweislich während des für die Steuer —
berechnung maßgebenden Zeitraums , jedoch nicht länger als für 15

zuſammenhängende Steuerjahre , der aus dem Grundſtück erzielte
UErtrag hinter drei vom Hundert des Erwerbspreiſes zurückbleibt .
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Die Steuerſtaffel 3
mit 10 % bei einer tſteigerung

von 10 %ͤ und ſteigt dann je um 1 %ĩbei weiteren ingen von

je 20 % , ſo daß 15 Steuer bei 965 117 %— Wertſteigung , 20

Steuer bei 190 — 200 “ Wertſteigung und 30 ½ Steuer als Höchſt
1

r Wer

Steigr

maß bei einer Wertſteigung von mehr als 290 “ erhoben wird . Die

geſamte Staffel und Struktur des Geſetzes iſt ſo , daß der kurzfriſtige

Beſitz am ſchärfſten getroffen wird .

t) Die Rückdatieru
19

bis 1885 ſteht mit der Steuerſtaffel

im engſten Zuſammenhang . Das Geſetz beſtimmt :

„ Liegt der für die Bemeſſung des Wertzuwachſes nmaßgebende

Erwerbsvorgang vor dem 1. Januar 1885 , ſo tritt an die Stelle

des Preiſes der Wert , den der Gegenſtand an dieſem Tage gehabt

hat , wenn der Steuerpf lichtige nicht nachweiſt , daß er oder ſein Rechts

vorgänger vor jener Zeit bei einem ſteuerfreien oder ſteuerpflich tigen

Erwerb einen höheren Erwerbspreis gezahlt hat . “

Zur Schonung dieſes alten Beſitzes iſt dann folgende Be —

ſtimmung über den Steuererlaß gegeben worden :

igt ſich 5 jedes vollendete Jahr des für

aßgeebenden Zeitraums um eins vom Hundert
Grundſt üc vor dem 1. Januar 1900 er —

e
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„ Gerade zu unſerer Zeit , wo die Atomiſierung unſerer Geſellſchaft ſo außer —
ordentlich nahe liegt , wo ſie immer weitere Fortſchritte macht , müſſen wir mit der

größten Vorſicht an eine Belaſtung des Grundbeſitzes herangehen und ſie nur ſo
weit zulaſſen , als es die Notwendigkeit verlangt und das Necht zuläßt . Es
handelt ſich hier um hier gleich dieſen Vorwurf zurückzuweiſen nicht um ſo
genannte agrariſche Beſtrebungen . Da trete ich durchaus den zutreffenden Aus —

führungen 5s Herrn Grafen Weſtarp bei , als er hervorhob , wie gerade der

Beſitz unſerer landwirtſchaftlichen Bevölkerung in mancher Beziehung wertvoll

für unſer ganzes Staatsleben iſt und einen ſtarken Schutz des Staates in An —

ſpruch zu nehmen das Recht hat . Aber ebenſo iſt neben dieſen berechtigten Be —

ſtrebungen auch der Beſitz des feſten , echten Bürgertums gerade in unſerer Zeit
von einer nicht zu unterſchätzenden Bedeutung . Der wird hier in Mitleidenſchaft
gezogen , und wir haben zu betrachten , ob nicht durch das Geſetz wohlerworbene
Rechte verletzt werden . In Anerkennung unſerer finanziellen Lage wollen wir
einer Zurückbeziehung auf das Jahr 1885 zuſtimmen , und zwar deshalb , weil wir

zugeben müſſen , daß wir bei dem jetzigen Stande der Beratung mit einer ganzen
Reihe von Beſtimmungen , die wir in der Kommiſſion und auch jetzt hier in der

Beratung angenommen haben , gar nicht mehr vorankommen könnten , wenn wir
an der Feſtſetzung des Jahres 1885 rütteln wollten ; wir müſſen an dem Jahre
1885 feſthalten wenn auch vielleicht ſchweren Herzens —, weil wir eine ganze
Reihe wichtiger Beſtimmungen angenommen und gebilligt haben , die nur dann
eine Berechtigung haben , wenn die Zurückbeziehung auf das Jahr 1885 zu
Grunde gelegt wird . Aber wir müſſen dieſe Rückbeziehung für den langjähren
Beſitz milde geſtalten .

Die Kommiſſion hat den von mir vorgetragenen Geſichtspunkten ſchon
inſofern Rechnung getragen , als ſie im Abſ . 2 eine Erleichterung des langjährigen
Beſitzes vorgeſehen hat und hier einen Abzug von ein Prozent des Steuerbetrags
zuläßt . Wir haben aber geglaubt , hier noch weiter gehen zu müſſen , um
namentlich für die Uebergangszeit möglichſte Schonung dieſes Beſitzes herbeizu —
führen . Wir können es nicht als richtig betrachten , wenn jetzt ſchon mit der

ganzen Schärfe des Geſetzes auf den langjährigen Beſitz eingewirkt wird , und

deshalb ſchlagen wir in dem Ideengang , den ich bereits in meinen Ausführungen
zu §! andeutete , vor , hier einen Unterſchied zu machen zwiſchen den Jahren des

Beſitzes , die vor 1910 liegen , und den Jahren , die nach 1910 liegen . Es ſcheint
uns richtiger zu ſein , einen erheblicheren Abzug vorzunehmen für die Jahre , die
vor dem Jahre 1910 zurückliegen , um gerade Rückſicht zu nehmen auf den Beſitz ,
der ſich ſchon vor dem Erlaß dieſes Geſetzes in feſten Händen befunden hat .
Wir wünſchen alſo , daß für den vor 1910 zurückliegenden Beſitz pro Jahr
2 Prozent abgezogen werden , während wir für die Zukunft darin einwilligen ,
daß , entſprechend den Kommiſſionsbeſchlüſſen , 1 Prozent des Steuerertrages in

Abzug gebracht wird . Wir glauben , daß wir dadurch den für die Uebergangszeit
wenigſtens mit allzu großer Schärfe wirkenden Beſtimmungen des Geſetzes in
etwas die Spitze abbrechen , daß wir hier auf den in feſten Händen befindlichen
Beſitz billige Rückſicht nehmen , und daß wir auch auf dieſe Weiſe über die Ueber —

gangszeit allmählich bis zur vollen Wirkung des Geſetzes hinüberleiten . “ ( Abg .
Marx , 111 . Sitzung vom 19. Januar 1911 St . B. S. 4026 )

Der hier erwähnte Antrag einzelner Zentrumsabgeordneter , für
die Vergangenheit allgemein einen Steuererlaß von 2 / zu geben
( I . Seſſion 1909/11 D. S . Nr . 617 ) , wurde abgelehnt und dann

beſtimmt , daß für den vor 1. Januar 1910 erworbenen Beſitz bis

1911 . pro Jahr 1¼ / Steuerrabatt gegeben wird und da 40 jährige
Termine in Betracht kommen , geſtaltet ſich der Steuerrabatt für ein

ſeit 1860 im Familienbeſitz befindliches Grundſtück , daß 1920 ver —

kauft wird , folgendermaßen :



von 1885 —1910 pro Jahr 1½ ⅝ ö= 1541¼ %% . . . 221

0 10 %

zuſammen 32½ / /
7

In dieſen Steuerrabatten liegt ein ſehr erhebliches Entgegenkommen

an den alten Beſitz . Freiſinnige und Sozialdemokraten ſprachen ſich

ſehr ſcharf gegen die Schonung des langjährigen Beſitzes und nament⸗

lich gegen den Zentrumsantrag aus :

„ Das Zurückgehen auf das Jahr 1885 wird hier jetzt als die allerſchlimmſte

Beſtimmung bekämpft , und der Geſetzentwurf von dem Herrn Abgeordneten

Dr. Arendt für unannehmbar erklärt , wenn dieſe Beſtimmung nicht geändert

werde . Was ſtand aber in dem Entwurf von 1909 ? Rückgriff bis 18841 Da

ich einmal bei dieſem Punkte bin , möchte ich erwähnen , daß eine große Anzahl

von Gemeinden noch erheblich weiter zurückgeht als bis 1885 : ſo Zehlendorf bis

1875 , Stargard bis 1872 , Hildesheim bis 1876 , Wilhelmshaven bis 1889 , Dort —

mund bis 1860 , Marburg bis 1880 , Eſſen bis 1871 . und es iſt ſchon erwähnt

worden , daß Hamburg vollſtändig unbegrenzt in die Vergangenheit zurückgreift ;

dasſelbe iſt auch bei einzelnen kleinen Orten Preußens der Fall .

Die Bedenken , die aus jener Zurückdatierung herzuleiten wären , ſind damals

nicht vorgebracht worden . Jetzt aber werden ſie, und zwar , wie mir ſcheint , in

einer den Geſetzentwurf gefährdenden Form hervorgehoben . Demgegenüber muß

ich darauf aufmerkſam machen , daß es ſich hier um einen für das Erträgnis des

Geſetzes äußerſt wichtigen Punkt handelt . Ich werde auf die Ertragsberechnung

zurüdkommen , möchte aber ſchon jetzt erklären , daß ich den Ausführungen des

Herrn Redners der konſervativen Partei völlig zuſtiuume , in denen er hervorhob ,

daß es ſich hier um ein Steuergeſetz von unmittelbar finanzieller Wirkung handelt ;

wir müſſen darauf ſehen , daß es dieſe Wirknung behält . “ ( Staatsſekretär Wer⸗

muth , 119 . Sitzung vom 17. Jan . 1911 St . B. S. 3946 )

g) Zum Verſtändnis über das nicht leichte Geſetz ſeien hier

einige Beiſpiele der amtlichen Steuerberechnung aus den

vom Reichsſchatzamt herausgegebenen Amtlichen Nachrichten über das

Zuwachsſteuergeſetz wiedergegeben ; ſie laſſen auch am deutlichſten die

Wirkung des Geſetzes erkennen und geben alles Material , um An⸗

griffen entgegentreten zu können .

I.

Ein bisher im Familienbeſitze befindliches 50
àa großes Wirt⸗

ſchaftsanweſen mit dinglichem Recht ſoll am 1. Januar 1885 —

40 000 M. wert geweſen ſein. Im Jahre 1900 ſoll N. das elter⸗

liche Anweſen für 65000 M . übernommen haben . 5000 M . fallen

auf ſteuerfreie Gegenſtände ( Mobiliar , Kellervorräte uſw. ) . Es waren

fünf gleichberechtigte Geſchwiſter vorhanden . Im Auguſt 1911 ver⸗

kauft N. die Wirtſchaft für 75 000 M . 5000 M. fallen wieder auf

ſteuerfreie Gegenſtände .



Suwachsſteuer .

A. Erbanteil des Veräußerers N. :
1. Erwerbspreis ( 40 000 M. , davon 8 000 M.
2. Hinzurechnungen ( nach § 14 keine ) nach §S 16

für 26 Jahre
5000

( Abſ. 1 Ziff . 1) je 2½¼ %ͤ, von M.

18 35000 Iu( Abſ . 1 Ziff . 2 ) je 1½ % von 5 M.

3. Erwerbspreis ＋ Hinzurechnungen . . . .. . . . 11 380 M.
„ Veräußerungspreis ( Abzüge ſollen nicht in Frage

kommen ) ½ dee e 14 000 „

Wertzuwachs 2 620 M.
＋ 19,5 % der Summe Ziffer 3.

Steuerſatz 11 % von 2620 M. — 288,20 M.
Ermäßigung nach § 28 Abſ . 2 :

1½ / für 26 Jahre 39ſ = 113,38 „

Zu zahlende Steuer 174,82 M.

B. Erbanteile der vier Geſchwiſter :
1. Erwerbspreis / von 60 000h Mm . . . 48 000 M.
2. Hinzurechnungen ( nach §S 14 keine ) nach §S 16

auf 10 Jahre je
( Abſ. 1 Ziff . 1) 2¼ % von

(½/ von 5000 M. ) . . . 4000 M. 1000 „
( Abſ . 1 Ziff . 2) 1½¼ % von 44000 „ 6 600 „

48 000 M. 55 600 M .
3. Erwerbspreis ＋. Hinzurechnungen . . . . . . . . 55 600 M.
4. Veräußerungspreis ( / von 70000 M . ) . . . 56000

Wertſteigerung 400 M .
weniger als 1⅝ der Summe Ziffer 3.

. . . . . 40, — M.

Ermäßigung für 10 Jahre je 1 „ 4, . — „

Stenerbettg 36, — M.

Sieniitben 182 „

Geſamtbetrag der zu zahl . Steuer 210,82 M.
bei einem Gewinn von 10000 M. , den der übernehmende Sohn
nach 10 jähriger Beſitzzeit gemacht hat .

Wäre der Sohn Alleinerbe geweſen , hätte er alſo keine Ge⸗
ſchwiſter abzuſinden gehabt , oder würde der Verkäufer das gleiche
Anweſen ſchon vor 1885 erworben haben , ſo würde die Steuer rund
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874 M. betragen bei einer Wertſteigerung von 30 000 M. ( von

40 000 auf 70 000 Mi ) .

R

Ein Kartoffelland von 2 ha , das ſeit langer Zeit im Beſitze
der Familie Amrain in Schönfelde iſt , wird im Jahre 1915 an

eine Terraingeſellſchaft zum Preiſe von 50 M. für das Quadrat⸗

meter veräußert .
1. Wert am 1. Januar 1885 ( damalige Preiſe

in der fraglichen Gegend 1 M. für das

2. Hinzurechnungen (nach §S 14 Ziffer 1, 3, 4

20 000 M .

keine ) , nach §S 16 Abſ . 1 Ziffer 1 — 2½ %
für 30 Jahre ( 75 von 20 000 M. ) 15 000 „

3. Erwerbspreis ＋ Hinzurechnungen . . . . . . 35 000 M.

4, Veräußerüngspteis 1 000 000 „

( Koſten der Veräußerung ſind von der

Käuferin übernommen worden , eine

Vermittelungsgebühr iſt nicht gezahlt .
worden . )

( Zinsausfälle können nach § 22 Ziffer 2

nicht aufgerechnet werden , da ein vor

dem 1. Januar 1885 gezahlter Erwerbs —

preis nicht angegeben iſt . )

Steuerpflichtige Wertſteigerung . 965 000 M.

2757 %,

Steuerſatz 30 % 289 500 „

Ermäßigung nach § 28 Abſ. 2 :

J0 Jahe 1 9 . 7 %
26 Jähre 13 %

3 124 485 „

Fällige Steuer 165 015 M.

h ) Die Steuerfreiheit des Landesfürſten von der Zuwachs —
ſteuer iſt in der Vorlage gefordert worden ; die Kommiſſion lehnte ſie
ab und ebenſo das Plenum in zweiter Leſung . In dritter Leſung
wurde die Steuerfreiheit mit 166ü gegen 139 Stimmen und 17 Ent

haltungen ( Polen und einigen Zentrumsabgeordneten ) angenommen .
Mit Nein ſtimmten Sozialdemokraten , Fortſchrittliche Volkspartei ,
Wirtſchaftliche Vereinigung und die große Mehrheit der National —

liberalen . Das Zentrum ſtimmte mit Ja . In der dritten Leſung
wurde dann noch beſchloſſen , daß durch die Landesgeſetzgebung der



Landesfürſt zugunſten der Gemeinden der Steuer unterworfen werden
kann und daß ſchon beſtehende landesgeſetzliche Beſtimmungen dieſer
Art beſtehen bleiben . Die Regierung führte für die Steuerfreiheit
der Landesfürſten an :

„ Die Frage der Steuerpflicht des Landesfürſten und der Landesfürſtin darf
in keiner Weiſe vom Standpunkt der Vermögensintereſſen aus betrachtet werden ,
ſondern lediglich vom ſtaatsrechtlichen Standpunkte aus . Von dieſem Standpunkte
aber aus iſt ſie hochwichtig und kann nicht ernſt genug hehandelt werden . Es iſt
zunächſt darauf hinzuweiſen , daß die Reichsgeſetze , ſoweit ſie den Beſitz beſteuern ,
den Landesfürſten ſteuerfrei laſſen . Das iſt nicht nur beim Erbſchaftsſteuergeſetz
der Fall , ſondern vor allen Dingen auch bei dem Reichsſtempelgeſetz hinſichtlich
des Grundſtücksumſatzſtempels . Dieſes Geſetz ſoll durch das Zuwachsſteuergeſetz
in eine neue Form gegoſſen werden . Die Grundſätze , die das Stempelgeſetz auf —
ſtellt , müſſen auch hier grundſätzlich beibehalten werden und ſind von Ihnen bei —
behalten , namentlich da, wo es ſich um Steuerbefreiungen handelt . Ich erinnere
an mehrfache Diskuſſionen , bei denen man ſich für Aufrechterhaltung von Steuer —
befreiungen ausdrücklich auf das Reichsſtempelgeſetz bezogen hat. Dasſelbe muß
doch in ganz beſonders hohem Maße hinſichtlich der Landesfürſten gelten .

Die vorliegende ſtaatsrechtliche Frage kann nicht vorſichtig , aber auch nicht
ernſt genug behandelt werden . Gemäß dem Charalter des Deutſchen Reichs als
eines Bundesſtaates ſind Träger der Souveränität , Träger auch der Steuer —
ſouveränität in den einzelnen Bundesſtaaten , aus denen das Reich beſteht , die
Landesfürſten ; man darf bei dieſer Gelegenheit das ſtaatsrechtliche Verhältnis
nicht ignorieren und in dem leicht auszuſprechenden Satze . warum ſoll nicht auch
der Fürſt bezahlen ? derartige hochwichtige Fragen einfach bei Seite ſetzen
Ich bitte Sie dringend , die Vorlage ſo wieder herzuſtellen , wie ſie urſprünglich
war . “ ( Staatsſekretär Wermuth , 1. und 2. Sitzung vom 20. Januar 1911
St . B. S . 4036 ) .

„ Meine Herren , die Materie , welche hier geregelt werden ſoll , iſt eine
Materie , welche an ſich der Landesgeſetzgebung unterſteht , und wenn die Landes —
geſetzgebung ihrerſeits darauf verzichtet hat , in dieſem Falle von ihrem Rechte
Gebrauch zu machen , und wenn ſie ſich damit einverſtanden erklärt hat , daß das
Reich dieſe Materie in den Bereich ſeiner Geſetzgebung hineinbezieht , ſo iſt das
ſelbſtverſtändlich unter der Vorausſetzung geſchehen , daß an den ſtaatsrechtlichen
Bedingungen und Grundſätzen , welche bei dieſer Materie mit zu beachten ſind ,
nichts geändert wird .

Meine Herren , ſtaatsrechtlich iſt aber in ſämtlichen Bundesſtaaten der Landes —
herr und die Landesfürſtin frei von irgend welcher Stener , und es würde tat —
ſächlich eine vollſtändige Umwälzung dieſer Grundſätze bedeuten , wenn das Reich
jetzt beſtimmen wollte , daß die Steuerfreiheit nicht ſtattfinden ſollte .

Meine Herren , es wäre das erſte Mal , daß das Reich in dieſem Falle in
das Staatsrecht der Bundesſtaaten eingriffe . Es iſt vorhin erwähnt worden , es
hätte in der Reichsverfaſſung ſtehen müſſen , wenn eine Steuerbefreiung der
Bundesfürſten vorgeſehen werden ſollte . Nach Auffaſſung der verbündeten Regie —
rungen hätte das Umgekehrte der Fall ſein müſſen ; es hätte in der Reichs —
verfaſſung enthalten ſein müſſen , daß die Bundesfürſten auch zur Steuer heran —
gezogen werden könnten . Meine Herren , die ganze hiſtoriſche Entwicklung des
Reichs zwingt zu dieſer Auffaſſung . Die einzelnen Bundesſtaaten gaben ſämtlich
von ihrer Souveränität auf , freiwillig zu Gunſten des Reichs , als ſie beſchloſſen ,
eine Reichsverfaſſung einzuführen . Bei dieſer Gelegenheit haben ſie ſelbſtverſtänd —
lich angenommen , daß nur dasjenige dem Reich überantwortet werde , was be—
ſonders erwähnt würde , daß aber dem Reich nicht überantwortet werde , was nicht
beſonders erwähnt würde .

Nun , meine Herren , wäre eine derartige Abänderung der geſamten ſtaats —
rechtlichen Grundſätze durch die Reichsverfaſſung ein ſo ſchwerwiegendes Moment
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geweſen , daß es notwendig in der Reichsverfaſſung hätte erwähnt werden müſſen .

( Sehr richtig ! rechts ? Zum Beweiſe unſerer Auffaſſung weiſe ich darauf hin ,

daß in einem anderen Punkte unſerer Reichsverfaſſung eine derartige beſondere

Hervorkehrung ſtattgefunden hat , nämlich bei der Beſchränkung der Kommando

gewalt der Kontingentsherren . Die Kontingentsherren hatten bis vor Erlaß der

Reichsverfaſſung die unbeſchränkte Kommandogewalt . Durch die Reichsverfaſſung

wurde ihnen dieſe beſchränkt , und es wurde ausdrücklich beſtimmt , daß bei den

höheren Kommandoſtellen und bei den Stellen der Feſtungskommandanten die

Zuſtimmung des Kaiſers erforderlich wäre . “ Finanzminiſter Lentze , 102. Sitzung

vom 27 . Januar 1911 St . B. S 4040 )
„ Der Herr Reichskanzler hat in der Zeit zwiſchen zweiter und dritter Leſung

noch beſonders Gelegenheit genommen , die juriſtiſche Seite der Sache aufzuklären

durch eingehende Rechtsgutachten . Dieſe Rechtsgutachten haben die Annahme

beſtätigt , daß die Landesfürſten dem Steuerrecht des Reiches nicht unterſtehen .

( Widerſpruch und Zwiſchenrufe bei den Sozialdemokraten )
Meine Herren , daß der Monarch in den Bundesſtaaten mit den ſonſtigen

Herrſchaftsrechten auch die ſtaatliche Steuerhoheit vereinigt , iſt unbeſtritten und

unbeſtreitbar . Ich muß leider einige der von dem Herrn Abgeordneten Dove

perhorreszierten Profeſſoren hier dennoch zitieren . Es heißt beiſpielsweiſe in dem

Staatsrecht von Rönne - Zorn Band 2 Seite 138 :

Hinſichtlich der Perſon des Landesherrn kann rechtlich von einer Steuer —

pflicht und mithin von einer Steuerbefreiung überhaupt nicht die

Rede ſein .
Und in G. Meyers „ Deutſchem Verwaltungsrecht “ 2. Auflage Band 2 Seite 251

Anmerkung 26 wird geſagt :
Die Befreiung des Monarchen iſt ſelbſtverſtändlich und beſteht auch

ohne geſetzliche Vorſchrift .
Von dieſer Auffaſſung , meine Herren , iſt auch die ſtändige Rechtſprechung

des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts ausgegangen Sie iſt übrigens nicht etwa

eine ſpezifiſch deutſche , ſondern findet ſich in zahlreichen Rechtsbeſtimmungen aus —

ländiſcher Staaten wieder . Ich zitiere hier nur England , wo die Steuerfreiheit

des Monarchen außer allem Zweifel ſteht , und wo das iſt für die Herren doch

vielleicht nicht ohne Intereſſe in Sektion 10 des Zuwachsſteuergeſetzes von 1910

unter Ziffer 1 das Vermögen des Monarchen ausdrücklich von der Zuwachsſteuer

ausgenommen iſt . ( Hört ! hört ! rechts )
Wenn nun die Bundesfürſten innerhalb ihrer eigenen Staaten von der

Steuer frei ſind , ſo würde es dem Charakter des Reiches als eines Bundesſtaates

nicht entſprechen , wenn das Reich ſie für ihr eigenes Territorium mit Steuern

belegte . ( Sehr richtig ! rechts )
Bis jetzt hat die Reichsregierung

—ſo zitiere ich aus dem uns gewordenen Gutachten —

der Stellung der Landesherren als Souveräne ihrer Staaten ſtets

Rechnung getragen . Demgemäß haben die Landesherren auch nach der

Gründung des Reichs ihre perſönliche Souveränität und alle damit

verbundenen ſtaatlichen und völkerrechtlichen Ehrenrechte unvermindert

behalten . Die Beſeitigung eines geſchichtlich gewordenen und innerlich

berechtigten Ausfluſſes der im Staatsoberhaupt ſich verkörpernden

Staatsgewalt der Bundesglieder würde ſich mit dem Grundgedanken

der Reichsverfaſſung nicht vereinigen laſſen .

Meine Herren , es würde dann geradezu dahin kommen , daß den Bundes —

fürſten der das Reich bildenden Staaten nicht einmal die Stellung eingeräumt

würde , die die einzelnen Bundesſtaaten in ſteuerlicher Beziehung den diplomatiſchen

Vertretern anderer Bundesſtaaten zubilligen .
Sodann iſt in praktiſcher Beziehung in hohem Grade bedeutungsvoll , daß

die logiſche Konſequenz der Steuerbefreiung der Bundesſtaaten auch die Steuer —

freiheit für die Landesfürſten iſt . Würden Sie dieſe nicht anerkennen , meine
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Herren , ſo würden Sie in einer großen Reihe von Bundesſtaaten Konſequenzen
herbeiführen , die ſich gar nicht überſehen laſſen . Sie würden praktiſche Schwierig —
keiten bewirken , die mit dem hier zur Entſcheidung kommenden Punkte in gar
keinen Vergleich zu ſtellen ſind

Ich will nur einige wenige Bundesſtaaten hier anführen , deren Verhältniſſe
beſonders ſchlagend erſcheinen . In einer Anzahl von thüringiſchen Staaten
iſt zwar über die Einkünfte aus dem halb ſtaatlichen, halb landesherrlichen Ver
mögen , welches man Kammervermögen nennt , genaue Beſtimmungen getroffen
Dagegen iſt die Eigentumsfrage im Einverſtändnis aller beteiligten Faktoren des
Staatslebens in der Schwebe gelaſſen . Niemand hat an der Aufrührung der
Frage ein Intereſſe . Sie würde aber wach werden und wach werden müſſen ,
wenn der § 22 zwiſchen dem Bundesfürſten und dem Bundesſtaate unterſchiede .

Im Königreich Sachſen iſt die Frage ebenfalls nicht unbeſtritten . Die
Praxis behandelt zwar überwiegend den Staatsfiskus als Eigentümer des
Staatsguts , aber die Staatsrechtstheorie iſt , worüber ich Ihnen . Zitate anführen
könnte , in dieſer Hinſicht keineswegs und das ſächſiſche Oberverwaltungs
gericht hat als Eigentümer der zum Domänengut , einem Teil des Staatsguts ,
gehörenden Krongüter den chereN Throninhaber aufgefaßt .

Beſonders bedeutungsvoll ſind die Verhältniſſe in Baden , und ich bin
überzeugt , diejenigen Herren , welche aus Baden ſtammen , werden mir die
Richtigkeit der von mir auszuführenden tatſächlichen Behauptungen zugeben
müſſen . In Baden iſt eine Scheidung des Domanialbeſitzes in Krongut und
Staatseigentum bisher nicht erfolgt . Wollte man dort den ganzen Domänen —
und Zivilliſtengrundſtock als Eigentum des Landesfürſten anſehen , wofür man
ſich auf Art . 59 der Verfaſſung berufen kann , ſo würde Baden gegenüber
anderen Bundesſtaaten ganz außerordentlich ſchlecht behandelt . ( Sehr richtig ! )
Es würde ſchließlich dahin kommen , daß der geſamte badiſche Domanialbeſitz in
Baden zur Steuer herangezogen werden könnte , ein Erfolg , der unmöglich in der
Abſicht dieſes Reichsgeſetzes liegen kann , welches die Bundesſtaaten von der
Steuer freilaſſen will . ( Staatsſekretär Wermuth , 118 . Sitzung vom 31. Januar
1911 St . B. S. 4309 )

Abg. Dr . Zehnter ſtimmte dieſen Darlegungen für Baden

ausdrücklich zu .

„ Ich bin auch der Meinung , meine Herren , wir müſſen z. B. in Baden
und ähnlich werden die Dinge in allen den Bundesſtaaten liegen , wo ein Teil
des Domanialbeſitzes dem Landesherrn zur Nutzung überwiefen wird — auch
dasjenige Domänenvermögen , das ſich als Teil der Zövilliſte zur Nutzung in der
Hand des Landesherrn befindet , als Vermögen des Bundesſtaates anſehen , und
wir müſſen ſpeziell in Baden die Freiheit dieſes als Teil der Zivilliſte dem
Landesherrn überlaſſenen Vermögens von der Zuwachsſteuer auf Grund der
Beſtimmung der

Jifher
2 des § 22 ebenſo in Anſpruch nehmen wie bezüglich des

in Verwaltung und Nutzung des Staates befindlichen Domänenvermögens . Denn ,
meine Herren , wenn das nicht der Fall wäre , kämen wir in die Notwendigkeit ,
daß , wenn das Vermögen , welches ſich als Beſtandteil der Zivilliſte in den
Händen des Landesfürſten befindet , durch eine Zuwachsſteuer geſchwächt wird
wir die Zivilliſte wieder durch Zuſchüſſe aus den Staatsmitteln , d. h. aus Mitteln
der Steuerzahler , aufbeſſern müßten . Der Schlußeffekt wäre alſo kein anderer ,
als daß die , Steuer , die wir angeblich dem Landesfürſten wegnehmen , tatſächlich
den Staatseinwohnern weggenommen würde ; denn die Steuerz ahler müßten aus
ihrer Taſche wieder die Zivilliſte aufbeſſern . Auch das , meine Herren , iſt ein
Grund , weswegen wir hier von der Streichung der Steuerfreiheit der Landes
fürſten abſehen ſollten . “ ( 118 . Sitzung vom 31. Januar 1911 St . B. S. 4311 )

Die finanzielle Tragweite dieſer Steuerfreiheit iſt eine ganz
geringe , da der Landesfürſt ganz ſelten Grundſtücke verkauft ; dabei* 9389 2 0
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iſt zu beachten , daß die Steuerfreiheit nur ſoweit geht, als es ſich

um Grundſtücke im Gebiet des eigenen Landes handelt . Wenn z . B.

der König von Sachſen in Preußen Grundſtücke verkauft , unterliegt

er ſelbſtverſtändlich der Zuwachsſteuer wie jede Privatperſon .

i) Der Anteil der Gemeinden am Ergebnis der Zuwachs —
ſteuer war einer der ſchwierigſten Punkte des ganzes Geſetzes ; nach

langen Beratungen kam folgender Beſchluß zuſtande :
Von dem Ertrage der Zuwachsſteuer erhält das Reich fünfzig vom

Hundert . Weitere zehn vom Hundert erhalten , ſofern nicht die Landes

geſetzgebung eine andere Beſtimmung triift , die Bundesſtaaten als Ent —

ſchädigung für die Verwaltung und Erhebung der Steuer . Vierzig vom Hundert

fließen den Gemeinden oder Gemeindeverbänden zu, in deren Bereiche das

Grundſtück ſich befindet .
Die Gemeinden ( Gemeindeverbände ) ſind berechtigt , mit Genehmigung der

Landesregierung durch Satzung zu beſtimmen , daß zu dem Anteil , der ihnen nach

§ 58 von dem Ertrage der Steuer zufließt , für ihre Rechnung Zuſchläge erhoben

werden . Die Zuſchläge ſind nach Hundertteilen zu berechnen ; ſie dürfen im

einzelnen Falle einhundert vom Hundert des der Gemeinde ( Gemeindeverbande )

zufließenden Betrags nicht überſteigen . Die Zuſchläge dürfen für die verſchiedenen

Grundſtücksarten und nach der Dauer des für die Steuererhebung maßgebenden

Zeitraums verſchieden feſtgeſetzt werden . Reichsſteuer und Zuſchlag dürfen zu

ſammen dreißig vom Hundert der Wertſteigerung nicht überſteigen .

Die Sozialdemokraten beantragten , dem Reiche nur 30 Prozent
0 ö 5 3 15

zu geben ; Abg . Trimborn beantragte für die Feſtungsſtädte
88 — 8 8 „

60 Prozent ; andere beſtritten dem Reiche das Recht auf jeden Anteil .

„ Aber die Berechtigung des Reiches ſteht voran . Ich möchte hier nicht

nochmals Statiſtik darüber beibringen , daß das Reich doch auch Urheber iſt der

außerordentlichen Wertſteigerungen , welche ſeit ſeiner Gründung , ſeit 40 Jahren ,

eingetreten ſind . Ich möchte Ihnen nicht die einzelnen Zahlen nochmals vorführen

dafür , daß unſer Außenhandel im ganzen ſich faſt verdreifacht hat , der Schiffs⸗
verkehr unſeres größten Seehafens verzwölffacht , die Kohlenförderung verſechs

facht , die Roheiſenproduktion verdreizehnfacht und die Bevölkerung der Großſtädte

verfünffacht . ( Zurufe link ) ) Das Reich hat dieſe Wertſteigerung geſchaffen

( ſehr richtig ! rechts ) und hält ſie aufrecht , und dem Reiche gebührt alſo , daß die —

jenigen , denen dieſe Werterhöhungen zu gute kommen , zu den hohen Aufgaben

des Reiches beitragen . “ ( Staatsſekretär Wermuth , 108 . Sitzung vom 16. Januar9 0 tung
1910 St . B. S. 3897 )

Die Volkspartei ließ erklären :

„ Meine politiſchen Freunde werden denjenigen Anträgen in erſter Linie zu—

ſtimmen , welche einen möglichſt hohen Ertrag am Aufkommen der Steuer den

Gemeinden zuweiſen wollen . In der Beziehung geht ja ſelbſt der vorliegende

ſozialdemokratiſche Antrag am weiteſten , wir wären bei der früheren Sachlage

nicht ſo weit gekommen , um dem Reich den nötigen Ertrag zu ſichern . Wir werden

uns jetzt aber doch wohl entſchließen , für den weitergehenden Antrag zu ſtimmen . “

( Abg . Cuno , Vp. , 113 . Sitzung v. 24. Januar 1910 St . B. S. 4090

4 ) Zugunſten der Kriegsveteranen haben die Sozialdemo⸗

kraten einen Antrag ( 2. Seſſion 190911 D. S . Nr . 652 ) eingebracht ,

der beſtimmen wollte :

„ Von dem Ertrage der Zuwachsſteuer erhält das Reich dreißig vom Hundert .

Aus dieſem Anteil hat es jährlich 6 Millionen Mark zur Fürſorge für die Kriegs

veteranen zu verwenden . “
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Da die Sozialdemokratie mit dieſem Antrage viel Agitation
treibt und das Zentrum für ſeine Ablehnung verantwortlich machen
will , ſeien folgende Ausführungen des Abg. Erzberger wiedergegeben :

„ An und für ſich, glaube ich, iſt es ſchon vom allgemeinen budgetären
Standpunkte aus unzweckmäßig , eine Zweckſteuer zu ſchaffen . Dieſe paßt in
unſeren ganzen modernen finanzwirtſchaftlichen Aufbau nicht mehr hinein . In
dieſem Falle ſcheint es doppelt unzweckmäßig zu ſein ; denn der Antrag bietet den
Veteranen das , was der Herr Abgeordnete Böhle ihnen bieten will , abſolut nicht .
Er bietet gar nichts und unter Umſtänden weniger , als im Etat vorgeſehen iſt .

Zunächſt ſagen Sie ( zu den Sozialdemokraten ) , das Reich ſoll nur 30 Prozent
bekommen . Alſo rechnen Sie auf eine Einnahme von 18 bis 20 Millionen Mark ,
die im erſten Jahre flüſſig werden müßten , wenn die Veteranen 6 Millionen Mark
bekommen ſollen . Ich glaube , es wird niemand im ganzen Hauſe der Anſicht
ſein , daß dieſe Zuwachsſteuer im erſten Jahre 18 Millionen Mark einbringt .
( Zuruf rechts : 20 Millionen ! ) — Oder 20 Millionen ! — Ich glaube aber , das
iſt ganz ausgeſchloſſen . Was dann ? Dann bekommen alſo die Veteranen im
erſten Jahre nichts . Wenn , wollen wir ſagen , nur 10 Millionen eingehen
würden , würden nur 3 Millionen den Veteranen zugeführt werden . Im Etat
ſelbſt iſt aber bereits die Summe von 5 Millionen enthalten . Sie würden alſo
hinter dem zurückbleiben , was der Etat bereits den Veteranen bietet . Das iſt
das eine Bedenken .

Dann ein zweites Bedenken . „ Den Kriegsveteranen “ , was heißt denn das ?
Iſt das ein Kriegsinvalide , ein Kriegsteilnehmer ? Wie ſoll das überhaupt ver —
teilt werden ? Auch darüber iſt im Antrag keinerlei Beſtimmung enthalten . Wie
ſoll die Sache nun weiter verteilt werden ? Der Herr Schatzſekretär kann den
Antrag gut annehmen . Er hat jetzt 28 Millionen in ſeinem Etat ſtehen . Wenn
das Geſetz wird , und er im nächſten Jahre wieder 28 Millionen einſtellt , dann
ſagt er : aus allgemeinen Staatsmitteln 22 Millionen , aus der Zuwachsſteuer
6 Millionen , die Veteranen bekommen keinen Groſchen mehr . Es bleibt alſo ſo,
wie es ſeither iſt , und alle unſere Beſchwerden ſind nicht beſeitigt . Das iſt alles
eine Sache der Etataufſtellung . Der Antrag hindert nicht eine ſolche Etataufſtellung
zu machen ; im Gegenteil , er legt ſogar nahe , daß der Herr Schatzſekretär ſo vor —
gehen wird .

Weiter , wie ſoll das verteilt werden ? Wollen Sie die 6 Millionen auf alle
ſchon anerkannten Kriegsteilnehmer verteilen , ſo würde das einen Zuſchlag von
20 Mark ausmachen , den der einzelne Veteran in dieſem Jahre mehr bekommt .
Das iſt aber nicht der ſpringende Punkt unſerer Veteranenfuͤrſorge , daß man die
120 Mark auf 140 Mark erhöht , ſondern viel wichtiger iſt doch , daß man dafür
Sorge trägt , daß die Veteranen , die bisher nichts bekommen , ihre 120 Mark
auch erhalten , eine beſtimmte Grundlage dafür zu ſchaffen , unter welcher Ein⸗
kommensgrenze überhaupt dieſe 120 Mark gewährt werden ſollen . Meine Herren ,
alſo in der Form geht es nicht .

Dann ſoll das ein dauerndes Geſetz ſein . Jetzt ſind doch 300 000 Veteranen
vorhanden . Das Geſetz beſteht aber weiter . Wie ſoll es denn werden , wenn
nur noch 1000 Veteranen vorhanden ſind ? Sollen denn die 6 Millionen Mark
unter die 1000 Veteranen verteilt werden , die als Kriegsveteranen anerkannt
ſind ? Sie mögen die Sache überblicken , wie Sie wollen . Auf dem Wege iſt es
gar nicht möglich , eine Löſung der Veteranenbeihilfe herbeizuführen . Ich glaube ,
der eigentlich richtige Weg iſt der , daß es im Etat enthalten iſt Wir müſſen
das Geſetz zur Annahme bringen und in der Budgetkommiſſion und im Plenum
des Hauſes Fürſorge dafür treffen , daß der Kreis derjenigen , welche die Beihilfe
von 120 Mark bekommen , erweitert wird , ſei es, daß man das Geſetz annimmt ,
ſei es, daß man im Dispoſitiv des Etats darüber Beſtimmungen trifft , wie weit
man den Kreis der Veteranenbeihilfe ausdehnen will . “ ( 118 . Sitzung vom
24. Januar 1911 , St . B. S. 4103 ) .
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Der Antrag wurde abgelehnt . Durch Annahme des Geſetzes
aber konnte die Veteranenbeihilfe neu geregelt werden und ſchon 1911

5 Millionen Mark mehr den Veteranen zugeführt werden .

) Die Beſteuerung der Fideikommiſſe iſt nach folgendem
Antrag Dr . Beltzer , Erzberger , Müller - Fulda ( Ztr . ) ( 2. Seſſion

1909,11 , D. S . Nr . 646 ) beſchloſſen worden :

Von Grundſtücken , die auf Grund von Vorſchriften gebunden ſind , die nach

den Artikeln 57, 58, 59 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche

von den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs unberührt bleiben , iſt an Stelle

der Abgabe nach Tarifnummer 11 eine jährliche Abgabe von ½ vom Hundert

des Werts zu entrichten .

Die Ermittelung des Werts findet nach den Beſtimmungen des §S 16 des

Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 3. Juni 1906 Reichs - Geſetzbl S. 620 ) in dreißig⸗

jährigen Zeitabſchnitten ſtatt .

Der erſte dreißigjährige Abſchnitt beginnt mit dem Zeitpunkt , in welchem das

Grundſtück der Bindung unterworfen wird , und inſofern dieſer vor dem Inkraft⸗
treten dieſes Geſetzes liegt , mit dem 1. Oktober 1909 .

Für die Zeit vom 1. Oktober 1909 bis zum 30. Juni 1914 wird zu der

in § 89 vorgeſehenen Abgabe ein Zuſchlag von %0 vom Hundert des ermittelten

Werts jährlich erhoben .
Die Abgabe ruht auf dem Grundſtück und gilt als öffentliche Laſt im

Sinne des § 10 Ziffer 3 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und Zwangs —

verwaltung .
Von der Abgabe befreit ſind : der Landesfürſt und die Landesfürſtin .

Die namentlich von Vertretern der preußiſchen Regierung ge⸗

wünſchte Steuerfreiheit der Prinzen iſt abgelehnt worden . Die Fidei⸗

kommißinhaber und der geſamte gebundene Beſitz zahlen neben dieſer

Abgabe , die eine Art Vermögensſteuer darſtellt , die Wertzuwachsſteuer
bei Veräußerung ꝛc. Zur Begründung des Antrages führte der

Abg . Erzberger aus :

„ Gegenüber dem beſtehenden Geſetz wird der Kreis der Steuerpflichtigen
ausgedehnt ; denn es werden jetzt klipp und klar die Standesherren und die

Prinzen der regierenden Häuſer der Fideikommißſteuer unterſtellt . Das war 1909

nicht der Fall . Dieſe neuen Steuerpflichtigen haben ſich bereit erklärt , die neue

Steuer zu bezahlen unter der Vorausſetzung , daß kein Unterſchied zwiſchen Prinzen

und Standesherren gemacht wird ; das iſt in unſerm Antrag der Fall . So die

erſte Ausdehnung der Beſitzſteuer von 1909 .

Nun kommt das Zweite . Wir beſteuern in dieſem Geſetz den gebundenen

Beſitz weit ſchärfer als den , der in der Familie ſich Jahrhunderte hindurch ver —

erbt . ( Sehr richtig ! ) Der Familienbeſitz , der von Vater auf Sohn übergeht ,

trägt nie einen Pfennig Umſatzſteuer . Aber der Fideikommißbeſitz , der faſt nur

im Erbgang übertragen wird , muß , wenn er auch von Vater auf Sohn übergeht ,

jqährlich ſein Neunzigſtelprozent tragen ; dies iſt eine Belaſtung gegenüber dem durch

Jahrhunderte in der Familie ſich weiter vererbenden Familienbeſitz .
Was iſt nun noch Streitgegenſtand ? Soll der geſamte gebundene Beſitz

der Zuwachsſteuer unterworfen werden , oder ſoll er einen weiteren Zuſchlag von

einem Neunzigſtelprozent jährlich für alle Zeit weiter tragen ? Das iſt die Frage .

Herr Euno ſagt : er ſoll /½ Prozent in 30 Jahren oder ½ Prozent jährlich
weiter tragen . Das wäre eine Ungerechtigkeit , und zwar darum , daß ſie jeden

gebundenen Beſitz , ob er Wertzuwachs hat oder nicht , mit dieſer Steuer belaſten ,

die an Stelle der Zuwachsſteuer treten ſoll . . . .
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Nun ſage ich: hier wollen Sie eine weitere Ausnahme machen für den ge—
bundenen Beſitz auch dann , wenn nicht ein Pfennig Wertzuwachs vorhanden iſt ;
dagegen wollen Sie nicht den gebundenen Beſitz beſteuern , der einen ganz ge
waltigen unverdienten Wertzuwachs im Laufe der Zeit gemacht hat ; dieſer ſoll
ſich loskaufen können durch /0 Prozent , das er jährlich zu bezahlen hat .

Ich mache Ihnen ein Beiſpiel aus dem Leben auf , das ſich in kurzer Zeit
realiſieren kann . Ein gebundener Beſitz , der mit 12 Millionen Mark verkauft
wird , wird im Jahre 1885 wohl eingeſchätzt werden mit rund 4 Millionen Mark .
Er hat einen unverdienten Wertzuwachs von 8 Millionen Mark . Die Steuer —
ſtala , die ihn trifft , und die Steuer ſelbſt dürfte mindeſtens zu berechnen ſein —
ich ſchätze nur auf den fünften Teil , auf 20 Prozent mit 1,6 Millionen Mark .
Das muß der gebundene Beſitz bezahlen nach unſerem Antrag , wenn dieſes Gut
veräußert wird , alſo 1 600 000 Mark .

Was muß er bezahlen , wenn der Antrag Cund angenommen wird ? — Für
30 Jahre ganze 40000 Mark ! ( Hört ! hört ! in der Mitte . ) /2 Prozent von
dem gebundenen Beſitz für 30 Jahre oder ½0 für das einzelne Jahr . Alſo für
den Fall , wo der Wertzuwachs vorhanden iſt und im Verkauf realiſiert wird ,
trifft unſer Antrag den Wertzuwachs viel ſchärfer als alle die Vorſchläge , die
Sie ( nach links ) gemacht haben . Dieſe Zahlen können Sie nicht widerlegen .

Wie Sie angeſicht dieſes Tatbeſtandes erklären können , der Antrag ſei eine
Abbröckelung der Beſitzſteuer , das iſt mir wirklich unverſtändlich . ( 114 . Sitzung
vom 25. Januar 1911 . St . B. S. 4142 ) .

Selbſt der Sozialdemokrat Binder mußte zugeben :
„ Aber ich bin auch offen genug , Ihnen zuzugeſtehen , daß der Kreis der

Steuerpflichtigen durch ihren Antrag etwas großer geworden iſt , als im
Entwurf . “ ( 114 . Sitzung vom 25 . Januar 1911 . St . B. S. 4145 ) .

Der Antrag des Zentrums wurde angenommen .

m) Weitererhebung der vollen Umſatzſteuer bis 1914 .
Ueber das Verhältnis von Umſatzſteuer und Zuwachsſteuer beſtimmt
das Geſetz :

Bei Veräußerungen , die in die Zeit bis zum 30. Juni 1914 fallen , wird
zu der in Tarifnummer 11 ( Grundſtücksſtempel ) vorgeſehenen Abgabe von
½ vom Hundert des Kaufpreiſes ein Zuſchlag von einhundert vom Hundert
erhoben .

Nach dem 30 . Juni 1914 wird der Steuerſatz in Tarifnummer 11 von drei
zu drei Jahren durch den Bundesrat einer Nachprüfung unterzogen . Ueberſteigt
innerhalb des dreijährigen Zeitraums der durchſchnittliche Jahresanteil des Reichs
am Ertrage der Zuwachsſteuer den Betrag don 25 Millionen Mark , ſo iſt der
Steuerſatz

in Tarifnummer 11 mit Wirkung vom Beginn des der Feſtſtellung
folgenden mungsjahres für die folgenden drei Jahre nach näherer Be —
ſtimmung des Bundesrats entſprechend herabzuſetzen .

Die Rei ianzreform von 1909 enthielt die Beſtimmung , daß
der hier erwähnte Zuſchlag von 100 Prozent , d. h. das zweite
Drittel der Umſatzſteuer mit der Einführung der Zuwachsſteuer in

Wegfall komme . Wenn jetzt die Weitererhebung des zweiten Drittel
bis 1914 beſchloſſen worden iſt , ſo geſchah es aus doppelten Grunde :
1. man wollte das Geld ſchaffen für die Veteranen ; 2. die Deckung
für die Militärvorlage ſoll aus dieſen Mehreinnahen kommen . Auch
wollte man wohl einige Sicherheit über die Höhe des Ertrages der

Zuwachsſteuer haben . Rechte, Zentrum und Nationalliberale ſtimmten
dieſem Vorſchlag zu .



n) Der Ertrag der Steuer iſt ſehr ſchwer zu ſchätzen , man

kann nur annähernd angeben . Staatsſekretär Wermuth führte am

25 . November 1910 diesbezüglich in der Kommiſſion aus :

Die Bundesregierung , die ſich ſelbſt der Schätzung unterzogen und auch die

Gemeinden befragt haben , welche zu einer ſolchen Schätzung auf Grund ihrer

eigenen Wertzuwachsſteuer in der Lage ſind , haben uns Material zur Verfügung

geſtellt , auf Grund deſſen wir jetzt berechnet haben , daß die Wertzuwachsſteuer

nach der Geſtaltung der Kommiſſion im Jahre etwa 30 Millionen Mark , für

das Reich alſo 15 Millionen Mark abwerfen würde . Wir erwarten nun aller

dings , daß die weiteren Verhandlungen der Kommiſſion dieſen Ertrag , unſerer

Wünſche entſprechend , noch etwas ſteigern werden , und haben demgemäß einen

Ertrag don 18 Millionen im Beharrungszuſtand eingeſetzt . Hiervon gehen

etwa 2,5 Millionen Entſchädigungen für die Gemeinden ab. Für das Etats

jahr 1911 müſſen wir einmal berückſichtigen , daß das Geſetz auf das Jahr 1910

Rückwirkung erhält , anderſeits daß im Jahre 1911 nach den Erfahrungen bei der

Erbſchaftsſteuer der volle Jah 0 ngehen wird ; wir können höchſtens mit

der Hälfte der Jahreserträge rechnen und kommen im Jahre 1911 auf nicht mehr

als 13 Millionen Mark , alſo den Betrag . welcher in den Etat eingeſetzt iſt .

Dagegen tritt nun zu den 18 Millionen Mark , auf die wir im Beharrungs —

zuſtand hoffen , nur für die folgenden Jahre noch ein gewiſſer Betrag aus den

allmählich eingehenden Erträgen der Jahre 1910 und 1911 hinzu , ſo daß wir in

der Lage ſein würden , in den folgenden Jahren auf 20 bis 22 Millionen durch —

ſchnittlich zu rechnen . Das läßt ſich natürlich nicht genau ausrechnen ; ich kann

nur ſagen , daß nach unſeren bisherigen Schätzungen ein Ertrag von 13 Millionen

im erſten Jahre und von 20 bis etwa 22 Millionen in den folgenden Jahren zu

erwarten fleht . Dieſen Betrag bedürfen wir aber auch , wenn wir in der Lage

ſein wollen , neben ausreichender Entwicklung der Heeresausgaben auch einen Platz
im Budget für die Veteranen offen zu halten . wir daneben willens und
in der Lage ſind , Sparſamkett zu üben , beweiſt der vorige und der dies⸗

jährige Etat . “

Durch die Beſchlüſſe im Plenum ſind aber wieder erhebliche

Aenderungen eingetreten , ſo daß eigentlich jede Unterlage für die

Schätzung fehlt ; man kann erſt nach einigen Jahren genau ſagen ,

wie hoch der Ertrag durchſchnittlich iſt , und Schwankungen werden

bei einer ſolchen Konjunkturſteuer immer eintreten .

44 . Das Reichsbeſteuerungsgeſetz erfüllt einen alten

Wunſch des Reichstages .
Die Frage , inwieweit das Reich zu den Staats - und Gemeinde⸗

laſten beizutragen verpflichtet iſt , entbehrte bisher der geſetzlichen

Regelung . Eine hierauf bezügliche Vorſchrift iſt nur im S 1 Abſ . 2

des Geſetzes über die Rechtsverhältniſſe der zum dienſtlichen Gebrauch

einer Reichsverwaltung beſtimmten Gegenſtände vom 25 . Mai 1873

( Reichsgeſetzbl . S . 113 ) dahin enthalten , daß hinſichtlich der Be⸗

freiung von Steuern und ſonſtigen dinglichen Laſten die im Eigen

tume des Reichs befindlichen Gegenſtände den im Eigentume des

einzelnen Staates befindlichen gleichartigen Gegenſtänden gleichgeſtellt
ſind . Dieſe Vorſchrift beſchränkt ſich nach ihrem Wortlaut und ihrer
Entſtehungsgeſchichte ( Stenographiſche Berichte des Reichstags 1873

Bd . III . Nr . 6 S . 17, Nr . 51 S . 323 ) auf Realſteuern .
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Das neue Geſetz , um deſſen Zuſtandekommen ſich der Abgeordnete
Gröber beſonders bemühte , unterwirft das Reich den Benutzungs —⸗
und Verwaltungsgebühren und ſtellt das Reich bezüglich aller Real —
ſteuern und des Umſatzſtempels den Einzelſtaaten gleich . Für Ge⸗
meinden mit Reichsbetriebe iſt folgende Beſtimmung getroffen worden :

Eine Gemeinde , welcher infolge eines in ihr oder in einer nahegelegenen Ge —
meinde aus Reichsmitteln unterhaltenen fabrikmäßigen oder fabrikähnlichen Reichs —
betriebs Ausgaben erwachſen , iſt berechtigt , von dem Reiche nach Maßgabe der
folgenden Beſtimmungen einen Zuſchuß zu ihren Ausgaben zu verlangen , ſofern
diejenigen in der Gemeinde wohnenden Perſonen , welche in den Betrieben als
Arbeiter , Beamte oder im privatrechtlichen Vertragsverhältniſſe eines Dienſt —
verpflichteten angeſtellt oder beſchäftigt ſind , nebſt ihren Haushaltungsangehdrigen
am Anfang des Rechnungsjahres mehr als acht vom Hundert oder , falls in der
Gemeinde weder Truppen des Heeres noch Marineteile ihren Standort haben ,
mehr als zwei vom Hundert der Zivilbevölkerung ausmachen .

Zur Ermittelung der Höhe des Zuſchuſſes wird feſtgeſtellt , wieviel an fort⸗
dauernden allgemeinen Verwaltungskoſten , Volksſchul⸗ , Armenlaſten und Koſten
zur Anterhaltung der Decke von öffentlichen Straßen , Wegen und Plätzen in dem
dem laufenden Rechnungsjahre vorangehenden Rechnungsfahr und wieviel an ein —
maligen allgemeinen Verwaltungskoſten , Volksſchul - und Armenlaſten aus ordent —
lichen Mittel nach dem Durchſchnitt der vorangegangenen fünf Rechnungsjahre
aufzubringen geweſen ſind . Soweit die einmaligen derartigen Koſten und Laſten
aus Anleihen gedeckt ſind , werden nur die Verzinſungs - und Tilgungsraten in dem
vorangegangenen Rechnungsjahr unter den fortdauernden Ausgaben zum Anſatz
gebracht . Von dem ſo ermittelten Betrage wird der von ſämtlichen unter Abſ . 1
fallenden Angeſtellten und Beſchäftigten ſowie deren Haushaltungsangehörigen bei
gleichmäßiger Verteilung auf den Kopf der Bevölkerung aufzubringende Anteil
errechnet , und von dieſem werden die von den bezeichneten Perſonen gezahlten
direkten Gemeindeſteuern in Abzug gebracht .

Von der hiernach ſich ergebenden Summe berechnet ſich der zu zahlende Zuſchuß :
1. auf 30 9 , falls die in Betracht kommenden Angeſtellten und Beſchäftigten

nebſt ihren Haushaltungsangehörigen bis einſchließlich 20 vom Hundert ,
2. auf 50 9/ , falls ſie mehr als 20 bis einſchließlich 40 vom Hundert ,
3. auf 70 „ , falls ſie mehr als 40 bis einſchließlich 66 vom Hundert ,
4. auf 90 90 , falls ſie mehr als 60 vom Hundert der Zivilbevölkerung

der Gemeinde ausmachen .
Werkſtätten und ähnliche Einrichtungen der Reichseiſenbahnen gelten nicht als

fabrikmäßige oder fabrikähnliche Betriebe im Sinne dieſer Vorſchriften .
Soweit Gemeinden auf Grund von Verträgen aus Reichsmitteln zu ihren

Ausgaben Beihilfen erhalten , ſind dieſe auf die Zuſchüſſe anzurechnen .
Den Gemeinden ſtehen die Gutsbezirke gleich .
Da die Reichseiſenbahnen keine Steuern zahlen , erhält Elſaß⸗

Lothringen 5 / vom Reinüberſchuß , mindeſtens aber 200 000 M .

zur Ueberweiſung an die Gemeinden mit einer Station oder einer

Werkſtätte . Die Mehrbelaſtung des Reiches beträgt ungefähr
300 000 M. im Jahr .

45 . Kaufmänniſche Buchführung in Reichsbetrieben .
Die Abgg . Erzberger , Nacken vom Zentrum und Dr . Weber von den
Nationalliberalen ſtellten den Antrag :

1. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen : im Reichshaushalt für 1912 die
Titel 8, 8a und 9 des Kap . 60 zuſammenzulegen , ſie nach beſtimmten
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Einheitsſätzen auszugeſtalten und ſie demgemäß als übertragbar zu be⸗

zeichnen , ferner mit dem Etat eine nach kaufmä nniſchen Grund

fätzen auf geſtellte Bilanz über das Rechnungsjahr 1910 für die

Werft Wilhelmshaven zu geben .
2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Maßn

treffen , um die Rechnungskontrolle beſonders in den wirtſchaft

lichen Unternehmungen möglichſt zu vereinfachen und an Ort und Stelle

zu bewirken .

Zur Begründung dieſer Anträge führte der Abg . Nacken im

An ſchluß an eine Beſichtigungsreiſe nach Kiel aus :

„ Wir haben uns freilich davon überzeugt ,daß mit der jetzigen ſchwerfälligen

kameraliſtiſchen Buchführung auf die Dauer in den werbenden Betrieben nicht

auszukommen iſt .

Um zu zeigen , daß wir nicht hinters Licht geführt worden ſind , daß wir auch

etwas geſehen haben , möchte ich Ihnen einige kleine Beiſpiele anführen . Wir

ſind z. B. in ein Reſſort gekommen wenn ich nicht irre, war es die Ar ina hme

abteilung —, wo wir mit Leichtigkeit und einwandfrei feſtgeſtellt haben , daß in

dieſer Abteilung , und zwar auf der kameraliſtiſchen Buchführung , in jedem

Jahre annähernd eine Million Buchungen umſonſt gemacht werden müſſen , ( hört !

hört ! in der Mitte ) einfach für die Katz . Die Schuld daran trifft aber nicht die

Marineverwaltung ;die Schuld dafür trägt das Syſtem der kameraliſtiſchen Buch —

führung , trifft die Art der Kontrolle , die heute noch der Rechnungshof ausübt ,

das vorſintflutliche Syſtem , das vom Rechnungshofe auch heute noch angewandt
wird . In einem anderen Reſſort , wo es ſich um die Verbuchungen des Materials

handelt , das teils aus Beſtänden ſtammt , die zu Ner lanſchaffungen beſtimmt ſind ,

teils aus Abteilungen ,die die Reparaturgegenſtände enthalten , haben wir gefunden ,

daß dort auf derſelben Buchſeite mit roter , mit ſchwarzer und mit blauer Tint

Buchungen vorgenommen werden , je nachdem , aus welchem Reſſort , aus welcher

Abteilung dieſe Materialien ſtammen . Wir haben direkt geſagt : das muß mit

Naturnotwendigkeit den Beamten dahin führen , daß er Irrtümer macht . Der

erſte Grundſatz iſt doch , daß man ein derartiges Syſtem bei einem kaufmänniſchen
Betriebe , bei einem kaufmänniſchen Geſchäfte — denn das iſt nun einmal die

Werft verläßt , das mit Leichtigkeit zu Irrtümern führen muß .

Hier war die Stelle , von welcher eine grundlegende Aenderung für die Zu

kunft ausgegangen iſt . Da haben wir ſofort geſagt. hier iſt nur Wandel zu

ſchaffen , wenn man die Uebertragbarkeit und die Deckungsfähigkeit der in Frage

kommenden Titel — es waren die Titel 8, 8a und 9 des Kap . 60 des Marine

etats — durchführt . Da war es, wo wir uns überzeugten , daß es gar nicht

anders geht als auf dem Wege , den Sie , meine He rren , geſtern durch Annahme

des Antrages auf Uebertragbarkeit und Deckungsfähigkeit jener Titel beſchloſſen

haben . Nur dann , wenn das Räderwerk des Reſſorts ineinandergreift , wenn das ,

was bei einem Reſſort geſpart worden iſt , bei einem anderen zugeſetzt werden

kann , wenn das , was in einem Jahre erſpart oder überſchritten worden iſt , im

darauffolgenden Jahre zur Verrechnung oder Verwendung bezw . Ergänzung

kommen kann , iſt eine rentable Wirtſchaft den Werften und überhaupt in

den werbenden Betrieben möglich . “ ( 130 . Sitzung vom 17. Februar 11

St . B. S. 4747 )

Abg . Erzberger fügte bei :

„ Wenn in der Weiſe durch Gewinn - und Verluftrechnung und Jahres⸗
abſchluß ausgeführt wird , was auf jedes einzelne Schiff verwendet worden iſt ,

hat der Reichstag die Möglichkeit , nachzufragen und nachzuforſchen , ob geſpart
worden iſt oder nicht ; dann wird er fragen , wie kommt es, daß wir für ddas

Schiff J der „Naſſau “- Klaſſe 60000 M. haben , für das Schiff II, das
— gleichen

Tage in Dienſt geſtellt worden iſt , 30000 M. , oder daß es mit 90 000 M. Re

ahmen zu



paraturkoſten zu Buch ſteht ; dann können wir genau nachrechnen , ob die Gelder
in der Weiſe verwendet worden ſind , ob ſie ſparſam verwendet worden ſind .
Mir iſt es befremdend , daß ein Herr der Fortſchrittlichen Volkspartei gegen dieſen

Antrag ſich ausgeſprochen hat. Ich bin überzeugt , wenn Sie ſich die Konſequenzen
überlegen , welchen Fortſchritt der Antrag für das Budgetrecht bedeutet , werden
Sie ihn auch als berechtigt anerkennen . ( 127 . Sitzung vom 14. Februar 1911
St . B. S. 4652 )

Abg . Dr . Weber konnte aus ſeinen Beobachtungen feſtſtellen :

„ Ein Torpedobootskommandant braucht ſechs Paar Filzſchuhe , die Sub —

miſſion iſt vorbei , er ſoll in See fahren , und nun ſchickt er — ſo denke ich mir
den Vorgang in dem Fall — einen Radfahrer in die Stadt und läßt die ſechs
Paar Filzſchuhe kaufen ; dieſe koſten 2, . 09 M. mehr als urſprünglich war . Nach
vier Jahren kommt vom Oberrechnungshof herunter durch das Reichsmarineamt
über die Oberwerftdirektion bis zu der betreffenden Inſtanz die Frage : wie kommſt
du dazu , dieſe 2,09 M. mehr auszugeben ? Der Offizier iſt längſt in Tſingtau ,
die Sache muß durch alle Inſtanzen durch über das Reichsmarineamt , die Ober —

werftdirektion uſw . bis nach Tſingtau , und die Antwortet lautet : ich konnte ſie
nicht aus der Erde ſtampfen oder : die Ochſen ſind in Potsdam nicht ſo groß
oder größer als ſonſtwo . Dann kommt die Rückantwort : es war nicht anders zu
machen . Dann wird die Sache niedergeſchlagen , und dann koſtet dieſes Monitum
über 2, . 09 M. 49,80 M. an Schreibgebühren ! ( Hört ! hört ! und Heiterkeit )
Oder , wie wir in einem anderen Falle feſtgeſtellt haben : es fehlen 0,8 Kilogramm
Nickelſtahl , und es wird ein Belegzettel wegen der 0,8 Kilogramm Nickelſtahl —

0. 8 Kilogramm , daß muß man ſich bei dieſem Millionenbetrieb vorſtellen ! —

nach drei Jahren moniert ; der Werkführer in dem Betriebe , der vielleicht längſt
verſtorben iſt , oder der Nachfolger ſoll nun ſagen : wo iſt das eine Pfund Nickel —

ſtahl geblieben ? Der Arbeiter , der das Nickel verwandt hat , iſt vielleicht verſetzt
oder geſtorben , und dann pflegt man , wie uns vertraulich mitgeteilt wurde , auf
den Zettel zu ſchreiben : dürfte wohl von einem Volontär verbraucht worden ſein .
( Große Heiterkeit ) Damit iſt der Oberrechnungshof zufrieden . ( Wiederholte
Heiterkeit ) Ja , wir freuen uns darüber , und es iſt auch gewiß ſpaßig ; aber nun

verſetzen Sie ſich einmal in die Lage eines Verwaltungsdirektors oder Ober

werftdirektors . “ ( 127 . Sitzung vom 14. Februar 1911 St . B. S. 4640 )

Auf Antrag des Zentrums gelangte noch folgende Reſolution

zur Annahme :
1. Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , in eine Prüfung einzutreten ,

aus welchen Gründen die Bauten der Reichsbetriebe ( Militär ,
Marine , Poſt ) regelmäßig erheblich teurer ſind als Privatbauten
und durch welche Maßnahmen eine angemeſſene Reduzierung der Preiſe
zu erreichen iſt , und dem Reichstage von dem Ergebnis dieſer Prüfung
und den zu treffenden Maßnahmen Mitteilung zu machen

2. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , im Reichshaushaltsetat für das

Jahr 1912 im Intereſſe der Sparſamkeit einheitliche Beſtimmungen
über die Dienſtwohnungen der Reichsbeamten und Offiziere und deren

Ausſtattung ſowie die Gewährung von Feuerungsmaterial vorzulegen .
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